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Vorwort. 


Di. Königsberger Zeitung hat feit der Bekannt⸗ 
machung der Cenſur⸗Circularverfügung vom 24. Dezbr. 
v. J. ununterbrochen in leitenden Artikeln die vaterlän⸗ 
diſchen Zuſtände in freimüthiger Weiſe beſprochen, und 
dadurch den faktiſchen Beweis geliefert, daß die er⸗ 
wähnte Cenſur⸗Verfügung ein wichtiges Moment für 
die freiere Entwickelung der periodiſchen Preſſe iſt, und 
daß „Mangel an Stoff und an Kenntniß“ nur ein leerer 
Vorwand iſt, welcher den Mangel an aufrichtigem und 
ernſtem Willen, dieſes Zugeſtändniß königlicher Frei⸗ 
ſinnigkeit zweckmäßig zu benutzen, verdecken ſoll. Die 
„Inländiſchen Zuſtände“ — mit welcher Ueberſchrift 
dieſe leitenden Artikel bezeichnet ſind — haben nicht 
allein in unſerer Provinz, ſondern auch in den übrigen 
Provinzen unſeres Vaterlandes und in ganz Deutſch⸗ 
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g land Anerkennung und Beifall bei allen Denjenigen ge⸗ 
funden, welche eine freimüthige Beſprechung der Zeit⸗ 
fragen lieben, und es iſt von vielen Seiten her der 
Wunſch ausgeſprochen, daß dieſe Aufſätze geſammelt 
und ſo in noch weiteren Kreiſen verbreitet werden möch⸗ 
ten. Dieſem Wunſche zu entſprechen, haben wir eine 
geordnete Zuſammenſtellung dieſer Aufſätze veranſtaltet, 
und übergeben hiemit dem Publikum das erſte Heft 
derſelben. 
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Wie iſt doch die Zeitung fo intereſſant!“ Dieſe Worte 
follten uns ſtets an einen Uebelſtand mahnen, der einer allgemeinen po li⸗ 
tiſchen Bildung der Bewohner unſeres Vaterlandes und namentlich un⸗ 
ſerer Provinz ſich bis jetzt noch in den Weg ſtellt. Was tft der Zweck 
der periodifchen Preſſe, und in welchem Grade wird dere 
ſelbe bis jetzt erreicht? Eine gründliche Betrachtung dieſer Fra⸗ 
gen würde gewiß von nahmhaftem Nutzen ſein, und zur Beförderung 
dieſer Betrachtung und der daraus folgenden Erwägung der Mittel, um 
den ſich vorfindenden Uebelſtänden nach Kräften entgegen zu wirken, 
wünſcht der Verfaſſer durch vorliegenden Aufſatz fein gut gemeintes, 
wenn auch geringes, Scherflein beizutragen. — 

Wir ſind ſeit lange gewöhnt, unſern Hunger nach politiſchen Neuig⸗ 
keiten durch Berichte über franz. und engl. Kammerdebatten zu ſtillen, 
und was die Zuſtände des eignen Vaterlandes beerifft, uns aus Arti: 
keln auswärtiger Beitfeheiftent eine gewöhnlich mangelhafte Belehrung 
zu holen. Kann man den Redakteuren der preuß. Blätter dieſen unwürdi⸗ 
gen Zuſtand zu Laſt legen? Man würde damit ein großes Unrecht begehen. 
Theils fühlten fie ſich bisher durch die Cenſur zu ſehr beengt, deren leitende 
Prinzipien nur durch höchſt allgemeine Verordnungen beſtimmt ſind, 
theils war der größte Theil ihres Leſepublikums in den Verhältniſſen 
Frankreichs und Englands weit beſſer bewandert, als in den va⸗ 
terländiſchen. Man kümmerte ſich um letztere wenig, da man zu einer 
freien Erörterung keinen Spielraum hatte. Das große Publikum ließ die 
Sachen gehen, wie ſie eben gingen, ſuchte in den Zeitungen Nichts als 
einen erträglichen Zeitvertreib für die ſchläfrigen Verdauungsmomente 
nach der Mahlzeit, und fand ſich durch die zuweilen recht pikanten Re⸗ 
den franz. und engl. Deputirten genügend amüſirt. Aber wie geſagt, 
dieſer Zuſtand iſt einer aufgeklärten Nation unwürdig. Und wenn in 
Frankreich und England ſelbſt der gemeine Arbeiter aus den Zeitungen 
einige Belehrung ſchöpft, während freilich oft ſelbſt den Litteraten das 
Ausland eine terra incognita iſt, ſo muß man dieſen Zuſtand noch 
viel rühmlicher finden als den unſrigen, wo zwar Jedermann von Paris 
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und London zu ſprechen weiß, als ob er ſelbſt dort geweſen wäre, wo 
aber ſelbſt der Gebildete über die Intereſſen des Vaterlandes oft 
in völliger Unwiſſenheit ſich befindet, und in trauriger Theil 
nahmloſigkeit, unbekümmert um dieſe heiligen Intereſſen fortlebt, 
oder höchſtens in nutzloſem, unergiebigem Winkelpolitiſiren feinen Gefühlen 
freien Lauf läßt. Die politiſchen Tagesblätter haben den wichtigen Zweck, 
das große Publikum über die vaterländiſchen Intereſſen, den Stand der 
allgemeinen Verhältniſſe und die ganze Richtung des Zeitgeiſtes in einer 
möglich gründlichen, aber hauptſächlich allgemein faßlichen Weiſe zu unters 
richten und aufzuklären. Aber ſie ſollen zugleich die Stimme des Volkes 
repräſentiren, wenigſtens des gebildeten Theiles der Nations und wie könn⸗ 
ten fie auch anders dem Lefer von der herrſchenden Richtung der Zeit 
ein klares Bild entwerfen? Sie ſollen den Regierungen ein wichtiges 
Hilfsmittel fein, über die Zustände, Bedürfniſſe und Wünſche aller 
Stände und aller Gegenden ſich zu belehren; fie follen es den Regenten 
erſparen, wie Harun al Raſchid verkleidet die Straßen ihrer Städte zu 
durchſchleichen, um die freien Unterredungen ihrer Unterthanen zu belau⸗ 
ſchen. Dieſe Pflicht iſt eine ernſte, wahrhaft heilige, und ſelbſt durch 
die Einrichtung landſtändiſcher Verfaſſungen nichts weniger als entbehr⸗ 
lich gemacht. Und der Zeitpunkt ſcheint endlich gekommen zu fein, in 
welchem die Tagesblätter wenigſtens einen merklichen Fortſchritt, eine 
bedeutende Annäherung an dieſes Ideal erreichen könnten. 

Die neueſte Inſtruktion an die Oberpräfidien der preuß. Provinzen 
hat der Tagespreſſe einen freien Spielraum verheißen, fo fern fie ſich in den 
Schranken einer wohlgemeinten und ernſten Diskuſſion halten werde. Zwar 
ſind die Hoffnungen, welche man nach den Worten dieſer Inſtruktion 
hätte faſſen können, durch mancherlei faſt gleichzeitige Ereigniſſe nicht 
wenig beſchränkt worden; allein der angedeutete Weg ernſter, gemäßigter 
Beſprechung iſt doch offenbar noch viel zu wenig verſucht, als daß man 
ſagen könnte, auch er ſei uns verſperrt. Mag immerhin die Präven⸗ 
tions⸗Theorie in Cenſurverhältniſſen den Meiſten unerwünſcht erſcheinen, 
immer bleibt es erklärlich, daß die Regierungen gegen Angriffe der Sa⸗ 
tyre und des beißenden Witzes von dieſer traurigen Waffe Gebrauch 
machen. Erträgt man ja ſelbſt im gewöhnlichen Privatleben kaum eine 
beißende Rüge, wo man eine ernſte, wohlmeinende Andeutung gern ver⸗ 
zeihen würde; kann man fic) über eine ähnliche menſchliche Verletzbarkeit 
bei Regierungen wundern, die über ihrem Anſehn mit viel eiferfüchti⸗ 


— ere 


gerer Sorgfalt zu wachen haben als Privarperfonen? Verſuchen wir le 
den uns offen gelaſſenen Weg, und murren wir nicht immer darüber, 
daß ein anderer uns verſchloſſen iſt! Die öffentliche Meinung hat 
unleugbar ſeit der Thronbeſteigung Sr. Maj. unſeres jetzt regierenden Kö⸗ 
nigs einen merklichen Umſchwung genommen. Man ſtrebt vorwärtsz 
man erhebt fid) endlich aus jenem Zuſtande ſchlͤfriger Apathie, der das 
nationale Leben in unſerm Vaterlande dem Auslande gegenüber ſo lange 
in einer nicht eben erfreulichen Stellung gehalten hat. Wir fangen end⸗ 
lich an, uns um die politiſchen Inſtitutionen unſeres Vaterlandes we⸗ 
nigſtens mit einigem Eifer zu bekümmern; aber als junge Anfänger be⸗ 
nehmen wir uns dabei noch ziemlich ſchillerhaft. Wir beſprechen aller⸗ 
dings die Zuſtände unſeres Vaterlandes häufiger und mit größerem In⸗ 
tereſſe als ſonſt, die Nation kommt allmalig zu einem klareren Be⸗ 
wußtſein ihrer Wünſche und Hoffnungen, und dies Bewußtſein fängt 
beſonders an ſich in Kreiſe zu verbreiten, denen es bisher ſehr fern blieb: 
allein noch ſind wir weit von der Einſicht und Klarheit entfernt, mit der etwa 
die engl. Nation die Vorzüge und Mängel ihrer Inſtitutionen zu würdigen 
weiß; wenigſtens iſt dieſe klare al lem auf einen ſehr 
kleinen Kreis beſchränkt. Daß nam. it unferer Provinz eine lebhaf⸗ 
tere Theilnahme an offentlichen Intereſſen neuerdings rege geworden iſt, 
wagt Niemand mehr zu leugnen; allein an die Stelle der früheren egoiſti⸗ 
ſchen Theilnahmloſigkeit, des Verſunkenſeins in tein materielle Intereſſen iſt 
auch jetzt nichts Beſſeres getreten als ein unfruchtbares Beſprechen in 
einzelnen Koterien. Es find in neueſter Zeit Wünſche laut geworden, 
dem Volke in unſern politifchen Inſtitutionen eine größere Mitwirkung 
eingeräumt zu ſehen; man hat dagegen behauptet, das Volk ſei dazu 
nicht reif. Und wahrlich, man ſcheint mit dieſer Behauptung vollkom⸗ 
men Recht gehabt zu haben; wenigſtens iſt das Benehmen der Meiften 
unter unſern Liberalen bis jetzt ein ſchlagender Beweis für dieſe Be⸗ 
hauptung geweſen. Früher thaten wir Nichts und ſchwiegen dazu; jetzt 
ſchwatzen wir freilich viel, handeln aber faſt eben ſo wenig als ftli⸗ 
her. Unter guten Freunden bei einer Taſſe Kaffee ober einem Glaſe Wein 
wiſſen wir oft recht geſcheidte Anſichten zu Tage zu fördern; allein in 
weiteren Kreiſen werden nur ſelten vereinzelte Stimmen gehört. Will man 
etwa durch ein ſolches Verhalten den Beweis politiſcher Reife flihren? 
Es iſt wahrhaft traurig, daß wir, um zuſammenhängende und 
ausführlichere Nachrichte über preuß iſche Zuſtände zu erhalten, die Leip⸗ 
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ziger oder Augsburger Zeitung oder jedes andere auswärtige bedeuten⸗ 
dere Blatt in die Hände nehmen können, nur nicht unſere einheimiſchen. 
Unſere Provinz iſt ſtolz darauf, an Freiſinnigkeit und politiſcher Auf⸗ 
klärung hinter keiner andern zurlickzuſtehen, und wir befigen Männer 
genug in unſerer Mitte, die durch wiſſenſchaftliche Bildung und poli⸗ 
tiſche Einſicht befähigt find, über die wichtigſten Fragen der Zeit öffent⸗ 
lich ein gemäßigtes aber gründliches Urtheil abzugeben, Männer genug, 
deren unabhängige Stellung ihnen Muße zu einer derartigen Beſchäfti⸗ 
gung gewährt: weshalb verſäumen fie es, in unſern provinziellen Blät⸗ 
tern ihre Stimme laut werden zu laſſen, und uns dadurch von jenen 
leeren Vermuthungen über Miniſtertal⸗Veränderungen u. dgl. zu be⸗ 
freien, die unſere politiſchen Blätter, um ihre Spalten zu füllen, bis 
jetzt den Tonangebern unter den deutſchen Zeitungen getreulich nach⸗ 
beten mußten? Können unſere Redakteure ohne intelligente Mitarbeiter 
ihren Blättern einen gediegenern und belehrendern Inhalt geben? Oder 
halten jene Männer es nicht der Mühe werth, in Blättern, die über die 
Grenzen unſerer Provinz wenig verbreitet ſind, ihre Anſichten mitzu⸗ 
theilen? Man gebe denſelben nur einen andern Inhalt, und fie werden 
auch bald ein größeres Leſepublikum finden! Täuſchen wir uns nicht 
länger mit Sophiſtereien, daß Alles ſich auch ohne unſer Zuthun zum 
Beſten wenden werde. Solche Reden find Nichts als verdeckte Beſchö⸗ 
nigung des bekannten deutſchen Phlegmas, eitle Entſchuldigung unſerer 
übertriebenen Neigung zu behaglicher Ruhe. Eine europäiſche Nation 
kann nicht nach Art der Chineſen auf einer einmal erreichten Stufe 
ſtehen bleiben; ſie muß fortſchreiten, oder ſie macht unbewußt einen 
Rückſchritt. Namentlich kann unſer Vaterland nur durch ſtetes Bove 
angehen an der Spitze deutſcher Intelligenz und Bildung den Platz 
unter den europäiſchen Großmächten behaupten, auf den Friedrich des 
Einzigen Feldherrn⸗ und Regentengenie es geſtellt hat, und den ſeine 
Quadratmeilen⸗ und Einwohnerzahl ihm zu ſichern nicht vermögen. 
Aber auch die umſichtigſte Regierung kann eine Nation ohne thätige Mit⸗ 
wirkung derſelben kaum weiter fortbilden. Ohne den freiwilligen Auf⸗ 
ſchwung aus der Mitte des Volkes würde unſer Vaterland die glorreiche 
Wiedergeburt nach dem unglücklichen Kriege nicht erlebt haben. Wirke 
alſo Jeder zur Fortbildung der Nation nach Kräften getreulich 
mit!“ Und ein Hauptmittel für alle Beſtrebungen in dieſer Richtung 
find die öffentlichen Blätter. 
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Was nützen alle ſchönen Träumetelen von Konſtitutionen? Was 
die ganze, viel kedende Liberalität, die jetzt gewiſſermaßen zum guten 
Tone gehört? Die geprieſene engliſche Verfaſſung iſt das Ergebniß 
einer allmäligen Fortbildung und Entwickelung durch mehre Jahr⸗ 
hunderte; und wie wenig ein Volk ſich in einen plötzlichen Uebergang 
von der abſoluten Monarchie zur Repräſentativverfaſſung zu finden 
weiß, ſehen wir deutlich an unſern Nachbarn jenſeits des Rheins, die 
nach allen ihren Konſtitutionserperimenten ſich doch noch keinen behag⸗ 
lichen, der ganzen Nation erfreulichen Zuſtand zu konſtituiren wiſſen. Alſo 
auf die nächſten erreichbaren Zwecke laßt uns feſt das Auge rich 
ten, für das Fernere mögen einſt unſete Enkel ſorgen! Suchen wir alle 
mälig unſere vaterländiſchen Inſtitutionen fortzubilden, das Intereſſe an 
ihnen ſtets zu verſtärken, und in der ganzen Nation eln immer klareres 
Bewußtſein ihrer Vorzüge und Mängel hervorzurufen, Daß ſich zu 
dieſem wichtigen Berufe geeignete Männer bei uns vorfitden werden, 
iſt keine Frage; allein eben fo unzweifelhaft iſt es, daß wir Deutſchen 
einer ſteten Anregung bedürfen, wenn wir nicht in traurige Lethargle 
verſinken wollen. Es HE uns jetzt ausdrücklich freigeſtellt, vaterländiſche 
Zuſtände freimüthig, aber anſtändis zu boſpeechen s mögen unſere Zei⸗ 
tungen dieſe Freiheit vol. Etfer benutzen! Die Stimmung unferer Pro⸗ 
vinz iſt von der Art, daß ſie bei ſolchen Beſtrebungen nur gewinnen 
können, und daß man die zahlreichen Abſchriften aus fremden Zeitungen 
dann gern entbehren wird. Freilich kann ein ſolches Streben nur bei 
thätiger Unterſtützung aller Gebildeten einen günſtigen Ausgang nehmen; 
allein man dürfte ſchon den Verſuch wagen, ob dieſe Unterſtützung ſich 
nicht von ſelbſt finden würde, wenn nur der ernſte gute Wille erſt ge⸗ 
hörig manifeſtiet wäre. "Möge namentlich die Königsberger Zeitung, 
die Vertreterin des Mittelpunktes unſerer Provinz, hierin mit gutem 
Beiſpiele vorangehen. Mit Recht iſt dieſelbe den wenigen preuß. Blät⸗ 
tern beigezählt, welche bis jetzt das erwähnte neue Cenſüredikt einiger⸗ 
maßen zu benutzen verſucht haben; allein noch fehlt viel, daß dieſelbe 
eine ſtete und wahrhafte Vertreterin der allgemeinen Stimmung hieſiger 
Provinz genannt werden könnte. Frankreich und England haben blutige 
und gefährliche Experimente in der Lehre von der Staatsbaukunſt ane 
geſtellt, es ſcheint die Beſtimmung Deutſchlands zu fein, hiedurch be⸗ 
lehrt, auf friedlichem, organiſchem Wegs allmälig Dasjenige zu er⸗ 
reichen, was anderswo mit jahrelangen Umwälzungen und Strömen von 
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Blut vergebens erſtrebt iſt. Möge auch hierin Preußen, wie in allen Um: 
wandelungen deutſchen Denkens und Strebens, die Initiative ergreifen. 
Möge unſere Provinz, wie ſie im Jahre 1813 mit rühmlichem Ei⸗ 
ſer den übrigen Provinzen zuerſt das Beiſpiel patriotiſchen Auſſchwunges 
gab, auch in der jetzigen Uebergangsperiode zuerſt beginnen, eine verſtärkte 
allgemeine Theilnahme an öffentlichen Intereſſen an den Tag zu legen! 
Möge ſich endlich auch unter uns Deutſchen ein öffentliches Leben bilden! 
3 und nochmals ſei es geſagt, der bequemſte und ſicherſte Weg 
zu dieſem Ziele iſt ein ſtetes, ausführliches und, ſo weit es die uns 
geſetzten Schranken erlauben, freiſinniges Beſprechen unſerer Zuſtände, 
Wünſche und Befürchtungen in den vaterländiſchen Blättern. Bald 
würden dieſelben doppelt verbreitet ſein und alſo auch einen verdop⸗ 
pelten Einfluß auf das Publikum ausüben, wenn die Redakteure in 
ſolchen Beſtrebungen nur von Einigen der vielen Männer unterſtützt 
würden, die dazu befähigt ſind. Möge die geehrte Redaktion unſerer 
Zeitung ſolche Männer aufſuchen; möge man ihr hierin freundlich ent⸗ 
gegenfommen | Jedenfalls würde ein ſolches Streben mehr zur Förde⸗ 
rung der guten Sache beitragen als die gewöhnlichen, faſt bis zum Ekel 
betriebenen liberalen Ralſonnements; jedenfalls. würde es einen unwider⸗ 
leglichen Be weis abgeben, daß es Ans. mit unſerm Streben nach geſeh⸗ 
Them. überlegtem Fortſchritt Ernſt iſt, und daß wir nicht in ſchnell 
verfisgendem Rauſche eine Richtung eingefchlagen haben, die uns {pater 
bei kälterer Ueberlegung vielleicht ſelbſt ſtutzig macht. Eine unwider⸗ 
legliche Dokumentation eines allgemeinen feſten Willens vermag viel. 
Mögen dieſe Zeilen, niebergefchrieben ohne alle Rückſicht auf Eleganz, 
ja ſelbſt ohne Rückſicht auf ſyſtematiſche Ordnung, wenigſtens dazu 
beitragen, fähigern Perſonen eine Sache an's Herz zu legen, für die der 
Verfaſſer Nichts zu thun vermag, als feine guten Wünſche zu äußern, 
Wenn ſie dieſen Zweck erreichen, ſo haben wir gewiß bald in unſerer 
Zeitung ein Organ, daß der allgemeinen Richtung unſerer Provinz völlig 
angemeſſen iſt; und nur wenn ſolche Organe recht zahlreich vorhanden find, 
wenn die in den verſchiedenen Provinzen herrſchenden Anſichten ausführlich 
beſprochen und gegen einander ausgetauſcht werden: nur dann laßt ſich 
ein allgemeines Intereſſe und eine erfreuliche Fortbildung für 
unſere vaterländiſchen Zuſtände und Inſtitutionen hoffen. 
Gönigsberger Zeitung 1842, No, 41.) 


Die — die preuß. malie 
1 Wenn sau — 

„Die Verhäͤltniſſe, welchen die Preſſe ur Zeit en preuß. En 
unterliegt, wirkt Höfe nachtheilig auf Geiſt und Herz des 
„Volkes. Den Worten der Verordnung vom 18. Okt. 1819 entge⸗ 
„gen, hat die Cenſur eine Richtung genommen, die beſondets dahin 
„geht, jede freimüthige, wenn auch anständig gehaltene und geünd⸗ 
„lich motivirte Erwähnung der innern Verhältuiſſe des Staates ängſtlich 
„zu überwachen oder vielmehr zu verhüten.“ 

Iſt dieſe Klage unſeres Landtags nunmehr durch die Cenſuk⸗ 
inſtruktion vom 24. Dez. v. J. erledigt, oder bleibt dem Vaterlands⸗ 
freunde noch Manches zu wünſchen übrig? Dem weſentlichen In⸗ 
halte nach bietet die Miniſterzalverfügung nicht mehr, als eine Wieder 
holung des zweiten Artikels der Verordnung vom 18. Okt. 1819 
und des zwölften Artikels der Cenſurinſtruktion der Wiener Miniſterial⸗ 
konferenz von 1834. — Wenn trotz dieſer im J. 1819 und 1834 
ertheilten. Vorſchriften die Cenfur jene von unſeren Ständen getadelte 
Richtung nahm, wenn fie trotz der freiſinnigen Beſtimmungen (wie die 
Inſtruktton ſich ausdrückt), enghersig““ and amis eiter, Alengſtlichkeit 
gehandhabt wurde, die wer zu oft ſchon zu Mißdeutungen über dis 
eſſchten des Gouvernements Veranlaſſung gegeben“; ſo kann mant 
ſich wol kaum der Beſorzniß erwehren, daß die Wiederholung 
jener Geſetze zu keinem erfreulicheren Reſultate führen wetde, als die 
Geſetze ſelbſt. Gleichzeitig mit dem Bekanntwerden der Inſtruktion 
vom 24. Dez. erfolgte das Verbot des Hoffmann und Campeſchen Ver⸗ 
lags, und bald darauf die Beſchlagnahme der unter ſächſiſcher Cent 
fie erſchienenen „Poſaune“ und des „Gegenworts wider die Schrift 
der 87 Berliner Geiſtlichen über die chrlſtliche Sonntagsfeier“ Bei fo 
bewändten Umſtänden können wir dle fanguintifehert Hoffnungen der 
preuß. Tagesblätter keineswegs theilen; wir hegen jedoch andere, um 
deren willen die nachſtehenden ieee Andeutungen un einen 
Platz finden mögen. 

Die Cenſur ſeßt, iwie jede Bevormundung, Mißtrauen gegen die 
Fähigkeit oder den guten Willen der Bevotmundeten voraus. Der 
Zwang, den ſie nothwendig mit ſich führt, wird von den Pflegebefoh⸗ 
lenen (Schriftſtelleen und Leſern) mit um fo größerem Mißbehagen 
empfunden, je mehr ſelbige an Geiſtesreife ihrem Vormunde gleichſtehen, 
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und je geringer der Schutz aft, den ihnen das Geſetz gegen willkürliche 
Behandlung gewährt. — Wird demnach ernſtlich eine Milderung dieſes 
Verhältniſſes beabſichtigt, ſoll durch eine freimüthige Publicität „die 
Theilnahme an vaterländiſchen Intereſſen erweckt, das Nationalgefühl 
erhöht werden,“ fo kann ſolches nur durch eine geeignetere Wahl der 
Cenſoren und durch ein — der ſchriftſtelleriſchen Freiheit größere Ga⸗ 
rantie bietendes Geſetz gegen Cenſurwillkür erreicht werden. In 
erſterer Beziehung wäre ſchon viel gewonnen, wenn die Geiſtesüber⸗ 
wachung aus den Händen der Adminiſtrativbeamten in die anderer, z. B. 
richterlicher Beamten, überginge. Während jene oft beſondern, nicht 
publicirten Inſtructionen Folge zu leiſten haben, würden dieſe die beſte⸗ 
henden Cenſurgeſetze als alleinige Norm ihres Handelns anerkennen. 
Die Vortheile eines ſolchen Wechſels liegen unſern Leſern nahe. Es ſei 
aber geſtattet noch weiter zu gehn. „Der Preuß. Beamtenſtand“ (es 
find dies die Worte unſers vorjährigen Landtages) „ — an Bildung 
und Charakter vielleicht der ausgezeichnetſte — iſt wie durch eine 
Schranke vom Volke getrennt, entbehrt großentheils der gegenſeitig be⸗ 
lebenden Wechſelwirkung mit dem letztern und bildet daher mit ſeinen 
Anſichten und Ideen gewiſſermaßen einen Staat im Staate.“ — Diefe 
Verſchiedenheit der Anſichten und Ideen iſt es aber grade, was den 
Beamten zum Vermittler zwiſchen Schriftſteler und Volk am wenig⸗ 
ſten geeignet machen dürfte. Wäre es daher nicht vielleicht beſſer, ſelbſt⸗ 
ſtändige, nich tbeamtete Männer — ſei es durch die einzelnen Gemeinden 
oder durch die Provinzialſtände — zu Cenſoren erwählen zu laſſen ? 
Sollte der Staat, der den Gemeinden ſchon ſo viel Autonomie ohne 
Nachtheil gewährt hat, ihnen nicht auch die Ueberwachung der Geiſtes⸗ 
produkte anvertrauen können? — Bliebe der Regierung doch die Be⸗ 
ſtätigung der Wahl und nöthigenfalls der Antrag auf Amtsentſetzung 
durch Urtel und Recht. Durch das Vertrauen der Mitbürger würde 
das Cenſoramt zu einer Ehrenſtelle erhoben und wie jetzt gemieden — 
mit Eifer erſtrebt werden. 

Was den zweiten Nachtheil, — den geringen Schutz der Schrift⸗ 
ſteller — betrifft, To leuchtet ein, daß der Cenſor nicht blos für das 
Verſtatten, ſondern auch für das Verbieten verantwortlich fein 
muß. Zu dem Ende wäre — wie das materielle, ſo auch das gei⸗ 
ſtige Eigenthum unter den Schutz des Richters zu ſtellen. Wäh⸗ 
vend jezt dem — durch die Laune der Aengſtlichkeit des literariſchen 
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Vormundes Beeinträchtigten nur eine Beſchwerde zuſteht, deren Antwort 
auf adminiſtrativem Wege erfolgt, würde die Zulaſſung richterlicher 
Entſcheidung jedenfalls der ſchriftſtelleriſchen Freiheit eine bel weitem grö⸗ 
ßere Garantie gewähren. Auf ſolche Weiſe würde ein Cenſor, der ſeine 
Gewalt mißbraucht, der verdienten Rüge und der one Entfernung 
von dem Ehrenamte nicht entgehn. 

Alle dieſe Einrichtungen — und außerdem die am Süddeutschland 
ſchon längſt geſtattete Cenſurfreiheit aller Schriften über 20 Bo⸗ 
gen — könnten füglich ohne die geringſte Beeinträchtigung der Bun⸗ 
desbeſchlüſſe vom Jahr 1819 ins Leben treten. 

Im Vorwärtsgehen wächſt der Muth, und fo nehmen wir uns 
endlich noch die Freiheit zu fragen, ob jene Bundes beſchlüſſe unter den 
gegenwärtigen Verhältniſſen noch durchaus nöthig ſeien. In dem ers 
ſten $. derſelben wird Preßfreiheit als die bundesge mäß e Grund⸗ 
lage der deutſchen Preßgeſetzgebung feſtgehalten und die Cenſur nur als 
ein durch Zeitumſtände gerechtfertigter Ausnahmezuſtand dargeſtellt. 
Sollten die damaligen Motive noch forkdauern? Wäre es nicht an der 
Zeit, ſtatt der proviſoriſchen Bevormundung durch Cenſur ein Straf⸗ 
geſetz für begangene Preßvergehen zu erlaſſen, inſofern nemlich das All⸗ 
gemeine Landrecht bie Einzelnen wie die Geſammtheit in alen 
ihren höhern Intereſſen vor feindſeligen und böswilligen Angriffen zu 
ſichern“ nicht hinreichen ſollte? Eins wäre hiebei freilich noch zu 
bedenken! wie die Vorſchriften über Cenſur, find auch alle Strafgeſetze 
für Preſvergehen einer fo. vielfachen Deutung unterworfen, daß es der 
Publiciſt ſchwerlich voraus wiſſen kann, was er ſtraflos ſchreiben darf, 
was nicht. Soll daher der Schriftſteller nicht aus der cenſoriſchen 
Willkür in die richterliche gerathen, ſo müſſen wir in ſeinem In⸗ 
tereſſe noch eine Bedingung hinzufügen, ohne welche jede Preßfreiheit 
illuſoriſch bleibt, — wir meinen das Geſchwornengericht. — 

SE die öffentliche Beſprechung inländiſcher Zuſtände in ſolcher 
Weiſe ſicher geſtellt, dann erſt wird es ſich bewähren, daß — 
freie Wort der beſte und treueſte Rathgeber der Für⸗ 
ſten iſt. — 

(Königsberger Zeitung 1842. No. 48.) 
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2. Preuß iſche Journaliſtik und Cenſur. 
Es iſt nicht zu leugnen, daß ſeit dem vielbeſprochenen Cenſur⸗ 
Reſkript drei bis vier preuß. Zeitungen einen bemerkenswerthen Auf⸗ 
ſchwung genommen haben. Sind aber drei bis vier einigermaßen befrie⸗ 
digende Blätter für das Bedürfniß der ganzen Monarchie ausreichend? 
Dieſe Frage wird wol Niemand bejahen mögen. Wie kommt es na⸗ 
mentlich, daß gerade die wichtigſte Stadt unſeres Vaterlandes, die Haupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Berlin noch immer durch ihre Blätter keine ſo leb⸗ 
hafte Theilnahme an den mehr und mehr zu allgemeinem Bewußtſein 
kommenden inländiſchen Intereſſen bekundet, als man es von ihrer Vile 
dung erwarten könnte? Zur Beantwortung biefer Frage wollen wir einen 
die preuß. Tagespreſſe betreffenden Aufſatz der Staats zeitung näher 
betrachten; wir wollen unterſuchen, welchen Verhältniſſen es zuzuſchreiben 
fet, daß auch jetzt noch nicht alle größeren preuß. Blätter dem alten 
Schlendrian entſagt haben; und wollen uns bemühen anzugeben, was 
auch ohne ein völlig ausgearbeitetes neues Preßgeſetz Algen könnte, den 
erwähnten Uebelſtand abzuſtellen. wi 

Man kann nicht erwarten daß alle Blätter intand iſche 
Zuſtände gerade in demſelben Sinne beſprechen) wie ettwa unſere 
Zeitung; aber man kann mit Recht verlangen, daß “fie entſchiedene, 
klare Anſichten darüber vortragen und nicht, wie es noch fo Häufig 
geſchieht, bie wichkigſten Inteteſſen mit völligem Stilifehiveigen über⸗ 
gehen. Die Billigkelt dieſer Forderung beginnt die Staats zeitung 
bereits einigermaßen anzuerkennen“ Schon vor einiger Zeit beſprach 
fie die Wirkſamkeit der inländiſchen Preſſe in einem Aufſatze, dem 
eine Fortſetzung folgen ſollte. Jener erſte Aufſatz, freilich wol nur 
eine Einleitung, war in einer Art abgefaßt, die auch in dem nachfol⸗ 
genden eine offene Auseinanderſetzung der noch herrſchenden Uebelſtände 
erwarten ließ. In WS 78. der Staatszeitung iſt nun ein Auſſatz 
über die Beſprechung inländiſcher Angelegenheiten geliefert, welcher aller- 
dings die von uns erwähnte Mangelhaftigkeit unſetes Journalismus, 
freilich in anderer Art, anerkennt. Betrachten wie diefen Aufſatz näher! 
„Wir haben niemals die Beſorgniſſe über Handhabung der Cenfur ge⸗ 
theilt,“ heißt es dort. Kein Wunder! Denn wer würde wol für die 
Ideen, welche die Staatszeitung ihren Leſern mitzutheilen pflegt, irgend 
„welche Behinderung von der Cenſur gefürchtet haben! „Allein eben ſo 
wenig,“ heißt es weiter, „haben wir die fanguinifchen Hoffnungen thei⸗ 
len können, welche man ſich von der größeren Wirkſamkeit der Preſſe 
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in Bezug auf innere Angelegenhelten hin und wieder gemacht hat. Unſere 
inländiſchen Zeitungen würden wol, wenn fie aufrichtig wären, faſt ohne 
Ausnahme geſtehen müſſen, daß fie ſich über ihre eigenen Leiſtungen unter 
der milderen Cenſur größere Vorſtellungen gemacht haben, als ſie bis⸗ 
her zu erfüllen im Stande geweſen ſind. Von allem, was wir über in⸗ 
ländiſche Gegenſtände in jenen Blättern geleſen, hat uns bis jetzt nur 
Weniges befriedigt; und das Publikum urtheilt, ſo viel uns bekannt, 
in ähnlicher Weife/ Wir wollen wirklich ganz aufrichtig zu Werke 
gehen. Daß mit Anempfehlung milder Grundſätze bei Ausübung der 
Cenſur unſere Journaliſtik plötzlich den höchſten Grad der Vollkommen⸗ 
heit erreichen würde, haben wir nie erwartet. Daß ſie überall, wo dieſe 
milderen Grundſätze wirklich zur Ausübung gekommen ſind, einen merk⸗ 
lichen Fortſcheitt gemacht hat, halten / wir füt unbeſtreitbar Es iſt 
z. B. ein entſchiedener Fortſchritt, daß jetzt die Nedabtiom unſerer Zei⸗ 
tung täglich ihr Blatt mit einem leitenden Artikel über inländiſche Zu⸗ 
ſtände eröffnet hat, wenige Fälle ausgenommen, die auch theiltbeiſe 
durch Cenſur⸗Verhältniſſe hervorgerufen waren Daß unſere Aufſätze 
den Verfaſſer jenes Artikels der Staatszeitung nicht befriedigt haben ⸗ 
glauben wir gern; ob das Publikum hierüber ähnlich urtheilt, ließe fich 
ſchon eher beſtreiten. Gewiß woiß daſſelbe der Redaktion Dane, wenn fie, 
ſtatt lange Aufſätze über den Isthmus von Suez und Erinnerungen aus 
der Jugendzeit Napoleons aus der Staatszeitung abzudrucken, Original⸗ 
Artikel über inländiſche Zuſtände liefert, for gute ſie dieſolben be⸗ 
ſchaffen kann. Niemand wird behaupten wollen, daß dieſe Artikel ſich 
nicht vollendeter denken ließen; wir ſelbſt hoffen, daß dieſelben von Jahr zu 
Jahr eine größere Vollendung erreichen werden. Man ſei nur tolerant 
gegen uns! „Die Geſchichte des Journalismus iſt noch jung,“ ſagt die 
Staatszeitung. Gewiß ſehr jung bei uns, denn er iſt erſt durch das 
erwähnte Cenſur⸗Circular aus dem todtenähnlichen Schlafe erweckt wor⸗ 
den, in welchem eine überſtrenge Cenſur ihn früher hielt.“ In unſerem 
lieben Vaterlande wird Alles bedächtig und ohne Ueberellung entwickelt. 
Geſetzreviſton, Uniformirung, neues Preßgeſetz, Mündlichkeit und Oeffent⸗ 
lichkeit, Alles geht ſeit Jahren ſeinen weiſe überlegten Weg; man wird 
wol geſtehen müſſen, daß unſere periodiſche Preſſe im Vergleich zu dies 
fem gewöhnlichen Entwickelungsgange mit ihren eigenen Fortſchritten, 
die erſt {eit wenigen Monaten möglich find, nicht gerade allzuträge gue 
rlickgeblieben ift, Wie ſchon geſagt, die Entwickelung unſeres Journa⸗ 
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lismus iſt noch mangelhaft; aber einerfeits tf dies eine nothwendige 
Folge der kurzen Zeit ſeines Lebens, andererſeits liegen die Gründe die⸗ 
ſer Mangelhaftigkeit in ganz andern Umſtänden, als die Staatszeitung 
uns glauben machen will. — „Talent und allgemeine Bildung genügen 
für die Beurtheilung von Staatsſachen noch keinesweges, wenn nicht 
wenigſtens eine praktiſche Anſicht von den Geſchäften damit verbunden 
iſt. Die ſo Befähigten würden faſt einzig in der Klaſſe der öffentlichen 
Beamten zu ſuchen ſein. Aber von diefen werden die ausge⸗ 
zeichneteren zu ſolcher Thätigkeit ſchwerlich Beruf und 
Muße finden“ Dies ſoll nach der Staatszeitung ein großer Haupt⸗ 
grund der jetzigen Mangelhaftigkeit unſeres Journalismus ſein. Und 
gewiß iſt es ſehr zu bedauern, daß unſere Beamten, von deren zugleich 
wiſſenſchaftlicher und praktiſcher Bildung ſich die gediegenſten Leiſtungen 
erwarten ließen, zur Fortbildung unſeres Journalismus ſo wenig mit⸗ 
wirken. Allein finden ſie wirklich keinen Beruf, keine Muße zu ſolcher 
Thätigkeit e Allerdings find fie mit Geſchäften genügend verſehen; allein von 
Zeit zu Zeit einen intereſſanten Aufſatz zu liefern, würde wol faſt jedem 
noch immer möglich bleiben. Und der Beruf? — Sollten unſere Beamten 
die politiſche Bildung des Volkes oder den Einfluß des Jour⸗ 
nalismus auf dieſelbe für ſo unwichtig halten, daß fie keinen Beruf 
fühlten, zuweilen zu dieſem Zwecke die Feder zu ergreifen? Niemand wird das 
glauben. Allein die Beamten fürchten, daß eine freifinnige Beſprechung 
inländiſcher Angelegenheiten — und eine andere könnten die Meiften nicht 
liefern, ohne ihren Geſinnungen Zwang anzuthun — ihnen in ihren dienſt⸗ 
lichen Verhältniſſen Unannehmlichkeiten zuziehen würde — Unannehmlich⸗ 
keiten der ernſteſten Art. Ob dieſe Furcht wol völlig unbegründet iſt? Wir 
überlaſſen die Beantwortung dieſer Frage der Staatszeitung; Jeder, der 
einigermaßen mit Beamten bekannt iſt, weiß, daß dieſe Anſicht, gleich⸗ 
viel ob begründet oder unbegründet, allgemein unter ihnen herrſcht. — 

Die Staatszeitung behauptet ferner: „Es iſt überhaupt ein 
großer Irrthum, wenn man die Fragen der inneren Verwaltung, 
die Arbeiten, durch welche die Staats⸗Maſchine ſich bewegt oder 
ſich erneuert, an ſich für das Publikum intereſſant hält. In England 
und Frankreich knüpft ſich an ſolche Gegenſtände meiſtens ein ihnen im 
Grunde fremdes Intereſſe: die Politik. Nicht durch das eigene, ſon⸗ 
dern durch das politiſche Intereſſe wird eine Frage im Stande ſein, die 
Aufmerkſamkeit des Publikums zu feſſeln, eine Zeit lang Mode zu wer⸗ 
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den und alle Zungen und Federn in Bewegung zu ſetzen: mit einem 
Worte ſich zur Tagesfrage zu erheben. Von allem dieſen findet ſich 
nun bei uns keine Anwendung. Selten gelingt es bei uns einer Sache, 
ſich zur Tagesfrage zu machen. Tritt aber keine Frage ſo entſchieden 
in den Vordergrund, ſo iſt nicht abzuſehen, wie die große Maſſe der 
Zeitungsleſer Geſchmack an unſeren inländiſchen Angelegenheiten gewinnen 
ſolle.“ Dieſe Anſicht zeigt offenbar von einer entſchiedenen Verken⸗ 
nung des deutſchen Nationalcharakters. Allerdings wird bei 
uns keine Frage in der Art wie in Frankreich Mode- und Tages⸗ 
frage werden, um über einen Monat vergeſſen zu ſein. Mit ruhiger, 
beſonnener Prüfung behandelt die deutſche Nation ihre politiſchen Ge⸗ 
genſtände; das Intereſſe an denſelben, zwar nicht mächtig aufflackernd wie 
bei den Franzosen, wächft dafür fortwährend an Gediegenheit und In⸗ 
nigkeit; und ob auch vielleicht durch äußere Verhältniſſe auf Augen⸗ 
blicke ſcheinbar zurückgedrängt, glüht die kräftige Theilnahme für ſolche 
Fragen fort, bis dieſelben endlich ihre Löſung gefunden haben. Wir 
wollen keine Modefragen und keinen tumultuariſchen, auf leere Oſten⸗ 
tation berechneten Enthuſiasmus des Publikums für dieſelben; aber wir 
wollen eine ernſte, gediegene und durchdachte Theilnahme an allen wich⸗ 
tigen Verhältniſſen unſeres deutſchen Vaterlandes! Und eine ſolche 
wahrhaft deueſche Geſinnung wird jedes gute Blatt ſicherlich mehr und 
mehr bei ſeinem Leſepublikum zur Herrſchaft gelangen ſehen. Allerdings 
„kann kein preuß. Journaliſt,“ wie die Staatszeitung richtig bemerkt, 
„mit ſeinem Gänſekiel ſich ruhig ein Miniſterportefeuille abpflücken;“ 
allein fo kühn iſt der Ehrgeiz des preuß. Journaliſten auch nicht. Ihr 
Streben iſt ganz einfach dahin gerichtet, theils die öffentliche Meinung zu 
vertreten, theils die politiſche Bildung ihrer Mitbürger, die Theilnahme 
derſelben an vaterländiſchen Intereſſen befördern zu helfen; und dieſes 
Streben wird ſicher vom Publikum dankbar anerkannt werden. 

„unſer Journalismus wird kaum jemals aus ſeiner Natürlichkeit und 
Einfachheit heraustreten können,“ heißt es gegen das Ende des beſprochenen 
Artikels. „Wir glauben dies im Obigen erwieſen zu haben und wieder⸗ 
holen es, damit man nicht der Cenſur vorwerfe, was ein Ergebniß der 
Nothwendigkeit iſt.“ Auch wir glauben im Obigen erwieſen zu haben, 
was von der Beweiskraft dieſes Aufſatzes der Staatszeitung zu halten 
fei, Was den zweiten, wichtigeren Theil unſerer Aufgabe, den Nach⸗ 
weis derjenigen Umſtände, welche wir für die wahren Veranlaſſungen 
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des unvollkommenen Zuſtandes unſeres Journalismus halten, und dle 
Entwickelung der dagegen dienlichen Mittel betrifft, fo werden wir dieſen 
in einem 3 Artikel behandeln. 
(Königsberger Zeitung 73.) 

t 3. Bücher verbote. 

rot- der freiſinnigen Cenſur, die jetzt bei uns zur Anwendung 
gekommen iſt, giebt unſere Regierung den Grundſatz noch nicht auf, 
Bücher, in denen ſie eine feindſelige Richtung wahrzunehmen glaubt, 
durch Nichts anderes zu widerlegen, als durch — Verbote. Natür⸗ 
lich mag eine ſolche Maßregel ſein, ob aber auch angemeſſen? Schrift⸗ 
ſteller haben wol noch niemals eine Revolution bewirkt, und unſer Va⸗ 
terland iſt — Dank der Tüchtigkeit des Volks und der Weisheit der 
Regenten — in einer Lage, in der Aehnliches wol am wenigſten zu be⸗ 
fürchten ſteht, Allerdings werden in einer fo großen und fo komplizir⸗ 
ten Staatsmaſchine ſich einzelne ſchadhafte Stellen vorfinden, allein wo 
die Regierung ſich kräftig fühlt, kann die Aufdeckung etwaiger Uebel⸗ 
ſtände ruhig geſtattet werden. So haben auch dieſe Blätter bereits auf 
Manches hingewieſen, was wir für mangelhaft oder einer ferneren Ent⸗ 
wickelung bedürftig hielten; fie haben dies mit um fo größerer Freiheit 
gethan, als die Ueberzeugung vorwiegen konnte, durch ſolche freiſinnige 
Beſprechungen die Anhänglichkeit der Bürger an Vaterland und Regen⸗ 
ten gerade zu ſtärken; ſie haben es für unnöthig gehalten, ſtets dabei 
der Vorzüge zu erwähnen, welche Preußens Verwaltung vor derjenigen 
anderer Länder hat, da dieſe Vorzüge ſo vollkommen in das Bewußt⸗ 
ſein des Volkes übergegangen find, daß ein ſtetes Erinnern an dieſelben 
entbehrlich erſcheint. Sollten dieſe Wahrheiten nicht auch zugleich jedes 
Bücherverbot als überflüßig erſcheinen laſſen? Unſere Nation iſt zu ver⸗ 
ſtändig und aufgeklärt, um ſelbſt durch ſyſtematiſch feindſelige Schriften 
zu nutzloſem Tadeln und Mäkeln, zu unbegründeter Unzufriedenheit ſich 
verleiten zu laſſen. Es iſt auch endlich Zeit, wie die Weisheit der deut⸗ 
ſchen Regierungen im Allgemeinen, ſo auch die Müßigung, den gedie⸗ 
genen, patriotiſchen Sinn der deutſchen Preſſe anzuerkennen. Die 
Zeiten der weltſchmerzelnden Unzufriedenheit find vorüber. Wenn man 
ſich nicht ſelbſt dem Vorwurfe der Ungerechtigkeit ausſetzen will, muß 
man geſtehen, daß die deutſchen Schriftſteller von einer blinden und ver⸗ 
ſtockten Feindſeligkeit gegen alles Beſtehende frei ſind. Wozu alſo 
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Bticherverbote? Giebt es bet uns etwa ein fp gefährliches bauten 
als in Frankreich und England? — 

Die deutſchen Völker hegen ein Vertrauen zu ihren Sürften, das durch 
Nichts hat geſtört werden können; ſollten fie nicht befugt fein, ein ähnliches 
Vertrauen gegen ſich auch bei ihren Fürſten zu erwarten? Ein Vertrauen, 
das immer nur durch Mißtrauen erwidert wird, muß endlich erſtickt werden. 
Und muß nicht jedes Bücherverbot als ein Beweis des Mißtrauens entweder 
in die Urtheilsfähigkeit oder in die gute Geſinnung des Volkes 
angeſehen und von dieſem als unverdiente Kränkung ſchmerzlich empfun⸗ 
den werden? Will man dieſes nicht zugeſtehen, ſo giebt man der Miß⸗ 
deutung Raum, das verbotene Buch müſſe Beſchuldigungen enthalten 
haben, welche man ſich auf anderem Wege zu widerlegen nicht ge⸗ 
traue. Andere Fälle ſind nicht möglich; entweder das verbotene Buch 
enthielt Falſches, und man traut dem Volke nicht Verſtand oder gue 
ten Willen zu dies einzuſehen, oder das verbotene Buch enthielt Wah⸗ 
res, und man traut dem Volke zuviel Verſtand zu, um ſich durch 
eine Schein widerlegung täuſchen zu laſſen. — Man bedenke zugleich 
die Menge von Inkonſequenzen und Ungerechtigkeiten im Gefolge folder 
Verbote. Ein bei uns verbotenes Buch iſt oft in Oeſterreich erlaubt; 
kann das den Bewohnern unſetes Vaterlandes zweckmäßig erſcheinene 
Ein Buch, das die Cenſur paſſirt hat, wird gedruckt, und, ehe die Auf⸗ 
lage zur Hälfte vergriffen iſt, verboten. Der unſchuldige Verleger iſt 
alſo erheblichem Schaden ausgeſetzt; an wen Hale er ſich? An den Gone 
for, der das Imprimatur ertheilte. Wie oft aber wird es ſich finden, 
daß dieſer außer Stande iſt, den Schaden zu decken! Sccherlich trägt 
dieſe Einrichtung nicht wenig dazu bei, den Cenſoren eine Aengſtlichkeit auf⸗ 
zudringen, die fonft vielleicht nicht in ihrem Charakter, gewiß aber nicht 
im Geiſte der neuen Cenſur⸗Verfügung liegt. — Wie ijt 
namentlich das Verbot eines ganzen Verlages zu rechtfertigen! Das 
Beiſpiel liegt klar zu Tage. Hoffmann und Kampe's Verlag iſt ver⸗ 
boten; Gutzkow, der in neueſter Zeit gewiß nicht feindlich gegen Preu⸗ 
feet aufgetreten iſt, muß unter dieſem Verbote, dem auch fein bei uns 
vielgeleſener Telegraph unterliegt, unſchuldig mitleiden. — 

Am verzeihlichſten würde es noch immer erſcheinen, singelne Bücher, 
welche die Waffe des Witzes gegen Regierungsmaßregeln wenden, und da⸗ 
bei für das ganze Volk geſchrieben ſind, zu unterdrücken. Solche Verbote 
laſſen uns wenigſtens die Freiheit, die dort beſpotteten Uebelſtände anderswo 
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in ernſter Beſprechung zu behandeln. Wie aber fol man fic) die 
Maßregeln gegen die Deutſchen Jahrbücher erklären? Alle Zei⸗ 
tungen erzählen, daß dieſelben von Bundeswegen unterdrückt werden ſol⸗ 
lens dabei hätte unſer Vaterland doch auch eine gewichtige Stimme ab⸗ 
zugeben. Die Deutſchen Jahrbücher ſind ernſt gehalten. Sie ſind ein 
wiſſenſchaftliches Journal, deſſen Lektüre ſelbſt einem großen Theile des 
gewöhnlichen gebildeten Publikums zu ſchwierig ſein dürfte; ſollte man 
nicht wenigſtens zu dem höchſtgebildeten Theile der Nation das Vertrauen 
hegen, ſich durch ſchiefe Darſtellungen, wenn man glaubt, daß die Deut⸗ 
ſchen Jahrbücher dergleichen geliefert, nicht täuſchen zu laſſen? — Hoffen 
wir, daß der erfreulichen Cenſurmilderung auch bald die Aufhebung einer 
Maßregel folgen wird, welche dem Volke ebenſo empfindlich als der Re⸗ 
gierung nachtheilig iſt.— — N 
(Königsberger Zeitung No. 77.) 


4. Die Tagespreſſe. 


Wir haben bereits in AF 73. d. Z. dargethan, wie unhaltbar 
die Gründe find, durch welche die Staatszeitung zu beweiſen ſucht, daß 
die im Allgemeinen noch geringe Benutzung der Cenſur⸗Verordnung 
vom 24. Dez. von Seiten der preußiſchen Tagespreſſe ganz natürlich 
ſei, und daß noch ſobald nicht eine freimüthige Beſprechung der inlän⸗ 
diſchen Angelegenheiten in den Tagesblättern erwartet werden dürfe. 
Aus dem großen Eifer, welchen die Staatszeitung auf den Nachweis 
verwendet, daß einer freieren Bewegung der periodiſchen Preſſe unüber⸗ 
windliche Schwierigkeiten im Wege ſtehen, argwöhnen wir, daß der 
Zweck dieſer Artikel kein anderer iſt, als auf ſolche Weiſe die inländi⸗ 
ſchen Tagesblätter von einer ausgedehnteren Benutzung der gegenwärti⸗ 
gen günſtigen Cenſurverhältniſſe abzuhalten. Dies iſt der Grund, warum 
wir noch einmal auf dieſen Gegenſtand zurückkommen, jedoch zum letzten 
Male; alle etwa noch folgenden Artikel der Staatszeitung dieſer Art 
werden wir nicht mehr durch Worte, ſondern nur durch die That 
widerlegen. 

Die Staatszeitung giebt für ihre, oben erwähnte, wol mehr als 
auffallende Behauptung folgende drei Hauptgründe an: 1) Da bei uns 
der Kampf der Parteien fehlt, ſo muß es an Stoff mangeln, der ſich 
zur Besprechung in den Zeitungen eignet. 2) Es fehlt bei uns an Per 
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ſonen, welche Zeitungsartikel liefern können, indem die vorzugsweiſe 
hierzu geeigneten Staatsbeamten nicht Zeit dazu haben, anderen Per⸗ 
ſonen es aber an Kenntniſſen und auch an Luſt fehlt, weil ſie bei uns 
keine Ausſicht haben, als bloße Zeitungsſchreiber eine glänzende Laufbahn 
ſich zu eröffnen. 3) Es ſind bei uns nicht genügend gründliche ſtati⸗ 
ſtiſche Nachrichten verbreitet, und nur ſolche befähigen erſt zur vollſtän⸗ 
digen Beantwortung politiſcher Fragen; überdieß liebe es der Deutſche 
mehr, ſich die nöthigen Balchrungen aus er als aus pee 
zu holen. 

Ganz gewiß iſt es nicht in der Natur der Sache begründet, wenn 
es unſeren inländiſchen Zeitungen jemals an Stoff mangeln ſollte. 
15 Millionen Einwohner eines Staats, auf 8 Längengrade und mehr 
als 3 Breitengrade verthellt, müſſen ununterbrochen Vorgänge unter 
ſich erleben, die einer Mittheilung ebenſo werth ſind, als wenn ein fran⸗ 
zöſiſcher Aſſiſenhof oder eine engliſche Jury ein auffallendes Erkenntniß 
erlaſſen, und doch pflegt letzteres ſelbſt in der preußiſchen Staatszeitung 
zur Füllung der Spalten zu dienen. Die Verhältniſſe unſeres Staates 
legen einer großen Menge von Perſonen als Stadtverordneten, Kreis⸗ 
tagsmitgliedern u. ſ. w. die moraliſche Verpflichtung auf, ſich mit den 
Vorgängen im Staate genau bekannt zu machen; für alle dieſe ſind und 
bleiben daher gute inläͤndiſche Zeitungen eine Sache von namhafter Bes 
deutung und Wichtigkeit. Aber wenn wir auch dieſe ernſte würdige 
Anſicht von der Tagespreſſe unbeachtet laſſen und Solchen uns beige⸗ 
ſellen wollten, die lediglich einen Gegenſtand zur Unterhaltung darin 
erblicken, ſo würden wir dennoch behaupten müſſen, es könne auch dazu 
nicht an Stoff fehlen; und jedenfalls würde es eine ſehr würdige Auf; 
gabe ſein, ſelbſt durch das Mittel der bloßen Unterhaltung das Intereſſe 
an vaterländiſchen Zuſtänden a Ereigniſſen, dadurch aber den Patrio⸗ 
tismus, zu beleben. ved 

Sehr auffallend iſt die fernere Behauptung jenes mis der 
Staatszeitung, daß nur Beamte geeignet fein ſollen, gute Zeitungsartikel 
zu liefern. Es verbreitet freilich den höchſten Glanz über die Tagespreſſe, 
wenn die höchſten Staatsmänner, Miniſter ꝛc. ihre Anſichten in gewiſſen 
Blättern zu vertheidigen pflegen; wo indeſſen, wie bei uns, keine politiſch 
gefehiedene Parteien ſich gegenliberſtehen, wo alſo keine beſtimmte Anz 
füge verſochten, ſondern nut das Beſte ermittelt und bekannt gemacht 
werden ſoll, da iſt in der That nicht abzuſehen, warum nicht die 
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Stimme jedes Gebildeten alle Beachtung verdiente. Die hiezu nö⸗ 
thigen Eigenſchaften und Fähigkeiten nur für die Beamten in Anſpruch 
nehmen, heißt die wirklich vorhandenen Verhältniſſe verkennen. Unſere 
Beamte ſind wahrlich tüchtige, unterrichtete Männer, jeder Patriot hält 
mit Freuden dieſe Ueberzeugung feſt; wenn indeſſen darauf häufig ein 
großer Werth gelegt wird, daß bei uns Alles einen mehr ſtufenweiſen, 
ſchulgerechten Gang geht, als z. V. in Frankreich, wo Perſonen plötzlich 
die höchſten Stellen einnehmen, ohne je eine untergeordnete bekleidet zu 
haben, ſo muß zunächſt darauf aufmerkſam gemacht werden, daß auch 
bei uns der alte ſchulgerechte Beamtenweg mehr und mehr verlaſſen und 
nur in den niedern Sphären feſtgehalten wird. Daß Offiziere, wenn 
nicht plötzlich, ſo doch äußerſt raſch zu den höchſten diplomatiſchen Po⸗ 
ſten, zu Ober-Präfidien, Civil⸗Miniſterien ꝛc., gelangen, weiß Jeder⸗ 
mann; daß ſogar Ausländer ſogleich in die höchſten Aemter gerückt ſind, 
iſt nicht minder bekannte Thatſache. Der Umſtand, daß in einem Nach⸗ 
barlande ein auf ſeltene Weiſe begabter Kopf, ein gründlicher Geſchichts⸗ 
forſcher und eleganter Geſchichtſchreiber, der dabei ausgezeichnete Redner⸗ 
gaben beſitzt, auch Miniſter werden konnte, wenn er gleich mehre Jahre 
hauptſächlich mur Mitarbeiter an Zeitſchriften geweſen war, iſt in der 
That nicht fo auffallend, als man es öfters darſtellt. Er wurde es ja 
nicht als Zeitungsſchreiber, ſondern trotz des Zeitungſchreibens, ebenfo 
wie unſer Bunſen nicht wegen ſeiner theologiſchen Studien, ſondern 
trotz des Kandidaten der Theologie, unferen höchſten diplomatiſchen Poſten 
erhalten hat. 

Wir erſehen daraus, daß bei uns in den wichtigſten Poſten 
nicht mehr ängſtlich danach geforſcht wird, wie Jemand zu ſeiner Tüch⸗ 
tigkeit und zu den Kenntniſſen gekommen iſt, und ob er wirklich volle drei 
Jahre die Univerſität beſucht hat, u. ſ. w., ſondern daß S. Maj. der 
König ſich mit der Ueberzeugung von der vorhandenen nöthigen Bildung 
genügen läßt. Müſſen wir dies aber bei den höchſten Poſten einräumen, 
dann iſt doch ſicherlich kein Grund vorhanden, warum nur Beamte 
brauchbare Zeitungsartikel zu liefern im Stande ſein ſollen. Ihr ge⸗ 
wöhnlicher Wirkungskreis befähigt ſie dazu in der Regel keineswegs und 
obenein, fehlt ihnen dazu die nöthige Muße. Die Beamten vieler Ver: 
waltungszweige, z. B. einer Finanz» Abtheilung oder Provinzial⸗Steuer⸗ 
Direktion find in ihrer amtlichen Thätigkeit faſt ganz und gar auf die 
Beitreibung von Pachten und Steuern beſchränkt, fo daß ihnen ihr 
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Amt auf keine Weiſe eine höhere Einſicht in das Staatsleben geſtattet, 
als jedem andern Staatsbürger. Es kann daher unmöglich angenommen 
werden, nur erſtere wären im Stande, Zeitungen mit intereffanten Nach⸗ 
richten und Belehrungen zu verſehen. Was ſolche Männer in dieſer 
Beziehung leiſten, entnehmen ſie wahrlich nicht aus ihren Akten, ſondern 
wirken ſie als Männer von ſtaatsmänniſcher oder allgemeiner Bildung. 
Nun machen aber ſehr viel mehr Jünglinge ihren Curſus auf Univer⸗ 
ſitäten, als ſpäter Anſtellungen im Staatsdienſt finden; es haben dieſe 
alſo für allgemeine Fragen, welche das Wohl des Staats betreffen, die 
nemlichen Eigenſchaften wie jene, und ſie ſind zu deren Beantwortung 
nicht minder kompetent. Unterwerfen wir ferner die beſtehenden Ver⸗ 
hättniffe unſerer Verwaltungsbehörden und die Art ihrer Beſetzung einer 
Unterſuchung, fo finden wir, daß die Anzahl der durch ſtaatswirthſchaft⸗ 
liche Studien gebildeten Mitglieder immer kleiner, die der Juriſten aber 
immer größer wird, und daß es gerade dieſe ſind, die ſich hervorzuthun 
und eine raſche Karriere zu machen pflegen. Ihre Eigenſchaft als Ju⸗ 
riſten, d. h. als Geſetzanwender, befähigt fie hierzu nicht, ihr Hervorthun 
muß alſo darin, daß ſie gute Köpfe ſind, und in ihrer allgemeinen Bil⸗ 
dung feinen Grund haben, — beides Eigenſchaften, die keineswegs nur 
bei dem Beamten angetroffen werden. Haben wir doch einen reinen 
Juriſten, Mitglied des Juſtizminiſteriums, plötzlich Finanzminiſter wer⸗ 
den ſehen. Iſt aber durch alles dieſes thatſächlich anerkannt, daß man 
auf vorhergegangene ſtaatsmänniſche Studien für unſere Civilverwaltung 
keinen beſonders hohen Werth mehr legt, ſondern daß es nur noch Talent 
und allgemeine Bildung ſind, die bei Beſetzung der wichtigſten Poſten 
berficffichtigt werden, fo ift nicht abzuſehen, weswegen diefe Eigenfchaften 
für einen Zeitungskorreſpondenten nicht genügen ſollen. Uebernehmen 
aber wirklich Staatsdiener die Lieferung von Zeitungsartikeln, ſo thun 
fie es nicht als ſolche, ſondern als Staatsbürger, denn es wäre doch 
noch ſchlimmer als die härteſte Cenſur, wenn die Zeitungen vorzugswelſe 
in die Hände der Beamten kämen, indem dieſe bald nur nach dem 
Willen ihres Obern würden ſchreiben dürfen. Für die Zeitung und 
das Publikum muß und wird es gleich viel ſein, ob ein Beamter oder 
ein praktiſcher Arzt einige politifche Fragen erörtert. 

Kenntniſſe jeder Art ſind eine Zierde, und alles Wiſſen verdient 
und findet Anerkennung, namentlich unter uns Deutſchen. Ja wir 
müſſen deswegen ſogar der Staatszeitung einräumen, daß der Deutſche 
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es nicht ſcheut, ſehr gerne Belehrung in Büchern und nicht allein in 
Zeitſchriften zu ſuchen, indeſſen wird bei der immer mehr anwachſenden 
Literatur es nach gerade für beſchäftigte Männer unmöglich, ſtets dicke 
Werke durchzuleſen; deshalb iſt in neueſter Zeit die kürzere Broſchüre 
von ſolcher Bedeutung geworden; aber auch dieſe fangen an ſich ſehr 
zu häufen und es bleibt nichts übrig, als durch Zeitungen über Tages 
begebenheiten und Tagesfragen ſich in Kenntniß zu erhalten. Und gerade 
unſere vielbeſchäftigten Beamten ſind ſelten im Stande ganze Bücher 
durchzuleſen. Es beruht auch wirklich nicht auf einer Neigung des 
Deutſchen zu dicken Büchern, wenn er nach ihnen greift, ſondern auf 
dem Umſtande, daß die Verfaſſer ſolcher Bücher ſich nicht dazu hergeben 
wollen, den Hauptinhalt derſelben durch Broſchüren oder gar durch Zei⸗ 
tungsartikel zu veröffentlichen. — In auffallendem Widerſpruch mit 
dieſer für- die Deutſchen in Anſpruch genommenen Wiſſenſchaftlichkeit 
ſteht die fernere Behauptung der Staatszeitung: „ohne inländiſche Sta⸗ 
tiſtik iſt keine inländiſche Preſſe möglich“, und daß z. B. ohne ſtati⸗ 
ſtiſche Nachrichten die Frage über Nützlichkeit oder Schädlichkeit der Pa⸗ 
trimonialgerichte nicht zu beurtheilen ſel. Das hieße doch allzuſehr am 
Materiellen feſthalten! Nein im Gegentheil, nur das Reich der Ideen 
enthält die Antwort für wichtige Staatsfragen, die Form muß ſich dann 
finden laſſen. Als der hochſelige König dekretirte: „vom 10. November 
1810 ab giebt es nur noch freie Leute“, wurden nicht erſt ſtatiſtiſche Nach⸗ 
forſchungen gehalten; dergleichen Kleinigkeiten finden ſich ſpäter, wenn 
nur die Richtigkeit und Nützlichkeit des Hauptgrundſatzes erſt feſtſteht. 
Eben ſo müſſen wir die Anſicht zurückweiſen, daß nur ſolche Männer 
Zeitungsartikel ſchreiben können, die eine praktiſche Anſicht von den Ge⸗ 
ſchäften haben. Dieſe praktiſche Handhabung verdient alle Anerkennung, 
ſie iſt aber doch immer nur das Handwerk, und wird da zu einer Ar⸗ 
beit des Syſiphos, wo nicht auf richtige Theorie ſich Alles gründet und 
ſtützt. Ohne Rückſicht auf die beſtehenden Verhältniſſe zu raiſonniren, 
iſt freilich nur das Werk müßiger Köpfe und kann nie zu Reſultaten 
führen, aber die Zahl ſoll demnächſt nur dem erate dienen, nicht ihm 
Goſetze vorſchreſben. 
(Königsberger Zattıma 4842. No, 79) 
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5. Die preußiſche Journaliſtik. 

Es iſt ſchon wiederholentlich anerkannt, daß auch jetzt Me preuß, 
Tagespreſſe noch nicht durchgängig denjenigen, Grad von Tüchtigkeit und 
Gediegenheit erreicht hat, den man ſelbſt mit Berückſichtigung der zu 
ihrer allmäligen Entwickelung erforderlichen Zeit von ihr hätte erwarten 
können. Dieſe betrübende Erſcheinung iſt von vieler Wichtigkeit; die 
Gründe derſelben aufzuſuchen und zweckdienliche Mittel dagegen vorzu⸗ 
ſchlagen wird ſtets ein Gegenſtand unſerer foeaiiaten bene 
bleiben. 

Man nimmt leider noch, fir oft die 452 deutſchen Blätter 
zum Muſter, allein es iſt thöricht, nach den Leiſtungen der Vergangen⸗ 
heit und Gegenwart auch für die Zukun fr die Richtungen und, Beſtre⸗ 
bungen der Tagespreſſe formen zu wollen. Eine Journaliſiit, welche die 
wichtigen Fragen der Zeit in ihren verſchiedene Organen allſeitig erör⸗ 
tert, iſt eben erſt im Entſtehen begriffen; die Stellung derſelben war 
bisher eine unwürdige, dieſe Stellung wird und muß ſich allmälig total 
verändern, demgemäß muß ſich aber unſere periodiſche Preſſe jetzt auch 
ein ganz anderes Ziel ſtecken als bisher. Zeitungen ohne beſtimmte 


Tendenz werden im Verlaufe der l aue kee Un⸗ 
bedeutendheit hinabſinken, wenn man nicht etwa verſuchen ſollte die na⸗ 
türlichen Fortſchritte des Zeitgeiſtes wieder zu unterdrücken, Wir für 
ten nicht, daß man einen ſolchen Verſuch machen wird; und wir zwei⸗ 
feln auch ſehr, ob ein ſolcher jetzt noch Erfolg haben würde. Blätter, 
denen man bei jedem Worte die kleinliche Furcht anſieht, in irgend 
einem höheren Kreiſe zu mißfallen und dann durch ein ſpezielles Verbot 
einige Abonnenten zu verlieren, können dem heutigen Bedürfniſſe der 
deutſchen Nation nicht mehr genügen; der Kunſtgriff iſt endlich abgenutzt, 
alltägliche engherzige Anſichen in gewiſſe ſcheinbar freiſinnige Redensarten 
zu hüllen und ſo eine gefahr⸗ und werthloſe Liberalität zu erheucheln. 
Die Charakterloſigkeit wird ſich nicht lange mehr hinter den wohlklingen⸗ 
den Namen „Mäßigung“ und „Unparteilichkeit“ verbergen können: ſelbſt 
ein ſchönes Motto über den Spalten wird bald nicht mehr im Stande 
fein, dieſe Charakterloſigkeit zu verdecken. Jede Zeitung, welche auf die 
Achtung des Publikums Anſpruch macht, muß jetzt eine beſtimmte Rich⸗ 
tung mit Konſeguenz und Klarheit verfolgen: dabei iſt allerdings auch 
Unparteilichkeit ein nothwendiges Erforderniß, denn deutſche Redlichkeit 
wird ſich ſtets von den Kunſtgriffen und Entſtellungen mancher franzö⸗ 
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ſiſchen Blätter mit Unwillen abwenden. Die Sprache der Zeitungen fei 
gemäßigt, ernſt und würdig; dieſe Eigenſchaften werden uns entſchädigen, 
wenn auch jener „parfum litéraire“ fehlen ſollte, den wir an der 
Augsburger Allgemeinen Zeitung haben rühmen hören. Nur 
für die Feuilletons der größeren Journale möchte derſelbe ein weſentliches 
Erforderniß fein, — 

Journaliſten und Verleger haben die Zeitungen bisher meiſtens 
als bloße Erwerbs⸗ Spekulationen behandelt, und das Publikum 
hat ihnen demgemäß den verdienten Grad von Achtung gezollt; man 
wird wol endlich zu der Erkenntniß kommen, in der periodifchen Profil, 
ein wirkſames, une rſetzliches Beförderungsmittel der Volksbil⸗ 
dung und politiſchen Entwickelung zu ſehen. So wird das ganze 
Verhältniß der Tagespreſſe zum Publikum ein anderes werden, als es bisher 
war, aber auch ein anderes, als es z. B. in Frankreich iſt. Denn dort ſind die 
meiften Journale Sklaven gewiſſer parlamentariſcher Faktionen, jeden 
Vorgang müſſen fie zum Nutzen derſelben ausbeuten, und wenn That⸗ 
ſachen ihren Parteianſichten zu ſchlagend entgegentreten, wird oft der 
Wahrheit die ſchreiendſte Gewalt angethan. Von dem Allen iſt bei uns 
keine Spur; in dieſer Hinſicht kann alſo unsere jetzt emporſtrebende 
Tagespreſſe freier ſein als die franzöſiſche. Allein ſie wird auch eine 
ganz andere werden, als fie ſo lange war; denn bis zur neueſten Cenfur⸗ 
Verfügung dienten unſere Zeitungen nur dazu, das Publikum in dem 
Wahne zu erhalten, wir hätten eine politiſche Preſſe, während 
wir in der That nur wohlgeſchulte Anzeiger hatten die bei jedem Ereig⸗ 
niſſe herkömmliche Betrachtungen anſtellten und von einander ab⸗ 
druckten. — 

Für die Thätigkeit der Zeitungen iſt in Deutſchland ein unge⸗ 
heures Feld offen. Denn wenn wir auch den übrigen Nationen an 
gelehrter Bildung theilweiſe überlegen ſind, ſo ſtehen wir an poli⸗ 
tiſcher noch unendlich weit hinter ihnen zurück. Kaum giebt es irgend 
eine wichtige politiſche Richtung, über welche unſer großes Publikum 
hinlänglich aufgeklärt wäre. Hier hat alſo die Tagespreſſe eine für jetzt 
noch unerſchöpfliche Menge von Stoff; ja man kann kaum hoffen, daß 
diejenigen Kräfte, welche ſich derſelben bereits zugewendet haben, aus⸗ 
reichen werden, dieſen Stoff in ſeiner ganzen Reichhaltigkeit zu bewäl⸗ 
tigen. Oder glaubt man etwa, daß ein kurzer Zeitungsartikel über 
irgend ein wichtiges Thema, wie Mündlichkeit und Oeffentlichkeit des 
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Gerichtsverfahrens u. dgl., hinreichende Belehrung geben könne? Bald 
werden ſich neue Geſichtspunkte vorfinden, aus denen man dieſe wichti⸗ 
gen Gegenſtände einer neuen Prüfung wird unterwerfen müſſen, und 
dieſe wiederholte Beſprechung wird um ſo nöthiger ſein, je weniger man 
behaupten kann, daß außer den Zeitungen noch andere Beförderungs⸗ 
mittel der politiſchen Aufklärung bis jetzt in Wirkſamkeit geſetzt werden. 
Je größer aber dieſes Feld für eine heilſame Thätigkeit der Tages⸗ 
preſſe iſt, deſto klarer iſt auch die Unmöglichkeit, mit den ihr bisher ger 
widmeten Kräften dieſes Feld in allen ſeinen mannigfaltigen Richtungen 
gründlich zu durchgehen. Dies ſcheint uns einer der Haupt⸗ 
gründe der bisherigen Mangelhaftigkeit unferer Jour⸗ 
naliſtik. Bei uns bietet journaliſtiſche Thätigkeit weder Lockungen 
für den Ehrgeiz noch Hoffnungen auf materielle Vortheiles und obgleich 
wir dieſen Umſtand nicht eben für ein Uebel halten, ſo hat er doch die 
natürliche Folge, daß bei uns nur wenige Männer einer ſolchen Thä⸗ 
tigkeit ſich ausſchließlich widmen können. Hoffen wir von dem thätigen 
Patriotismus Mebeben was ſich von den . Einzelner 
bess erwarten laßt! 

Man wird geſtehen mitffen, daß feifninige-journatiftifaye Tätig: 
keit tig jetzt noch einen Grad von Muth erfordert, den erſt wenige von 
den zu einer ſolchen Thätigkeit Befähigten bewieſen haben. Unleugbar 
iſt es auch, daß es mit viel größeren Schwierigkeiten verbunden iſt, ſich 
mit der Verfaſſung und Verwaltung unſeres Vaterlandes bekannt zu 
machen als mit der franzöſiſchen oder engliſchen. Authentiſche Nach⸗ 
richten über dergleichen fließen uns ſehr ſpärlich zu, die öffentlichen 
Lehranſtalten ſind bis jetzt noch gar nicht thätig, den 
Sinn für derartige Studien bei der Jugend zu erwecken; 
deſto wünſchenswerther erſcheint es, daß Jeder, der mit gründlichen, 
wohldurchdachten Anſichten über unſere Inſtitutionen die nöthige allge⸗ 
meine Bildung verbindet, zur Förderung der vaterländiſchen Tagespreſſe 
thätig mitwirke. Mag eine ſolche ungewohnte Thätigkeit auch Anfangs 
beſchwerlich fein, allmalig wird ſich die Schwierigkeit mindern, das eigene 
Intereſſe mehr und mehr beleben; und nur ſo können unſere Zeitungen 
einen höheren Grad von Vollkommenheit erreichen. Allerdings war es 
natürlich, daß bis jetzt das Studium unſeres Verfaſſungs⸗ und Ver⸗ 
waltungs⸗Organismus nur wenig Theilnahme fand; unſere ſtändiſchen 
Inſtitutjonen friſteten kaum ein kümmerliches Daſein bis zu den dana 
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kenswerthen Maßregeln, durch welche unſer Monarch auch hierin einer 
zeitgemäßen Entwickelung freieren Spielraum gab. So konnte es bis⸗ 
her wol Niemandem zugemuthet werden, für eine künftige ſtändiſche 
Wirkſamkeit ſich durch gründliche politiſche Studien vorzubereiten. Aber 
kein Wahlſpruch paßt beſſer für unſer Vaterland als jenes berühmte 
„Vorwärts“ eines ächt deutſchen Helden. Vorwärts müſſen 
wir in jeder Hinſicht; und ſo hoffen wir, auch noch die Zeit zu 
erleben, wo unſere ſtändiſchen Deputirten an gründlicher politiſcher Vor⸗ 
bildung jeder andern Nation wenigſtens gleich ſtehen werden. Das 
Intereffe für derartige Studien wird von Jahr zu Jahr lebhafter, und 
mit der Entwickelung unſerer ſtändiſchen Verfaſſung wird die Ent⸗ 
wickelung unſerer Preſſe Hand in Hand gehen, denn beide bedingen 
ſich gegenſeitig, und die eine zieht die andere als nothwendige Folge 
nach ſich. Dahin wirke Jeder in feinem Kreiſe und nach feinen: Kräf⸗ 
ten! Niemand ſtelle ſein Licht unter einen Scheffel; in unſern Tagen 
wird man wol nicht mehr zu behaupten wagen, daß zu viel Licht den 
Augen der Völker ſchaden könne! Wer eine belehrende Aufklärung über 
vaterländiſche Zuſtände zu geben vermag, der theile fie mit! Dann wer⸗ 
den ſich bald begabtere Talente unter der Menge der in gleicher Rich⸗ 
tung Wirkenden herausſtellen, und um dieſe, wie um einen feſten Kern, 
wird ſich ein zahlreicher Kreis von küchtigen Mitarbeitern bilden, die m. 
einzelnen Richtungen Erſprießliches leiſten. Dann wird unſere Preffe 
eine wahre Repräfentantin der öffentlichen Meinung fein, 
dann wird ſie einen mächtigen und heilſamen Einfluß auf die Entwicke⸗ 
lung vaterländiſcher Inſtitutionen ausüben, und auch wir werden im 
können: Die Preffe iſt eine Macht! } 
Mancher wird vielleicht dieſe Hoffnungen als illuſoriſch beate 
wir beneiden ihn nicht um ſeine kleinmüthigen Zweifel, denn ‚es. find 
Zweifel an der Tüchtigkeit unſerer Nation. Das iſt ein entar⸗ 
totes Volk und keiner Freiheit würdig, daß alle Entwickelung und Fort⸗ 
bildung von der Milde und Einſicht feiner Regierung hofft, um ſelbſt 
in träger Ruhe verharren zu können. Wir hegen die feſte Zuverſicht 
zu der Kraft und Lebensfriſche unſerer Nation, daß fie ſelbſtthätig und 
beharrlich förtſtrebe, und zu der Weisheit unſerer Regierung, daß fie 
ſolche Beſekunzen zu unterſtützen und richtig zu leiten wiſſe. 
(Königsberger Zeitung 1842. No. 92.) 
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6. Die preußiſche Cenſur. 

Die vor Kurzem in dieſer Zeitung gegebene Nachricht von der 
Bildung eines ſelbſtändigen Ober-Cenſur- Kollegiums mußte Jeden 
mit freudiger Hoffnung erfüllen, welcher an der Entwickelung unſerer 
Preſſe Antheil nimmt. Jede Maßregel iſt von der höchſten Wichtig⸗ 
keit, welche durch Anordnung wohleingerichteter und namentlich ſelb⸗ 
ſtändiger Behörden die Mängel unſerer unbeſtimmten, der willkürlich⸗ 
ſten Deutung Raum gebenden Preßgeſetze zu neutraliſiren verſpricht. Wir 
ſind ſtets bereit, die Milderung der Cenſur, welche z. B. dieſen Blättern 
zu Theil geworden iſt, mit freudigem Danke anzuerkennen; wir nehmen 
aber auch keinen Anſtand die jetzige ungleichmäßige Handhabung der⸗ 
ſelben — ungleichmäßig, in ſofern ſie nicht in allen Provinzen gleich human 
iſt — für einen Uebelſtand zu erklären, welcher einen allgemeinen Fort⸗ 
ſchritt der ganzen preuß. Preſſe durchaus unmöglich macht. Außer der 
Rheiniſchen Zeitung und den Stettiner Börſen⸗Nachrichten wiſſen 
wir kaum eine größere Zeitung zu nennen, welche bereits durch die That 
bewieſen hätte, daß ſie von der Nothwendigkeit einer totalen Reformation 
in unſerm Journalismus durchdrungen ſei. Man kann nicht anneh⸗ 
men, daß z. B. das Berliner Publikum kein Bedürfniß einer kräftigeren 
Geiſtes⸗Nahrung fühlen ſollte man wird wol auch geſtehen, daß in der 
Refidenz Kräfte genug vorhanden fein. müſſen, den dortigen Journalis⸗ 
mus an dem Auſſchwunge Theil nehmen zu laſſen, den er in einigen 
anderen Städten der Monarchie zu nehmen beginnt: und nun überzeuge 
man ſich durch einige Blicke in die Berliner Blätter, daß von einem 
Fortſchritte bei ihnen kaum die leiſeſten Spuren ſich bis jetzt finden laſſen! 
— Man hat ſchon angedeutet, daß mancherlei Rückſichten es verhindern, 
für Berlin eine gleiche Cenſur⸗Exleichterung eintreten zu laſſen, wie für 
andere Städte; dieſe Rückſichten liegen klar zu Tage. Iſt es aber zweck⸗ 
mäßig, in vielen Theilen der Monarchie (denn nicht bloß die Berliner 
Blätter hätten hier genannt werden können) die Tagespreſſe in einer Un⸗ 
bedeutendheit zurückzuhalten, auf welche man in anderen Gegenden der⸗ 
ſelben Monarchie wie auf eine glücklich überſtandene Kindheits⸗Periode 
zurückblickt? Selbſt die frühere Unterdrückung der ganzen preuß. 
Preſſe konnte den erwarteten Erfolg nicht haben, da das Publikum ſich 
durch freiere auswärtige Blätter entſchädigte; wie viel zweckloſer muß 
eine ſtrenge Bevormundung in einzelnen Provinzen erſcheinen! Zweifelt 
man denn, daß die emporſtrebenden Blätter nicht bald den Weg nach 
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denjenigen Städten finden werden, deren eigene Zeitungen in alter Un⸗ 
bedeutendheit fort vegetiren? 

Dieſer Zuſtand iſt zu widernatürlich, als daß er von langer Dauber 
fein könnte. Man wird entweder durch eine gleichmäßig freiſinnige Cen⸗ 
für einer allgemeinen Emanzipation der Preſſe allmählig Raum geben 
müſſen — oder man wird bald den Verſuch für nothwendig erachten, 
einzelne freifinnige Stimmen zu unterdrücken und überall die preuß. 
Preſſe in ihren früheren Kindheitszuſtand zurückzudrängen. Dieſe Ber 
ſorgniß iſt kein böswilliger Zweifel an der Aufrichtigkeit und dem guten 
Willen unſerer Regierung. Eine ungleichmäßige Handhabung der Cenſur 
iſt widernatürlich und auf die Dauer unausführbar; ſie muß entweder 
einer allgemeinen Freiſinnigkeit weichen, die allen vernünftigen Ideen 
überall freien Spielraum gönnt, oder fie verwandelt ſich allmählig wie⸗ 
der in jene verblendete Einseitigkeit, welche freiſinnige Ideen im Volke 
auszurotten hofft, wenn fie die Tagespreſſe zwingt, ſich auf altherkömm⸗ 
liche, halboffizielle Redensarten zu beſchränken, die Jeder belächelt. 

Das Cenfur-Gefeg vom 18. Okt. 1819 geſtattete ausdrücklich 
eine „ernſthafte uud beſcheidene Unterſuchung der Wahrheit“ und doch iſt 
es überall anerkannt, daß ſehr bald die preuß. Cenſur eine hievon ganz 
abweichende Richtung nahm. Die neue Cenſur⸗Verfügung iſt Nichts 
als eine Aufftiſchung jener ſchon 1819 ausgeſprochenen Grundſätze; 
welche Bürgſchaft haben wir, daß ſie ſich nicht mit der Zeit ebenſo un⸗ 
wirkſam zeigen wird? Unſere jetzigen Cenſur⸗Behörden beſitzen auch nicht 
den leiſeſten Schein von Selbſtändig keit; jede in höheren Kreſſen 
augenblicklich herrſchende Anſicht iſt bis jetzt noch im Stande, auf die 
Cenſur einen unabweislichen Einfluß zu üben; wer bürgt uns dafür, daß 

man nicht allmälig wieder dieſelben Verſuche machen wird, die Wirkſamkeit 
der Preſſe zu lähmen wie früher? Allerdings gewährt uns die im ganzen 
Volke lebende Ueberzeugung von der Nothwendigkeit einer weniger be⸗ 
ſchränkten Preſſe völlige Sicherheit, daß ſolche Verſuche keinen dau er n⸗ 
den Erfolg haben können; aber wir fürchten, daß ſie vielleicht dennoch 
zuweilen angeſtellt werden möchten, wir fürchten, daß gerade dadurch der 
Preſſe eine erwünſchte ernſte Maͤßigung erſchwert werden könnte, wir 
fürchten, daß allgemeines Mißbehagen die traurige Folge ſolcher Verſuche 
werden würde. — Die Cenſoren ſind, wie geſagt, jeder Einwirkung der 
oberen Behörden ſchutzlos preisgegeben, ſie können nach Belieben ernannt 
und abgeſetzt, nach Belieben an Inſtruktionen gebunden werden; dieſer 
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Zuſtand iſt ein völlig rechtloſer. So lange er dauert, kann man 
nicht behaupten, daß die Preſſe durch Geſetze geſchützt wird, fie erfreut 
ſich jetzt nur einer Duldung, die jeden Augenblick eingeſchränkt oder 
völlig zurückgenommen werden kann. Man beſchuldige uns nicht, den 
freiſinnigen Geiſt der neuen Cenſur⸗Verfügung zu verkennen; wir haben 
ihn ſtets mit dem lebhafteſten Danke anerkannt. Wir hofften, er werde 
den Zeitungen und dem Publikum eine erfreuliche Anregung zum Fort⸗ 
ſchritte geben, und dieſe Hoffnung iſt auch theilweiſe in Erfüllung ge⸗ 
gangen; allein es wäre kurzſichtig, über der erfreulichen Gegenwart die 
Gefahren der Zukunft aus den Augen zu verlieren. Gerade daß trotz 
des Cenſur-Geſetzes von 1819 die Preſſe völlig unterdrückt und eine 
erneuerte Cenſur⸗Verfügung nöthig werden konnte, beweiſt uns, daß 
auch dieſe allein uns vor mißlichen Konflikten nicht dauernd zu ſichern 
vermag. 3 : 
Dieſe Sicherheit kann nur durch eine veränderte Stellung 
der Cenſurbehörden gegeben werden. Das Cenſoramt muß, damit die 
Ausübung deſſelben weder für die Preſſe drückend, noch für den Cenſor läſtig 
werden kann, durchaus nach den Grundſätzen des Richteramtes behandelt 
werden. Der Cenſor follte einzig auf die Gefewe angewieſen fein; und 
wie für den Richter Miniſtertal⸗Verfügungen auf das materielle Recht 
nicht von Wirkung fein können, ſo fei auch der Genfor nie durch gee 
heime Inſtruktionen gebunden. Wie für alle andern Fragen, ſo müßte 
auch für die Angelegenheiten der Preffe ein förmlicher richterlicher 
Inſtanzen⸗Zug angeordnet fein, Man ſichere die Cenſoren vor willkür⸗ 
licher Abſetzung, und geſtatte eine ſolche nur nach vorgängiger Unter⸗ 
ſuchung und nach erfolgtem Urtheile eines ſelbſtändigen Ober⸗Cenſur⸗ 
Kollegiums; dann könnten auch die Cenſoren ſelbſtändig ſein. Die Ein⸗ 
wirkung auf dieſelben ſollte den höheren Behörden nur durch förmlichen 
Prozeß und rechtskräftiges Urtheil möglich fein, und eben fo müßten 
die Klagen der Schriftſteller nur durch Prozeß und Urtheil auf Grund 
der geſetzlichen Beſtimmungen und nicht durch einfache Verfligungen ent⸗ 
ſchieden werden. Man mache den Cenſor zu einer unabhängigen erſten 
Inſtanz; man ſtelle den Grundſatz auf, daß einem Verleger, deffen cen⸗ 
ſirtes Buch ſpäter durch Erkenntniß einer höheren Cenſur-Inſtanz uns 
terdrückt wird, nicht der Cenſor, ſondern die Staatskaſſe Schaden⸗ 
erſatz leiſten muß, und befreie dadurch die Cenſoren von einer Beſorg⸗ 
niß, die fie leicht zu übertriebener Strenge verleiten könnte! — Die 
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zweite Inſtanz in Preßſachen übertrage man entweder geradezu den Ober⸗ 
Landesgerichten, oder man bilde in denſelben beſondere Deputationen da⸗ 
für, Denn, daß dieſe zweite Inſtanz jetzt die Oberpräſidien bilden, läßt 
ſich mit Anerkennung des Cenſorates als Richteramt nicht vereinigen, 
und kann einer willkürlichen Einwirkung auf die Cenſur großen Spiel⸗ 
raum geben. Man entgegne nicht, die Freiſinnigkeit unſerer höheren 
Behörden bürge dafür, daß ſie von der ihnen verliehenen Macht keinen 
übeln Gebrauch machen werden; wir müſſen dann wieder auf die Be⸗ 
hauptung zurückkommen, daß ein Zuſtand völlig rechtlos iſt, welcher ir⸗ 
gend einer nützlichen Thätigkeit keinen anderen Schutz gewährt, als 
den guten Willen Derjenigen, welche ihr zu ſchaden vermögen. — Die 
dritte Inſtanz endlich fet ein völlig unabhängiges Ober⸗ Cenſur⸗Kolle⸗ 
gium, welches darüber zu wachen hat, daß die Preſſe überall einer 
gleichen Freiheit genieße. Ein ſolcher Zuſtand ſichert die Schriftſteller 
möglichſt gegen willklirliche Beſchränkungen, die oft nur in temporären 
Verhältniſſen ihre Veranlaſſung haben, dann aus Gewohnheit beibehalten 
und gewöhnlich erſt zu ſpät als unzweckmäßig erkannt werden; aber er 
giebt dem Staate auch genügende Bürgſchaft gegen Preßunfug und 
Preßfrechheit. Denn einerſeits werden die von höheren Behörden einge⸗ 
ſetzten Cenſoren wol ſelten geneigt fein, auch bei voller unabhängigkeit 
einem ſolchen Unfuge freies Spiel zu laſſenz andererſeits iſt ' ſtets die 
Möglichkeit gelaſſen, einen pflich tvergeſſenen Cenſor durch Prozeß und 
Erkenntniß des Ober⸗Cenſur⸗Kollegiums abzusetzen. Einen ſolchen Zu⸗ 
fand. herbeizuführen, würden auch weder Iangtvierige Geſetz⸗Kommiſſionen 
noch beſondere, koſtſpielige Einrichtungen erforderlich ſein. So lange 
aber die Cenſoren willkürlich abgeſetzt werden, ſo lange die Cenſur 
durch bloße Inſtruktionen modifizirt und beherrſcht werden kann, 
bleibt ihr die Macht, auch einer geſetzlichen, zeitgemäßen Entwickelung 
der Preſſe ganz gegen den Sinn der Allerhöchſten Verfügungen hindernd 
entgegenzutreten. 

Das ingle erſehnte, neue Preßgeſetz wird vieleicht noch lange 
auf ſich warten laſſen, und es iſt wenigſtens zweifelhaft, ob es der Cen⸗ 
fur ein Ende machen und uns Preß freiheit bringen wirdz es er⸗ 
ſcheint daher als eine Pflicht jedes guten Blattes, das Publikum auf 
die, erwähnten Umſtände von Zeit zu Zeit aufmerkſam zu machen. Die 
angedeuteten Veränderungen ſcheinen uns ſo durchaus nothwendig und 
zugleich ſo leicht ausführbar, daß man bei Zeiten daran denken, muß, 


= 2D) = 


nöthigenfalls durch Bittſchriften an die Provinzialſtände, ſobald dieſe gue 
ſammentreten, für dieſen Zweck zu wirken, und die dringenden Wünſche 
aller Einſichtigen höchſten Ortes durch die geſetzlich dazu beſtimmten Or⸗ 


gane kräftig vertreten zu laſſenn 
avd } (Königsberger Zeitung 1842. No. 98.) 


II. Stäudiſche Verfaſſung. 


1 a 
Wenn man einem durch die Zeitungen verbreiteten Gerüchte Glau⸗ 
ben ſchenken kann, ſo wird unſere umſichtige Regierung uns nächſtens 
wieder einen deutlichen Beweis geben, wie ſehr es ihr mit der weiteren 
Entwickelung unſerer politiſchen Inſtitutionen Ernſt fe, Man ſagt 
nemlich, daß der Ausſchuß der Landſtände von drei Pro- 
vinzen unſeres Vaterlandes nächſtens zu wichtigen Bera⸗ 
thungen verſammelt werden wied. Offenbar iſt die Bildung 
von ſtändiſchen Ausſchülffen, die in gemeinſamer Berathung die Sonder⸗ 
Intereſſen der verſchiedenen Provinzen gegen einander abwägen, die ab⸗ 
weichenden Anfichten gegenſeitig austauſchen ſollen, eine höchſt beachtungs⸗ 
werthe Entwickelung unſerer ſtändiſchen Verfaſſung. i 
Bei einem Staate wie Preußen, deſſen einzelne Provinzen aus fo 
verſchiedenartigen Elementen erwachſen und zu ſo verſchiedenen Zeiten 
mit der Monarchie vereinigt find, ſcheint die Einrichtung der Provinzial⸗ 
ſtände ganz beſonders den Uebelſtand mit ſich zu führen, daß dieſe 
Stände, als Organe der öffentlichen Meinung, eben wegen der na⸗ 
türlichen Verſchiedenheit der Provinzen leicht zu ſehr von einander 
divergiren könnten. Unſer Vaterland iſt in ſeiner jetzigen Geſtalt offen⸗ 
bar noch zu jung, um bereits in allen ſeinen Theilen zu einem einigen, 
gleichartigen aber wenigſtens völlig organiſch gegliederten Ganzen ver⸗ 
wachſen zu ſein. Immer noch werden ſich in einzelnen Provinzen Spu⸗ 
ven ihrer früheren Verhältniſſe und ihrer erſt kürzlich erfolgten Vereini⸗ 
gung mit der Monarchie nachwefſen laſſen. In ſofern aber Pro⸗ 
vinzialſtände dieſe Sonderung der einzelnen Glieder gerade zu beför⸗ 
dern ſcheinen, in ſofern ſie die Verſchmelzung der beſondern Intereſſen 
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möglicherweiſe erſchweren können, läßt es ſich nicht leugnen, daß fie im 
Vergleiche mit allgemeinen, das ganze Land vertretenden 
Ständen leicht einigen nachtheiligen Einwirkungen Raum verſtatten. 
Es ſei denn, daß man von dem Geſichtspunkte ausginge, eine derartige 
Sonderung fei eben nach dem Grundfage: divide et impera den ab⸗ 
ſoluten Regierungen erwünſcht. Dieſem Uebelſtande kann nun eben durch 
die eingeführten ſtändiſchen Ausſchüſſe aufs Wirkſamſte entgegen⸗ 
gearbeitet werden; und wir haben daher vollen Grund, das in's Leben treten 
folder Ausſchüſſe mit lebhafter Freude zu begrüßen. Zugleich iſt die Hoff⸗ 
nung geäußert, daß die Verhandlungen dieſer Ausſchüſſe eben ſo wie die der 
Provinzialſtände durch die Zeitungen veröffentlicht werden würden, und 
gewiß iſt eine ſolche Veröffentlichung durchaus erforderlich, um das In⸗ 
tereſſe der Nation an dem neuen Inſtitute rege zu erhalten. Eben ſo 
iſt auch die Hoffnung geäußert, daß nicht blos die Verhandlungen dieſer 
Ausſchüſſe in gewohnter Weiſe publizirt, ſondern auch die Namen der 
jedesmaligen Redner genannt werden ſollen. Und auch dies ſcheint uns 
ein durchaus wünſchenswerthes, außerordentlich förderliches Belebungs⸗ 
mittel der allgemeinen Theilnahme an dieſen Verhandlungen zu fein, 

3 Noch liegen uns die Zeiten gar nicht fo fern, in denen man 
häufig Anſichten äußern hörte, welche die Zweckdienlichkeit der Provin⸗ 
zialſtände überhaupt ſtark in Zweifel zogen. Man behauptete, die Ge⸗ 
genſtände ihrer Verhandlungen ſeien zu geringfügig, dieſe Verhandlungen 
ſelbſt von der öffentlichen Meinung durchaus nicht beachtet und kon⸗ 
trolirt, und von höchſt unbedeutendem Einſluſſe auf die Handlungen der 
Regierung. Nicht ſelten hörte man die Provinzialſtände für eine Ein⸗ 
richtung erklären, welche, ohne dem Lande irgend erheblichen Nutzen zu 
leiſten, ihm nur unnütze Koſten verurſache. Die Zeiten, in denen ſolche 
Anſichten häufig ausgeſprochen wurden, ſind, Gott ſei Dank! vorüber. 
Das Intereſſe an den landſtändiſchen Verhandlungen fängt offenbar an, 
ſich zu regen, allein nichtsdeſtoweniger bleibt noch ſehr viel zu thun, 
um ihm die wünſchenswerthe Lebhaftigkeit und Allgemeinheit zu geben. 
Noch immer hört man klagen, daß die ſtändiſchen Debatten einen zu 
geringen Einfluß hätten, und hieraus will man denn erklären, weshalb 
die Aufmerkſamkeit der Nation noch in keinem höhern Grade auf fie 
gerichtet fei, Und gewiß kommt häufig genug der Fall vor, daß die 
von den Landſtänden vorgetragenen Bitten höheren Orts nicht geneh⸗ 
migt werden. Allein will man ſich hierüber wundern? Eher hätte 
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man noch zur Verwunderung Grund, wenn man bemerkt, daß die 
Provinzialſtände faſt nie eine einmal zurückgewieſene 
Bitte zum zweiten Male vorgetragen haben, ob auch die 
allgemeine Stimme die Erfüllung derſelben fortdauernd als wünſchens⸗ 
werth behauptet hätte. Eine durch die Stände bevorwortete Bitte iſt 
am Ende doch nichts weiter als ein Beweis eines für den Augenblick 
in einer Provinz allgemein verbreiteten Wunſches. Ein ſolcher Wunſch 
kann aber ſehr vorübergehend ſein; deshalb iſt Nichts erklärlicher, als 
daß ihm oft auch keine Folge geleiſtet wird. Wenn aber durch alle. 
Provinzialſtände der Monarchie oder durch die ſämmtlichen Ausſchliſſe 
derſelbe Vorſchlag wiederholentlich und gründlich motivirt 
vorgetragen würde, ſo wäre das ein unwiderleglicher Beweis eines all⸗ 
gemein und tief gefühlten Bedürfniſſes; und ein ſolcher Beweis 
würde gewiß bedeutenden Eindruck machen. Wilberforce wiederholte im 
engl. Parlamente 19 Jahre hindurch ſeinen Antrag auf Emanzipation 
der Sklaven; jedesmal wurde die Majorität gegen ihn ſchwächer, und 
endlich errang er den herrlichſten Sieg. Dieſe edle Beharrlichkeit wollen 
wir uns zum Muſter nehmen. 

Auch aus dieſem Geſichtspunkte würde die namentliche Auffüh⸗ 
rung der einzelnen Redner in den Ausſchußverhandlungen von erhebli⸗ 
chem Vortheil ſein. Die Wähler der ſtändiſchen Deputirten können jetzt 
aus den Berichten über die Landtagsverhandlungen zwar erſehen, inwie⸗ 
fern dieſe Verhandlungen im Allgemeinen ihren Wünſchen entſprechen; 
ob aber gerade der Deputirte, den ſie gewählt, die von ihnen gewünſchte 
Richtung verfolge, können ſie nie mit Sicherheit beurtheilen. Das ein⸗ 
zige Mittel hiezu bleiben ihnen Schlüffe von dem Privatcharakter ihres 
Vertreters auf feine öffentlichen Beſtrebungen, und ſolche Schlüffe find 
offenbar ſehr trügeriſcher Art. So kann es geſchehen, daß Perſonen 
wiederholentlich zu Mitgliedern der Landſtände gewählt werden, denen 
vielleicht bei genauerer Inſpizirung ihrer ſtändiſchen Wirkſamkeit dieſe 
Ehre nicht zum zweiten Male wäre zu Theil geworden. Andrerſeits 
würde es gewiß auch für die Mitglieder der Stände und namentlich der 
ſtändiſchen Ausſchüſſe ein erheblicher Antrieb ſein, wenn ſie wüßten, daß 
ihre Bemühungen ſpeziell von ihren Wählern, ja ſogar von der ganzen 
Nation anerkannt würden. Man möchte das vielleicht Eitelkeit nennen; 
allein der Wunſch, Beſtrebungen zum Nutzen des Vaterlandes auch 
dem Vaterlande bekannt gemacht und von ihm anerkannt zu ſehen, iſt 


— — 


gewiß, wenn überhaupt Eitelkeit, fo doch eine Eitelkeit der verzeihlichſten 
Art. Namentlich zu einer konſequenten Thätigkeit in einer libe⸗ 
ralen Richtung, die gewiß oft mit mancherlei Beſchwerden verknüpft 
iſt, werden die Mitglieder der Stände und beſonders der Ausfchliffe, die 
doch offenbar dauerndere Arbeiten zu übernehmen haben als die übrigen 
Deputirten, ſich meiſtens wol nur durch die belohnende Anerkennung des 
Publikums hinlänglich angeregt fühlen. — Außerdem iſt es klar, daß 
das Publikum im Allgemeinen die Verhandlungen der ſtändiſchen Aus⸗ 
ſchüſſe mit größerem Intereſſe verfolgen wird, wenn ihm die Namen 
der Redner genannt werden. Denn da es mit den Perſonen derſelben 
großentheils einigermaßen bekannt iſt, ſo würde ſich unter ſolchen Vor⸗ 
ausſetzungen das perſönliche Intereſſe mit dem allgemeinen für die be⸗ 
ſprochene Sache vereinigen, und die allgemeine Theilnahme dadurch zu 
einer Stärke anwachſen, die von den erfreulichſten Folgen ſein müßte. 
(Königsberger Zeitung 1842. No. 45.) 
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In der Wachfamkeit des öffentlichen Gewiſſens liegt der Grund, 
weshalb mit ſtändiſcher Verfaſſung mehr Rechtsſicherheit verbunden ift 
als mit der — Büreauverfaſſung. Dieſem Bedürfniſſe gentigt eme 
Ständeverſammlung mit blos berathender, begutachtender Autorität volle 
kommen, wenn ihr alle Geſetzesentwürfe ohne Ausnahme vorgelegt 
werden, welche nicht blos eine vorübergehende Abhilfe bezwecken. Aber 
auch die unbeſchränkteſte Preßfreiheit kann an und füt ſich allein kein 
Surrogat dafür gewähren, ſo lange das Volk von den meiſten Geſetzen 
nicht eher etwas erfährt, als bis fie fertig find, und ohne Inkonſeguenz 
nicht mehr beſeitigt werden können. Mit der freiern Preſſe haben wir alſo 
wenig oder nichts gewonnen. — Der Artikel in WE 45. d. Z. vermißt 
in unſern provinzialſtändiſchen Verſammlungen die Wilberforce's, aber mit 
Unrecht. Der Hemmſchuh unſerer Pro vinzialſtände aller Pro- 
vinzen liegt in den geſetzlichen Grenzen ihrer Thätigkeit. 
Das Geſetz vom 1. Juli 1823 wegen Anordnung der Provinzialſtände 
für das Königreich Preußen verordnet namentlich: §. 49, Bitten und Be⸗ 
ſchwerden der Stände können nur aus dem beſondern Intereſſe der Pro⸗ 
ving und der mit ihr verbundenen einzelnen Landestheile hervorgehen, §. 50, 
Alle bei dem Landtage eingehenden, ſo wie die von demſelben ausgehen⸗ 
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den Anträge miiffen ſchriftlich eingegeben werden; find die letzteren ein⸗ 
mal zurückgewieſen, fo dürfen fie nur alsdann, wenn wirklich neue 
Veranlaſſungen oder neue Gründe eintreten, und immer nur 
erſt bei künftiger Berufung des Landtages erneuert werden. F. 51. Die 
Stände ſtehen als berathende Verſammlung eben ſo wenig mit den 
Ständen anderer Provinzen als mit den Kommunen ihrer Provinz in 
Verbindung; es finden daher keine Mittheilungen unter ihnen ſtatt. 
Der §. 107. Theil 1. Titel 7, ſagt: „Wer etwas thut oder 
ſich gefallen läßt, was ihm nachtheilig iſt, oder zur Einſchränkung ſei⸗ 
ner Rechte gereicht; der hat die Vermuthung wider ſich, daß bei einer 
ſolchen Handlung oder Duldung die Meinung einer vorhergehenden 
Verpflichtung zum Grunde liege.“ Nach dieſem Geſetze würde das 
Hannöverſche neue Staatsgrundgeſetz in Kurzem zum Recht erwachſen, 
und die alten Befugniſſe der Stände des Königreichs Preußen wären 
jetzt, nachdem ſeit 150 Jahren in ihre Verletzung ſtillſchweigend einge⸗ 
willigt worden, von Rechts wegen nicht mehr vorhanden, 
(Königsberger Zeitung 1842. No. 47.) 
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Ueber einen in AZ 45. dieſer Zeitung gelieferten Aufſatz iſt in 
W 47. ein Artikel gegeben worden, deſſen wohlmeinende Abſicht zwar 
nicht zu verkennen iſt, der aber beweiſt, daß der darin beſprochene Auf⸗ 
fas nicht ganz in dem Sinne aufgefaßt iſt, wie Verfaſſer deſſelben wohl 
gewünſcht hätte. In dem betreffenden Artikel wird geſagt, ſelbſt eine 
völlig befreite Preſſe könne nur dann von erſprießlicher Wirkſamkeit ſein, 
wenn die Geſetzentwürfe ſchon zu ihrer Kunde kämen, ehe ſie noch der⸗ 
artig feſtgeſtellt wären, daß eine Abänderung mit Schwierigkeiten und 
Inkonſequenzen verknüpft fein müſſe. Darin liegt nun ohne Frage viel 
Wahres; allein wir haben keinen Grund über ein ſolches allzuſpätes Be⸗ 
kanntwerden der Geſetzentwürfe zu klagen. Man denke nur an die pro⸗ 
jektirten Reformen in den Preß geſetzen! Gleich nach der Thron⸗ 
beſteigung Sr. Maj. wurde im ganzen Lande darüber geſprochen; — und 
noch iff kein detaillirtes Preßgeſetz erſchienen. Wir werden wol geſtehen müſ⸗ 
fen, daß den Tagesblättern wahrhaftig Zeit genug gelaſſen iſt, ihre Anſichten 
darüber zu äußern. Nicht anders iſt es mit ber lange beſprochenen Verände⸗ 

3 


er 


rung in der Uniformirung des Heeres, die zwar für dieſen Augenblick ausge⸗ 
fest, aber doch noch nicht unwiderruflich aufgegeben iſt; eben fo mit der beab⸗ 
ſichtigten Ausdehnung der Mündlichkeit und Oeffentlichkeit im 
Prozeßverfahren und andern wichtigen Gegenſtänden mehr. In dem 
beſprochenen Aufſatze war die 19jährige Beharrlichkeit Wilberforce s als 
Muſter empfohlen; der Einſender des (obigen) Artikels macht hiegegen 
einige Einwendungen, weil er in dieſer Empfehlung den ſtillſchweigen⸗ 
den Vorwurf zu finden glaubt, daß in unſern ſtändiſchen Verſamm⸗ 
lungen kein Wilberforce anzutreffen fei. Er räumt ſtillſchweigend ein, 
daß faſt nie durch unſere Provinzlalſtände derſelbe Vorſchlag wiederholt 
worden ſei; nur erklärt er ſich dieſen Umſtand allein aus den geſetzlichen 
Beſtimmungen über die Provinzialſtände, und eitirt namentlich drei $$. 
aus dem Geſetze vom 1. Juli 1823. Im §. 49. heißt es allerdings: 
» Bitten und Beſchwerden der Stände können nur aus dem beſondern 
Intereſſe der Provinzen hervorgehen. « Allein wir ſprachen in dem er⸗ 
wähnten Aufſatze namentlich von der zu erwartenden Wirkſamkeit ver⸗ 
einter ſtändiſcher Ausſchüſſez und daß auf diefe ihrem ganzen 
Weſen nach der zitirte §. keine Anwendung finden könne, ſcheint wol 
einleuchtend. Wir machen hiebei mit Vergnügen die Leſer auf einen 
in den Stettiner Börſennachrichten der Oſtſee enthaltenen Aufſatz über 
die Mevifion der preuß. Gefegblicher aufmerkſam, in welchem nach einer 
gedrängten hiſtoriſchen Ueberſicht namentlich darauf hingedeutet wird, wie 
die durch das Geſetz vom 5. Juni 1823 verſprochene ſtändiſche Mit⸗ 
wirkung bei Geſetzentwürfen, welche Veränderungen in Perſonen⸗ und 
Eigenthumsrechten und in den Steuern zum Gegenſtande haben, auch 
auf Begutachtung der revidirten Geſetzbücher werde ausgedehnt werden, 
wie aber dieſe ſtändiſche Mitwirkung hiebei ſich eben nur durch die Aus⸗ 
ſchüſſe denken laſſe. Daß aber Berathungen über derlei Entwürfe vom 
höchſten Belange ſein können, und alſo namentlich für die Thätigkeit der 
ſtändiſchen Ausſchüſſe ein ſehr wichtiges Feld ſich hoffen läßt, wird man 
wol nicht beſtreiten können. 

Schlagender ſcheint allerdings der §. 50. des Geſetzes vom 1. Juli 
1823 zu ſein; er lautet: „Alle bei dem Landtage eingehenden, ſo wie 
die von demſelben ausgehenden Anträge müſſen ſchriftlich eingegeben wer⸗ 
den; ſind die letzteren einmal zurückgewieſen, ſo dürfen ſie nur als⸗ 
dann, wenn wirklich neue Veranlaſſungen oder neue Gründe eintreten, 
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und immer nur erſt bei künftiger Berufung des Landtages erneuert wer⸗ 
den.“ Allein auch hiedurch iſt ja ausdrücklich nicht die Wiederholung 
jeder vom Landtage vorgetragenen Bitte unmöglich gemacht, ſondern 
nur die Wiederholung eines vom Landtage ſelbſt ausgegangenen und 
einmal zurückgewieſenen Antrages auf den Fall neuer Veranlaſſungen 
oder neuer Gründe auf einem künftigen Landtage beſchränkt. 
Namentlich ſcheint alſo die wiederholte Bevorwortung einer dem Land⸗ 
tage von andern Bürgern wiederholentlich eingereichten Petition durch⸗ 
aus nicht verhindert zu fein, Auch dürfte es im andern Falle oft gar 
nicht unmöglich ſein, neue Veranlaſſungen oder neue Gründe für einen 
zurückgewieſenen Antrag aufzuſtellen. Der §. 51., welcher beſagt, daß 
zwiſchen den Ständen und den Kommunen der Provinzen keine Mit⸗ 
thellung ftattfinden dürfe, ſcheint uns aber auf das von uns angeregte 
Thema faſt gar keinen Einfluß zu haben, da die ſtändiſchen Verhand⸗ 
lungen im Allgemeinen bereits durch die Zeitungen publizirt werden, und 
die von uns gehoffte Mittheilung der Namen der jedesmaligen Redner 
den Kommunen ſogar eine Kontrolle ihrer ſpeciellen Vertreter möglich 
machen würde. i 

Möge der Verfaſſer des betr. muff 8 dieſe Erwiederung nicht 
als Beweis einer Hinneigung zum Federkriege anſehen! wir glauben, 
daß eine politiſche Zeitung, wenn fie allgemeine Achtung gewinnen will, 
nur eine beſtimmte poljtiſche Richtung vertreten darf, nämlich die in 
ihrer Provinz herrſchende, wenn auch mit kleinen Nuangirungen, Des⸗ 
halb find wir weit entfernt, mit andern Korreſpondenten der Königsber⸗ 
ger Zeitung heftige Kontroverſen beginnen zu wollen. Wir ſind auch 
ganz damit einverſtanden, daß in den gesetzlichen Beſtimmungen über 
die ſtändiſche Wirkſamkeit große Beſchränkungen für die Thätigkeit der 
einzelnen Deputieten enthalten ſeien; glauben das auch bereits aner⸗ 
kannt zu haben, indem wir ſagten, daß eine konſequente Thätigkeit in 
einer Richtung gewiß oft mit mancherlei Beſchwerden verknüpft ſei. 
Ueberhaupt find wir weit entfernt, unſern jetzigen politiſchen Zuſtand 
für die höchſtmöglichſte Entwickelungsſtufe zu halten, ſondern 
wir ſuchen das Heil nur in vernünftiger Fortbildung auf, der 
Baſis des Beſtehenden. Aber wir ſind der Ueberzeugung, daß wo 
wir uns auch durch Schranken beengt fühlen, die wir vor der Hand 
nicht ganz fortzuräumen vermögen, ein völliges Aufgeben jeder Thätig⸗ 
keit und ein Beſchränken auf thatenloſe Klagen durchaus zu verwerfen 
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ſei; und wir twiinfchen die Anſicht allgemein zu verbreiten, daß durch 
verdoppelte Energie und Konſequenz von unſerer Seite die etwanigen 
mißlichen Einwirkungen folder Schranken möglicft paralpfirt werden 
müfjen, 

(Königsberger Zeitung 1842. No, 51.) 


III. Rommmmal:- Angelegenheiten, 


1, Kommunal-Angelegenheit. 


Vier und dreißig Jahre find verfloſſen, ſeitdem Königsbergs Ein 
wohner an Friedrich Wilhelm III. die Bitte um geſetzliche Vertretung 
der Bürgerſchaft richteten. Die gewährende Antwort des Königs auf 
ihre Vorſtellung vom 15, Juli 1808 bezeichnet ausdrücklich „För de⸗ 
rung der bürgerlichen Selbſtändigkeit und Belebung des 
erloſchenen Gemeinſinnes“ als den Zweck des in kurzem zu er⸗ 
wartenden Kommunalgeſetzes. Wenn die Städteordnung von 1808 
dieſen Zweck nicht in dem Grade, wie es ſicherlich in den damaligen Ab⸗ 
ſichten des Königs lag, erfüllt hat, ſo dürfte dieſes weniger durch die 
Schuld der ſtädtiſchen Vertreter als durch den zwiſchen der Kommunal⸗ 
und der Staatsverfaſſung beſtehenden prinzipiellen Widerſpruch verur⸗ 
ſacht worden ſein. Das Fortbeſtehen der bureaukratiſchen Einrichtung 
des Staates, das Streben nach möglichſter Centraliſation der Verwal⸗ 
tung, der beharrlich feſtgehaltene Grundfag der Bevormundung — 
alles dieſes mußte nothwendig einen lähmenden Einfluß auf die, nur 
durch Selbſtthätigkeit der Bürger herbeizuführende Entwickelung des 
ſtädtiſchen Gemeindeweſens ausüben. 

Als die Städteordnung bei uns eingeführt wurde, konnte es nicht 
vermieden werden, daß zum großen Theil die bisherigen Mitglieder des 
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Magiſtrats, weil man die Ausgaben der Penſionirung ſcheute, wiederer⸗ 
wählt wurden. Dieſe von der Stadt beſoldeten ſogenannten „Geleh r⸗ 
ten“ Mitglieder, aus früheren Zeiten an eigenmächtige Amtsführung 
und unbedingte Folgeleiſtung ſeitens der Bürger gewöhnt, waren nicht 
im Stande, die hohe Idee des Geſetzgebers zu faſſen, ſahen in jedem 
Zweifel an ihre Unfehlbarkeit eine perfönliche Verletzung, und ſtrebten 
die Würde ihres früheren Beamtenthums dadurch aufrecht zu erhalten, 
daß fie jeder nicht von ihnen ausgehenden Neuerung entſchieden entge⸗ 
gentraten. Die unbeſoldeten Mitglieder des Magiſtrats, die des 
Geſchäftsganges minderkundig, ihnen nicht das Gegengewicht zu halten 
vermochten, ſahen ſich oftmals genöthigt das Feld ganz zu räumen. 
Die hieraus nothwendig entſtehenden Hemmniſſe der bürgerlichen Selbſt⸗ 
thätigkeit gaben zu mehrfachen Konflikten zwiſchen Magiſtrat und Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung und dieſe wiederum zu Beſchwerden Veranlaſ⸗ 
fung, welche bei den vorgeſetzten Behörden um fo weniger Berückſich⸗ 
tigung fanden, jemehr dieſe ſelbſt dem bureaukratiſchen Geſchäftsgange 
zugeneigt waren. 

Die natürlichen Folgen dieſer Mißverhältniſſe blieben nicht aus; 
der freudige Eifer, die allgemeine Theilnahme, die ſich bei Einführung 
der Städteordnung kund gab, erkaltete; die befferen und fähigeren Bür⸗ 
ger zogen ſich, der erfolgloſen Anſtrengungen müde, allmälig zurück, 
und die Kontrolle der ſtädtiſchen Verwaltung kam ſo in die Hände 
derer, die ſolchem Geſchäfte am wenigſten gewachſen waren. Zu dieſen 
in der Sache ſelbſt begründeten Uebelſtänden traten als neue Störung 
die äußeren Ereigniſſe der Jahre 1812 bis 15 hinzu. Die allgemeine 
Sache des bedrängten Vaterlandes nahm Geiſt und Herz jedes Bür⸗ 
gers zu ſehr in Anſpruch, als daß die Theilnahme für beſchränktere Lo⸗ 
kalintereſſen ſich bethätigen konnte. Der Magiſtrat, der früheren Auf⸗ 
ſicht des Staats bis auf die etwanigen Rechnungsertrakte enthoben, 
ſchaltete jetzt, da die den Bürgern übergebene Kontrolle höchſt mangel⸗ 
haft ausgeführt wurde, unabhängiger denn je mit den ſtädtiſchen Ein⸗ 
künften. Erſt nach beendetem Kriege gewahrte man den Abgrund, an 
deſſen Rand die Angelegenheiten der Stadt gelangt waren. Die Ein⸗ 
nahmen, die bis dahin zur Beſtreitung der Gemeindebedürfniſſe vollſtän⸗ 
dig zureichten, erwieſen fic) nunmehr zur Deckung der erforderlichen Aus⸗ 
gaben unzulänglich, die Kämmereigüter waren verſchuldet, und ſchon im 
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Jahre 1821 hatte das Defizit des Stadthaushaltes — (dem Kriege: 
ſchuldenbedarf ungerechnet) — die enorme Höhe von 120,000 Thlr. 
erreicht. 

Von jener Zeit ab beginnt, zunächſt herbeigeführt durch den Be⸗ 
ſorgniß erregenden finanziellen Zuſtand, eine neuere beſſere Periode un⸗ 
feres bürgerlichen Lebens. Die geſunkene Theilnahme an den öffentlichen 
Angelegenheiten fing ſich wieder zu heben an; viele der Zurückgetretenen 
unterzogen fic) aufs neue dem Kampfe mit den büreaukratiſchen Hemm⸗ 
niſſen; die bisherigen Magiſtratsmitglieder wurden allmälig durch Män⸗ 
ner erſetzt, die das Bedürfniß der Zeit beſſer erkannt hatten, und ſo 
gelang es endlich dem gemeinfamen Streben der Stadtverordnetenver⸗ 
ſammlung und des Magiſtrats, nicht nur die Finanzverhältniſſe der 
Stadt zu ordnen, ſondern auch die übrigen Kommunalangelegenheiten 
einem erfreulicheren Ziele entgegen zu führen. 

Allein fo bereitwillg wir find, dieſe günftige Wendung der Dinge 
anzuerkennen, ſo gerne wir dem guten Willen wie der beharrlichen Thä⸗ 
tigkeit unſerer Vertreter Gerechtigkeit widerfahren laſſen, können wir es 
doch um des gemeinen Beſten willen nicht verſchweigen, daß der Zweck, 
den der Geſetzgeber bei Verleihung der Städteordnung vor Augen hatte: 
„Belebung des Gemeinſinnes und Heranbildung der Bür⸗ 
ger zur Selbſtändigkeit“ noch keineswegs in dem Grade erreicht 
iſt, wie es der Vaterlandsfreund zu erwarten berechtigt ſein dürfte. Den 
Beweis hiefür wird uns wol Jeder erlaſſen, der weiß, daß ſelbſt in 
größeren Städten, in denen man doch eine allgemeinere Bildung vor 
ausſetzen darf, es der Androhung von Strafen bedurfte, um die Bür⸗ 
ger zur Theilnahme an den Wahlen zu nöthigen. 

Manches iſt geſchehen, Vieles aber bleibt noch zu thun 
übrig. Nur dann erſt dürften ſich die Früchte der Städteordnung in 
ihrem ganzen Umfange offenbaren, wenn (wie wir ſolches in England 
ſehen) die Einwirkung der Staatsbehörden ſich lediglich auf die Sorge 
für Aufrechthaltung der beſtehenden Geſetze beſchränkte, wenn alle 
gemeinere Intereſſen der Stadt als die bloße Verwaltung ihres Ver⸗ 
müögens in den Stadtverordnetenverſammlungen zur Sprache kämen, 
wenn endlich den Verhandlungen derſelben Oeffentlichkeit gewährt 
würde, ohne welche noch niemals Gemeinſinn erzielt worden. 

„Wer den Zweck will, muß die Mittel wollen, wer Wahr: 
heit — Oeffentlichkeit.“ 
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Andere Städte unſerer Monarchie ſind bereits mit gutem Beiſpiel vor⸗ 
angegangen; ſicherlich werden Königsbergs freifinnige, Vertreter nicht 
länger zögern, auch ihrerſeits auf Oeffentlichkeit ihrer Ver⸗ 
ſammlungen anzutragen. 

(Königsberger Zeitung 1842. No. 54.) 


2. Kriegsſchulden der Stadt Königsberg. 

Noch immer hat unſere Stadt an den Nachwehen der traurigen 
Jahre 1806 und 7 zu leiden; und dieſe Nachwehen ſind um ſo ſchmerz⸗ 
licher, da Handel und Wohlſtand bei uns ſeit jener Zeit nicht in dem 
Maße gewachſen ſind, als in den Städten anderer Provinzen. — 

Im Jahre 1840 betrugen die Schulden der Stadt Königsberg 
noch 1,600,949 Thle., und ob auch feit der Zeit gewiß dieſe Summe 
um Einiges ermäßigt iſt, immer bleibt der Zuſtand unſeres Stadt⸗ 
haushaltes im Vergleiche zu andern Städten ein höchſt unerfreulicher. 
Haben wir dieſen traurigen Zuſtand ſelbſt verſchuldet? Iſt etwa die 
Verwaltung unſerer ſtädtiſchen Finanzen für den Zweck der Schulden⸗ 
tilgung nicht thätig genug geweſen? Zahlen mögen antworten. Im 
Jahre 1808 betrug unſere Schuld noch 1,926,069 Thlr.; ſie iſt alſo 
von da ab bis zum Jahre 1840 um 325,120 Thlr. vermindert wor⸗ 
den — eine Summe, die noch beträchtlicher erſcheint, wenn man be⸗ 
denkt, daß während jenes Zeitraumes die Kräfte der Stadt durch ein 
ſchreckliches Brandunglück, welches den Verluſt mehrer Millionen verur⸗ 
ſachte und durch die patriotiſchen Anſtrengungen der Befreiungskriege 
ungemein geſchmälert waren. Nur ein ungerechtes, befangenes, Urtheil 
kann alſo der Stadt den Vorwurf machen, nicht energiſch genug auf 
Verbeſſerung ihrer finanziellen Verhältniſſe hingewirkt zu haben. — 
Es iſt in neueſter Zeit vielfältig von den Anſprüchen der Kommunen 
an den Staat die Rede geweſen, namentlich ſind in unſerer Provinz 
merkwürdige Beiſpiele davon vorgekommen; allein nirgend iſt das größere 
Publikum in dem Grade mit dieſen Vorgängen bekannt gemacht wor⸗ 
den, den das hohe Intereſſe des Gegenſtandes fordert. Längſt iſt man 
bei uns von Anſichten zurückgekommen, welche die Intereſſen des Han⸗ 
dels und der Agrikultur ſtreng von einander ſondern, wol gar einan⸗ 
der feindlich gegenüberſtellen wollten. Solche Anſichten können in 
Staaten mit fo tief wurzelndem Parteigetriebe wie England ſich zeit⸗ 
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weilige Geltung verſchaffen, und auch eine ſolche wol nur in Kriſen, 
die auf tief liegende Krankheiten des ganzen öffentlichen Zuſtandes 
deuten: in unſerem Vaterlande fühlt Jeder, daß ein lebhaf⸗ 
tes Gedeihen des Ackerbaues auch die Handelsſtädte bereichert, und daß 
umgekehrt der Flor der letzteren auch auf den Zuſtand des erſteren 
die ſegensreichſten Wirkungen ausüben muß. Deßhalb wird jeder 
irgend erhebliche Beitrag zur Kenntniß der finanziellen Verhältniſſe 
unſerer Stadt wenigſtens für die ganze Provinz Preußen von In⸗ 
tereſſe fein, 

Zwei Tage nach der unglücklichen Schlacht von Friedland rückten 
die Franzoſen in die Stadt Königsberg, deren Beſitz ein unbedeu⸗ 
tendes Gefecht ihnen kaum hatte ſtreitig machen können. Und von 
dieſer Zeit datirt ſich der traurige Verfall unſeres Stadthaushaltes, der 
ſogar eine temporäre Einſtellung der Zinſenzahlung an die Gläubiger der 
Stadt zur Folge gehabt hat. Am 22. Juni erließ Daru, Generals 
Intendant der franzöſiſchen Armee, ein Schreiben an die Kriegs⸗ und 
Domainen⸗Kammer, worin 20 Millionen Francs als „contribution 
de la ville de Koenigsberg et de la province“ von der 
Stadt verlangt wurden. Dieſe aufzutreiben war unmöglich. Den 
7. Juli wurde die Kontribution auf 12 Millionen herabgeſetzt, von de⸗ 
nen 8. baar bezahlt, die übrigen 4 in Waaren abgetragen werden 
ſollten; dabei hielt Daru ſich lediglich an die Stadt, ohne ſeine eigene 
Erklärung über die Natur dieſer Kontribution irgend zu berückſichtigen. 
Dieß kann uns auch nicht befremden, da der franz. General⸗Intendant 
nur darauf ſah, wie er die ausgeſchriebene Summe am leichteſten bel⸗ 
treiben könnte, und der zahlreiche Handelsſtand der Stadt es viel be⸗ 
quemer erſcheinen ließ, dieſe allein zur Zahlung anzuhalten, als ſich um 
eine Vertheilung auf die ganze Provinz zu bekümmern. Die Vertreter 
der Stadt wendeten ſich an den Kaifer Napoleon, und dieſer entſchied 
dahin, daß die baar zu zahlenden 8 Millionen auf die ganze Provinz 
zu übertragen ſeien, über die in Waaren aufzutreibenden 4 Millionen 
ließ er ſich nicht aus. Es war auch gar nicht Sache der franz. Be⸗ 
hörden, die Vertheilung der Kriegslaſten unter die preuß. Kommunen 
zu beſorgen, dieſe mochten dieſelben ſpäter unter ſich und mit ihrem 
Staate ausmachen; die franz. Staatskaſſe ſah nur dahin, daß ihr das 
Geld möͤglichſt ſchnell gezahlt würde. Es kann hier keine ſpezielle An⸗ 
gabe der einzelnen Laſten und Leiſtungen der Stadt Königsberg beab⸗ 
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ſichtigt werden, der Geſammtbetrag des für unſere Stadtkaſſe und die 
einzelnen Bürger in den Kriegsjahren 1806 und 7 erwachſenen Verlu⸗ 
ſtes iſt von der königlich preußiſchen Regierung auf die ungeheure Summe 
von 3,833,767 Thlr. anerkannt. Halten wir uns aber allein an 
die Kontribution von 12 Millionen Francs, von denen die baaren 
8 Millionen auf die Provinz vertheilt, die 4 Millionen in Waaren aber 
ausſchließlich von der Stadt Königsberg entrichtet werden mußten. 
Nachdem auf die baare Summe ſchon bedeutende Abſchlagszahlungen 
geleiſtet waren, vereinigten ſich die Vertreter der Stadt und der übrigen 
Provinz dahin, daß von dem Reſte erſtere etwa n, letztere ½ zu 
tragen hätte. Dieſer Maßſtab war nach dem Soll- Ertrage der Eins 
kommenſteuer ermittelt worden. So war die Summe von 8 Millionen 
von vorn herein als Provinzialſchuld allgemein anerkannt worden; 
als daher am 7. September 1811 das Edikt über die Finanzen erſchien, 
welches die Uebernahme der Kriegsſchuld der Provinz Preußen auf 
Staatsfonds ausſprach, wurde der Antheil an dieſen 8 Millionen, der 
noch als Stadt ſchuld auf dem Haushalte von Königsberg laſtete, na⸗ 
türlich mit übernommen. Die 4 Millionen in Waaren ließ 
man aber völlig unberückſichtigt. Wie außerordentlich beſchwer⸗ 
lich dieſe Waarenlieferung der Stadt geworden ſein muß, wird Jeder leicht 
begreifen, der von der Willkür der damaligen franz. Intendantur⸗ 
Beamten einige Begriffe hat. Die Stadt lieferte Waaren, welche mit 
786,364 Thlr. bezahlt waren, dieſelben wurden von Darn nur im 
Betrage von 659,770 Thlr. in Anſchlag gebracht; 412,310 Thlr. 
mußten ſpäter noch baar oder in Wechſeln von der Stadt nachgezahlt 
werden. Außerdem hatte man, um für die ganze Kontribution von 
12 Millionen Frances Aufſchub zu erlangen, den franz. Beamten 
57,653 Thlr. als Douceur⸗Gelder zahlen müſſen; auch hievon 
wurden nur 38,435 Thlr. als Provinzialſchuld [für die Stadt und die 
übrige Provinz gemeinſchaftlich! angerechnet, 19,218 Thlr. fielen der 
Stadt allein zur Laſt. So hat die Stadt ſtatt 4 Millionen Francs 
oder circa 1,081,081 Thlr. die Summe von 1,226,892 Thlr. als 
ſpezielle Leiſtung außer ihrem Antheile an der als gemeinſam aner⸗ 
kannten Provinzialſchuld übernehmen müſſen. 

Es fragt ſich nun, ob man nach Grundſatzen der Billigkeit die 
Anerkennung dieſer bisher der Stadt allein zur Laſt fallenden Summe 
von 1,226,892 Thlr. als Provinzial kontribution verweigern durfte. 


— AR — 


Die Stadt hat zur gemeinſamen Provinzial⸗Kontribution nach Ver⸗ 
hältniß der Kräfte und wol auch noch über daſſelbe hinaus beigeſteuert; 
welchen Grund kann man anführen, ihr noch eine fo bedeutende befon- 
dere Laſt aufzubürden? Die Sache iſt ſchon in früherer Zeit im königl. 
Staatsrathe zur Sprache gekommen; die Gründe, welche derſelbe der 
Erfüllung unſerer Wünſche entgegengeſetzt hat, müſſen für uns vom 
höchſten Intereſſe ſein. „Die Kontribution von 4 Millionen Francs, 
welche die Franzoſen der Stadt Königsberg auflegten, war ſchon ihrem 
Urſprunge nach ganz verſchieden von der Provinzialſchuld. — Man 
war ſchon beim Urſprunge dieſer Schuld der Meinung, daß jene 
zur Kategorie der Natural: Requifitionen gehörigen Leiſtungen 
nach den wegen der Provinzial⸗Kontkibutionen angenommenen Grund⸗ 
ſätzen nicht behandelt und eben ſo wenig erſtattet werden könnten, 
als die Natural-Requiſitionen in den übrigen vom Feinde beſetzten Pro⸗ 
vinzen.“ Dieſe Anſicht ſcheint auf einem Schreiben des franz. Inten⸗ 
danten de Stassart zu beruhen, worin derſelbe ſagt: „La ville de 
Königsberg est imposée en autre A une contribution de 
quatre millions en vins, draps, tabacs et autres marchan- 
dises; mais il parait juste, quelle la supporte seule, puis- 
que les campagnes et les petits villes ont aussi de fournir 
de leur cdté aux requisitions en nature, et ont été expo- 
sées aux fouragements.“ Man wird de Stassart wol kaum 
für eine erhebliche Autorität bei Entſcheidung der Anſprüche preuß. Kom⸗ 
munen gegen den Staat gelten laſſen; ſeine und die mit ihm überein⸗ 
ſtimmende Anſicht des Staatsrathes würde allerdings unbeſtreitbar ſein, 
wenn die erwähnten 4 Millionen Francs der Stadt wirklich als Naz 
turalrequiſitionen zum Unterhalte der franz. Armee, wie die Requiſttionen 
und Fouragements in der übrigen Provinz abgefordert wären, und wenn 
die Stadt im Uebrigen mit Natural-Requiſitionen ver⸗ 
ſchont worden wäre. Allein dieſelbe hatte ganz geſondert von 
jener Summe wie jeder andere Theil der Provinz Natural-Requi⸗ 
ſitionen aufzubringen, und zwar im Werthe von 599,256 Thlr. und 
nun ſollte fie außer ihrem verhältnißmäßigen Antheile an der Provin⸗ 
zialſchuld, außer jenen 599,256 Thlr. in Naturals Lieferungen noch 
1,226,892 Thlr. als ſpezielle Laſt zu tragen haben? Letztere Summe 
war, wie tir bereits oben geſehen haben, ein integrirender Theil der 
Kontröbution von 20 Millionen Francs, welche {pater auf 12 Millionen 
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ermäßigt wurde, und urſprünglich, wie ſchon erwähnt, als contribution 
de la ville de Königsberg et de la province von Daru 
gefordert war; man geſtattete die Abtragung diefer 4 Millionen Francs 
in Waaren nur deshalb, weil man die Unmöglichkeit einſah, auf an⸗ 
derem Wege die volle Summe von 12 Millionen einzutreiben. Den 
Erſatz jener für Natural-Requfſitionen verausgabten 599,256 Thlr. hat 
die Stadt niemals verlangt; allein die 4 Millionen Francs können als 
in jene Kategorie gehörig unmöglich anerkannt werden, und die 
Uebernahme der Provinzial⸗Kriegsſchuld auf Staatsfonds iſt in dem 
ſchon angeführten Finanz⸗Edikte vom 7. September 1811 ausdrücklich 
ausgeſprochen. 

Die Anſicht über die Lage der Stadt Königsberg während der 
Kriegsperjode, welche im Staatsrathe vorherrſchte, verſtärkte noch die 
Abneigung, jene 4 Millionen Franes als Provinzialſchuld anzuerkennen. 
„Die Stadt Königsberg“, ſagte man, „war nur kurze Zeit okkupirt ger 
weſen. Die ſämmtlichen Leiſtungen dieſer kurzen Periode waren voll⸗ 
kommen liquidationsfähig. Wenn die Bedürfniſſe der Armee durch Uns 
ternehmer herbelgeſchafft werden, erhalten die Einwohner auf der andern 
Seite Gelegenheit, die Produkte zu höheren Preiſen zu verkaufen; bei 
Einquartierungslaſten müſſen andererſeits auch die großen Lieferungen in 
Anſchlag gebracht werden, welche den Verkehr beleben und wodurch 
Mancher ſeinen Wohlſtand begründete.“ So wollte man der Stadt 
nur die Zeit der wirklichen Beſetzung durch die Franzoſen anrechnen; 
man vergaß die großen Opfer, welche ſie im unglücklichen Kriege ſchon 
vor dieſer Okkupation dem Vaterlande gebracht hatte. Faſt die ganze 
Winterbekleidung unſerer Armee für den Winter 180% war von der 
Stadt Königsberg herbeigeſchafft; dem General Benningſen war eine 
Anteihe von 100,000 Thlr. bewilligt worden, welche, wenn auch fpäter 
von Rußland abgetragen, doch einen ſtarken Beweis von der Bereitwil⸗ 
ligkeit der Stadt hätte geben ſollen, die Sache des Vaterlandes mit 
Aufopferung zu unterſtützen, ſo lange es die eigenen Kräfte nur irgend 
erlaubten. Hatte doch ſelbſt während der franz. Okkupation die 
Stadt der preuß. Staatskaſſe einen baaren Vorſchuß von 41,281 Thlr. 
zuzuwenden gewußt. Die Dauer der Zeit kann hiebei auch gar nicht 
weſentlich jue Entſcheidung beitragen, ſondern nur die ſummariſche Große 
der Opfer, welche die Stadtkaſſe und die einzelnen Bürger, gleichviel ob 
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während einer vierzigtägigen oder einer mehrmonatlichen Periode des 
unglücklichen Krieges haben bringen müſſen. 

Schon einmal if die ungeheure Summe von 3,833,767 Thlr. 
als amtlich anerkannter Geſammtbetrag der von Königsberg und ſeinen 
Bürgern während der Kriegszeit getragenen Laſten angeführt. Die 
Größe derſelben hätte wol ſchon allein ausreichen ſollen, die Anſprüche 
der Stadt auf Uebernahme ihrer Kriegsſchuld durch Staatsfonds als 
gerecht und wohlbegründet erſcheinen zu laſſen; König Friedrich Wil⸗ 
helm III. hatte aber noch durch eigene gnädige Auslaſſungen dieſe Hoff⸗ 
nung beſtärkt und als berückſichtigungswürdig anerkannt. Schon wih: 
rend des unglücklichen Krieges hatte der König gegen die Vertreter Kö⸗ 
nigsbergs mündlich ſich geäußert: „die Stadt habe ſich mit Würde 
gegen den Feind benommen. Sie könne allen andern großen Städten 
zum Muſter dienen und habe Sr. Majeſtät ganze Zufriedenheit. Es 
ſeien die Bewohner derſelben brave, patriotiſche Bürger, 
denen Se. Majeſtät dieſes nie vergeſſen würden.“ Allein viel 
beſtimmter find in einer Allerhöchſten Kabinets-Ordre an einen bereits 
verſtorbenen Bürger unſerer Stadt die Anſprüche derſelben an den Staat 
als gerecht anerkammt: „Ich habe auf Ihre Eingabe vom 14. dieſes 
Monats dem Staatskanzler Fürſten von Hardenberg den Auftrag er⸗ 
theilt, dahin zu wirken, daß das der Stadt Königsberg und der 
Provinz im Jahre 1811 ertheilte Verſprechen der Verwandlung ihrer 
ſpeziellen Kriegsſchuld in eine allgemeine Staats ſchuld bald⸗ 
möglichſt in Erfüllung gehe.“ — Hier werden alſo nicht allein die An⸗ 
ſprüche unſerer Stadt anerkannt, ſondern ſogar ausdrücklich erklart, daß 
dieſe Anerkennung bereits in dem erwähnten Edikte vom Jahre 1811 
erfolgt, und der Stadt ein bindendes Verſprechen gegeben fei, Was für 
Gründe können in einem abſoluten Staate wie Preußen gegen dieſe authen⸗ 
tiſche Interpretation jenes Finanz⸗Ediktes geltend gemacht werden? — 

Was nun die Anſicht betrifft, daß durch die großen Lieferungen 
für die franz. Armee viele Perſonen bereichert ſeien, ſo läßt ſich dieſe 
allerdings nicht völlig verwerfen; es fragt ſich nur, wer dieſe Perſonen 
waren und ob aus der Bereicherung derſelben für unſere Stadt irgend 
ein Vortheil erwachſen iſt? Die Mehrzahl jener Perſonen waren franz. 
Lieferanten: die wenigen Preußen, die an dem Gewinn Theil zu nehmen 
wußten, verließen größtentheils ſpäter Königsberg, um ſich der durch die 
Kriegsſchuld hervorgerufenen hohen ſtädtiſchen Beſteuerung zu entziehen. 
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So iſt alfo diefer geringe Erſatz — der Stadt durchaus nicht zu Gute 
gekommen; im Gegentheil wurde eine Menge jener „patriotiſchen Bür⸗ 
ger“, welche große Summen in Stadtobligationen angelegt und dadurch 
baare Vorſchüſſe gemacht hatten, ſpäter in die traurige Nothwendigkeit 
verſetzt, dieſe Obligationen, deren Verzinſung eine Zeit lang eingeſtellt 
werden mußte, mit dem größten Schaden an Wucherer und Börſen⸗ 
Spekulanten zu veräußern. Eben ſo wenig Vortheil hatten diejenigen, 
welche an die großen Lieferanten kleinere Natural⸗ Lieferungen leiſteten; 
denn diefefben wurden ihnen zwar nominell höher als gewöhnlich, aber 
in Schuldſcheinen bezahlt, welche ſpäter ebenfalls nur mit erheblichem 
Schaden in baares Geld umgeſetzt werden konnten. 

Ein langer Friede hat jetzt allerdings die traurigen Nachwirkungen 
jener Kriege den Augen des oberflächlichen Beobachters verdeckt; unſere 
Provinz und auch unſere Stadt hat ſeitdem wie an geiſtiger Regſam⸗ 
keit, fo an materiellem Wohlſtande gewonnen, und dieſe unleugbare That⸗ 
ſache ſcheint in den Augen Vieler jede Klage über allzuſchwere Laſten, 
die den Kommunen aufliegen, und über zu geringe Unterſtützung von 
Seiten des Staates zu widerlegen. Aber es handelt ſich nicht darum, 
ob überhaupt der Zuſtand unſerer Stadt und der Provinz (denn 
beides läßt ſich nicht ganz trennen) im Vergleiche gegen die Kriegsjahre 
ſich verbeſſert, ſondern ob er ſich, ſo weit nicht politiſche Verhältniſſe 
hinderten, in dem Maße verbeſſert hat, wie in andern Provinzen, 
in dem Maße, wie es die treue, aufopfernde Anhänglichkeit der Alt⸗ 
Preußen an Vaterland und Regentenhaus verdient hat. 

Gegenwärtig liegt dieſe Angelegenheit dem königl. Staatsrathe vor 
und wir dürfen wol, bei der Rechtmäßigkeit des von der Stadt Königs⸗ 

berg gemachten Anspruches, einer günſtigen Entſcheidung deſſelben ent⸗ 
gegenſehen. — 
Königsberger Zeitung 1842, No. 82. u. 83.) 


3. Oeffentlichkeit der Stadtverordneten-Verhandlungen. 

Die Verfaſſung unſeres Vaterlandes foll auf einer breiten ſicheren 
Grundlage in die Höhe gebaut werden, auf einer Baſis, die in dem 
ganzen Volke und nicht in einzelnen Klaſſen deſſelben ruht. Dieſe An⸗ 
ſicht iſt neuerdings häufig ausgeſprochen, und kein einſichtsvoller Pa⸗ 
triot wird ſie verwerfen. Natürlich iſt es auch, daß man mit Errich⸗ 
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tung des Fundamentes begonnen hat, und zum weiteren Ausbau des 
ganzen Verfaſſungswerkes bis zu ſeinem höchſten Gipfel hin erſt all⸗ 
mälig fortſchreitet. So erhielten zuerſt die einzelnen Kommunen 
ſelbſtändige Verfaſſung, dann faßte man Provinzen zuſammen und 
bildete unſere jetzigen Provinzialſtände, und ſchon iſt neuerdings durch 
die Verheißung gemeinſchaftlich berathender Ausſchüſſe aus allen Pro⸗ 
vinzen ein weſentlicher Schritt gethan zu einer Vertretung der Mo⸗ 
narchie als eines einigen, untrennbaren Ganzen, ein weſentlicher 
Schritt zur Vollendung des großen, ſeit dem unglücklichen Kriege be⸗ 
gonnenen Verfaſſungswerkes. Wir, die dem breiten Fundamente des 
großen Staatsverbandes bedeutend näher ſtehen als dem Gipfel deſſelben, 
wir alle haben nur zwei Wege vor uns, um die Entwickelung unſerer 
Verfaſſung nach beſten Kräften fördern zu helfen. Zuerſt müſſen wir 
dahin ſtreben, die uns bereits gegebenen Inſtitutionen in einer Art zu 
benutzen und in ſo lebendige Wirkſamkeit zu ſetzen, daß ſie eine tüchtige 
Baſis für weitere Fortſchritte bilden. Regenten können den Völkern 
wol Rechte und Freiheiten verleihen, allein der lebendige Sinn, die thä⸗ 
tige Theilnahme an Benutzung dieſer Freiheiten muß aus dem Volke 
ſelbſt hervorgehen, und kann durch den Geſetzgeber höchſtens leiſe geför⸗ 
dert werden. Dieſer thätige, theilnehmende Sinn iſt es allein, der den 
Volksrechten wahren Werth verleiht, der fie aus einer todten, auf das 
Papier beſchränkten Phraſe zu einer lebendigen Wahrheit umwandelt, 
die an jedem Bürger einen kräftigen Vertheidiger hat. Außerdem kön⸗ 
nen wir noch durch ernſtes, beharrliches Ausſprechen unſerer beſcheidenen 
Wünſche weſentlich zur Ausbildung unſerer Verfaſſung mitwirken Denn 
eine vorſichtige Regierung giebt ſich nicht gewagten Verfaſſungserperi⸗ 
menten hin, welche Ruhe und Sicherheit ganzer Länder fo leicht eve 
ſchüttern. Sie hütet ſich, ein flüchtig entworfenes Verfaſſungsgebäude 
aufzuführen, welches vielleicht ſchon morgen als unzulänglich ſich er⸗ 
weiſen würde. Sie nimmt mit dem Beſtehenden nur diejenigen Verän⸗ 
derungen vor, welche ſie im Bunde mit der öffentlichen Meinung als 
unabweislich erkannt hat. Dazu iſt aber erforderlich, daß die öffentliche 
Meinung ſich ernſt und beharrlich ausſpricht. 

Herr von Bülow ) erklärt es für die Beſtimmung Preußens: 
„der Welt ein Beiſpiel zu geben, wie eine Monarchie geformt ſein 


ee Pen, feine Verfaſſung, feine Verwaltung, fein Verhäftni 
zu Deutſchland von Bülow⸗Cummerow. Berlin 1842. fF 
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müffe, um im vollen Beſitze der Macht, — die ganze Kraft der Na⸗ 
tion in ſich zu vereinen, und doch dem Volke alle Freiheit zu gewähren, 
deren es zu ſeinem Wohle bedarf.“ Man könnte vielleicht ſtatt deſſen 
ſagen, daß unſer Vaterland die ihm gebührende Stellung auf die Dauer 
nur behaupten kann, wenn es vollſtändige Mündigkeit der Na⸗ 
tion im Innern mit energiſcher Kraft der Regierung nach 
Außen hin verbindet. Das Streben der Völker, für mündig erklärt zu 
werden, iſt das charakteriſtiſche Merkmal unſerer Zeit überhaupt, und 
die jetzt vorherrſchende Richtung der preuß. Nation. Es giebt aber kei⸗ 
nen zweckmäßigeren Weg in dieſer Richtung, als umſichtige Benuz⸗ 
zung der bereits verliehenen Freiheiten. 

Eines der dankenswertheſten Geſchenke, mit denen unſer verewigter 
Monarch fein treues Volk beglückt hat, iſt unſtreitig die Städte⸗ 
ordnung. Dies einzige Geſchenk würde hinreichen, ſeinen Namen 
und den feines edeln Miniſters Stein jedem Preußen unvergeßlich zu 
machen. Durch die Städteordnung iſt ein mächtiger Hebel gegeben, all⸗ 
mälig eine lebhaftere politiſche Regſamkeit, eine innigere Theilnahme an 
öffentlichen Intereſſen bei der ganzen Nation hervorzurufen. Sie könnte 
das Volk daran gewöhnen, ſich ernſthaft und gründlich mit öffentlichen 
Berhältniffen zu befchäftigens das lebendige Wirken für Kommunal⸗ 
Angelegenheiten würde eine treffliche Vorſchule bilden für eine rege 
Thätigkeit in Angelegenheiten des ganzen Vaterlandes. Es wäre 
eitle Selbſttäuſchung, wenn man behaupten wollte, die Städteordnung 
habe derartige Wirkungen bereits in erheblichem Maße geäußert; es 
wäre aber kleinliche Muthloſigkeit, wenn man darum jede derartige Hoff⸗ 
nung für die Zukunft aufgeben wollte. Die bis jetzt herrſchende Theil⸗ 
nahmloſigkeit an Kommunal- Angelegenheiten iſt ein zu ernſter 
Uebelftand, als daß nicht eifrig nach Abhilfe geſucht werden müßte. 
Auf jeden Wunſch nach freierem Spielraume in höheren Kreiſen 
kann man uns bis jetzt noch mit der Andeutung antworten, zuerſt doch 
diejenigen Freiheiten thätig zu benutzen, die man in niederen Sphären 
uns bereits verliehen hat. So oft wir eine Fortbildung unſerer 
ſtändiſchen Einrichtungen beanſpruchen, kann man uns die Behaup⸗ 
tung entgegenſetzen, daß wir an unſeren Kommunal-Angelegenheiten 
noch nicht die Theilnahme und Regſamkeit bewieſen haben, welche zu 
einer heilſamen Entwickelung der Verfaſſung erforderlich iſt. Das wirk⸗ 
ſamſte Mittel hiegegen ijt aber Oeffentlichkeit der Stadt ver⸗ 
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ordneten- Verhandlungen. Oeffentlichkeit iſt jetzt das große 
Schlagwort, das Vereinigungszeichen aller einſichtsvollen Freunde des 
Fortſchrittes. Um Oeffentlichkeit der ſtändiſchen Debatten bat der letzte 
preußiſche Landtag, für Oeffentlichkeit des Gerichtsverfahrens hat unſer 
würdiger Juſtizminiſter ſich ausgeſprochen, und dadurch den lebhafteſten 
Dank aller Vaterlandsfreunde ſich erworben; Oeffentlichkeit der Stadt⸗ 
verordneten⸗Verhandlungen iſt von Stettin bereits beantragt, und ſelbſt 
in Berlin ſoll ſchon davon die Rede geweſen ſein. Wollen die Bür⸗ 
ger unſerer Stadt hintes irgend einer anderen Kommune 
der Monarchie zurückbleiben? Man entgegne nicht, daß die 
meiſten Verhandlungen über ſtädtiſche Angelegenheiten kein allgemeines 
Intereſſe hätten, daß fie zu einfach und ungeſchmückt fein, um das 
Publikum anzuziehen. Der Anblick, geachtete Mitbürger in öffentlichem 
Intereſſe Alles leiſten zu ſehen, was ihr Wirkungskreis erlaubt, wird 
für den Einſichtigen immer intereſſant fein; die Möglichkeit, ſich über 
manche ſtädtiſche Verhältniſſe näher zu belehren, würde gewiß Viele er⸗ 
freuen; die Theilnahme an den ehrenwerthen Männern, welche mit Auf⸗ 
opferung ihrer Bequemlichkeit dem allgemeinen Beſten dienen, würde 
beim Publikum auch das Intereſſe an den verhandelten Gegenſtänden 
heben. Dieſe allgemeine Theilnahme würde aber auch für die Stadt⸗ 
verordneten ein mächtiger Sporn zu erhöhtem Eifer fein. 

Eben fo wenig wird der Verſuch, eine ſolche Oeffentlichkeit ein⸗ 
zuführen, durch den Einwand als unpaſſend dargeſtellt, daß dieſelbe erſt 
bei der Regierung beantragt werden müſſe, und von ihr verworfen wer⸗ 
den könne. Unſere Regierung iſt zu einſichtsvoll, ein allgemein gefühltes 
und geäußertes Bedlrfniß unbefriedigt zu laſſen; darauf aber kommt 
es an, daß daſſelbe allgemein geäußert werde. Welche Stadt follte ſich 
wol eher berufen fühlen, hierin, ſo wie Stettin, mit gutem Beiſpiele 
voranzugehen, als die unſerige? Schon beginnt dieſelbe, ſich den 
Ruhm einer thätigen Vorkämpferin auf der Bahn geſetzmäßigen Fort⸗ 
ſchrittes zu erwerben; unſere Stadtverordneten werden gewiß nie ver⸗ 
geſſen, was ſie dem Rufe ihrer Kommune ſchuldig ſind. — Uebrigens 
liegt es ganz in ihrem unbeſchränkten freien Willen, wenigſtens einen 
Schritt auf der angedeuteten Bahn vorwärts zu thun. Es dürfte nur 
mit der Aufforderung zu Stadtverordneten⸗Verſammlungen der jedes⸗ 
malige Gegenſtand der Verhandlungen durch die Zeitun⸗ 
gen bekannt gemacht werden. Schon hiedurch würde das Publi⸗ 


kum in den Stand geſetzt, ſich eine allgemeine Ueberſicht über die Be⸗ 
ſchäftigung der Stadtverordneten und über die Behandlung der Kommunal⸗ 
Angelegenheiten zu verſchaffen, und auch hiedurch würde das Intereſſe 
an denſelben einigermaßen erhöht werden. Hiezu bedürfte es aber keiner 
weiteren Autoriſation der Regierung. 

Schon in einem früheren Aufſatze iſt derſelbe Vorſchlag gemacht 
worden; allein es iſt nicht verlautbart, ob derſelbe irgendwie in Erwä⸗ 
gung gezogen ſei. Nur zu oft iſt es noch das Schickſal der Zeitungs⸗ 
aufſätze, daß das Publikum ſich mit einer ziemlich werthloſen Freude 
über die freie Sprech- und Denkweiſe derſelben begnügt, ohne die darin 
mitgetheilten Anſichten und Vorſchläge in ernſtere Erwägung zu ziehen. 
Ein trauriges Ueberbleibſel jenes völligen Indifferentismus, dem wir uns 
eben erſt zu entwinden angefangen haben! Die hier ausgeſproche⸗ 
nen Anſichten werden keinesweges als unfehlbar und unbeſtreitbar auf⸗ 
geſtellt, allein fie betreffen einen zu wichtigen Gegenſtand, um mit 
theilnahmloſem Stillſchweigen übergangen zu werden. Soll⸗ 
ten die Vertreter unſerer Kommune dieſen Anſichten nicht beiſtimmen, 
fo kann man doch mit Recht erwarten, daß fie die Gründe ihrer abwei- 
chenden Meinungen frei und offen mittheilen werden, denn nur durch 
einen freien und regen Austauſch der verſchiedenen das öffentliche Leben 
betreffenden Anſichten kann das Wohl des Ganzen gefördert werden. — 

(Königsberger Zeitung 1842. No. 103.) 


IV. Iuftizverfaffung. 


1. Kriminalprozeß. 

Sit es billig, daß Gelehrte (Juriſten) die Kriminalurtheile ſpre⸗ 
chen? Dieſe Frage muß weines Erachtens mit Nein beantwortet werden 
und zwar ſelbſt nach der peinlichen Halsgerichtsordnung. Denn ſo wie 
es ſchon in der Vorrede heißt: „daß im heil. Römiſchen Reiche Deut⸗ 
„ſcher Nation altem Brauch und Herkommen nach die meiſten 
„peinlichen Gerichte mit Perſonen, die der kaiſerlichen Rechte nicht ge⸗ 
„lehrt, erfahren oder Uebung haben, beſetzt wären;“ und daß es dieſer⸗ 
wegen nöthig geweſen, die peinliche Halsgerichtsordnung abzufaſſen, da⸗ 
mit „alle und jede Reichsunterthanen ein gerechtes Urtheil zu fin⸗ 
„den im Stande ſein möchten“: — alſo iſt auch ferner ſogleich im 
erſten Artikel verordnet, daß die peinlichen Gerichte beſetzt fein follten 
mit — „frommen, ehrbaren, verſtändigen und erfahrenen Perſonen “, 
ohne die Rechtsgelehrſamkeit auch nur im mindeſten zu 
erfordern. — — Der Kaiſer nennt das Urtheilfinden ungelehrter 
Perſonen einen alten Deutſchen Gebrauch; und da in England noch 
jetzt ein gleiches üblich iſt, ſo fragt ſich billig, ob wir wohl und 
recht daran gethan haben, dieſen Gebrauch zu verlaffen? und dazu ſage 
ich nein. — 

Denn was kann unbilliger und grauſamer ſein, als einen Men⸗ 
ſchen zu verdammen, ohne verſichert zu fein, daß er das Geſetz, deffen 
Uebertretung ihm zur Laſt gelegt wird, begriffen und verſtanden habe, 
oder begreifen und verſtehen können? Die deutlichſte Probe aber, daß 
ein Verbrecher das Geſetz verſtanden habe oder doch verſtehen können 
und ſollen, iſt unſtreitig dieſe, wenn ſieben oder zwölf ungelehrte 
Männer ihn darnach verurtheilen und durch eben dieſes Urtheil zu er⸗ 
kennen geben, wie der allgemeine Begriff des übertretenen Geſetzes gewe⸗ 
ſen, und wie jeder mit bloßer geſunden Vernunft begabte Menſch ſolches 
ausgelegt habe. Dies iſt die einzige Probe von der wahren Deutlich⸗ 
keit des Geſetzes, welche der Gelehrte nie geben kann, weil ſeine Sinne 
zu geſchärft, zu fein und über den gemeinen Begriff zu ſehr erhaben 
find. Der in der peinlichen Hals⸗Gerichtsordnung vorgeſchriebene Eid 
erfordert von den Urtheilsfindern, daß ſie nach „ihrem beſten Verſtänd⸗ 
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„niſſe“ ſprechen ſollen. Das beſte Verftändniß eines Gelehrten ift aber 
nothwendig von dem beſten Verſtändniſſe des Verbrechers ſehr unter⸗ 
ſchieden. Der Gelehrte iſt ein Naturkundiger, der durch ein Vergrö⸗ 
ßerungsglas hundert Dinge in einer Sache entdeckt, welche einem gemei⸗ 
nen Auge entwiſchen; und der feine Moraliſt, der das menfchliche Herz 
lange ſtudirt hat, entdeckt Falſchheiten in den Tugenden, welche im gee 
wöhnlichen Leben gar nicht bemerkt werden. Wenn alſo ein Geleh r⸗ 
ter urthellt, fo iſt er in beſtändiger Gefahr, von feiner feinern Einſicht 
entweder zum unzeitigen Mitleide oder zu einer übermäßigen Strenge 
verführt zu werden, — und er follte ſich um feines eigenen Ge⸗ 
wiſſens willen nie mit peinlichen Urtheilen abgeben. Haben doch 
die Engliſchen Geſetze die Fleiſcher davon ausgeſchloſſen, weil fie ges 
glaubt haben, daß ein ſolcher Mann, der alle Tage ein ſterbendes Vieh 
unter feinem Meſſer mit Vergnügen röcheln fähe, leicht zu hart gegen 
einen armen Sünder fein könne. — — — 

So ſchrieb vor 74 Jahren Juſtus Möfer, der rechtseifrige 
advocatus patriae, Der revidirte Entwurf zur Strafprozeßordnung 
für die Preußiſchen Staaten enthält über den echt Dauſchen Brauch der 


Geſchwornengerichte nichts. — 
(Königsberger Zeitung 1842. No, 46.) 


2. Summariſcher Prozeß. 

Gegner der Verordnung vom 1. Juni 1833 über den Mandats⸗ 
ſummariſchen und Bagatellprozeß haben ſich bisher kaum hören laſſen, 
weniger, well es deren nicht giebt, als weil nur Geſchäfts(tabellen)män⸗ 
ner darüber ſchrieben. 

Eine den Vorſchriften der Verordnung vom 1. Juni 1833 gemäß 
geführte Prozeßinſtruktion, zumal eine mündliche Verhandlung, zwiſchen 
rechtsunkundigen Parteien aus dem gemeinen Bauer⸗ und Bürgerſtande 
gewährt, in ſofern dabei mit ernſthaftem Geſichte an ungebitdete Leute 
Forderungen geſtellt werden, welchen aus den Gebildeten nur Rechts⸗ 
gelehrte genügen können, ein lächerliches, und in ſofern dadurch materiel⸗ 
les Unrecht oft durch Form und Schein des Rechts ſanktionirt wird, 
ein betrübendes Schauſpiel, im Ganzen eine Satyre auf die Gerechtigkeit. 
Sicher iſt die Zahl derjenigen, welche mit dem ſchmerzlichen Gefühl er⸗ 
littenen Unrechts die Audienzſäle der mündlichen Verhandlung verlaſſen, 
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größer als derjenigen, welche bei dem alten Verfahren der Allgemeinen 
Gerichts⸗Ordnung über Nachtheile aus Verſchleppung ihrer Rechtshändel 
ſich zu beklagen hatten. > 

Auch die obigen Geſchäftsmänner find von ihrer Freude über die 
Vortheile der Verordnung vom 1. Juni 1833 etwas zurückgekommen, 
fühlen die Uebel des neuen mathematiſch berechneten Verfahrens wol, 
wollen ihnen aber, wie verlautet, nur wie Aerzte abhelfen, welche nicht 
gegen den Grund, ſondern gegen einzelne Symptome der Krankheit operiren. 
Man will nämlich die Parteien nöthigen, allgemein durch Juſtizkom⸗ 
miſſarien ſich vertreten zu laſſen, letztere gleichzeitig von der richterlichen 
Aufſicht entbinden, und ſie dadurch effektiv zu der Bedeutendheit römi⸗ 
ſcher oder franzöſiſcher Advokaten verhelfen. Den römiſchen Advokaten 
ſchnitten die alten Deutſchen nach der Teutoburger Schlacht guten Takes 
die Zungen aus, und das franzöſiſche Advokatenthum iſt ein — Pflaſter 
über einem Krebsſchaden; dieſer aber beſteht in der Unbrauchbarkeit des 
Code civil für den Rechtsunkundigen. Unſere Verordnung vom 1. Suni 
1833 hat in mehrfacher Hinſicht die Rechnung ohne den Wirth gemacht, 
eine Prozeßmaſchine aus mathematiſchen Größen ohne Berückſichtigung 
des Materials konſtruirt. Rechtskundige Parteien und vorzüglich fähige 
und ausgebildete, wie auch ſehr gewiſſenhafte Richter werden vorausgefegt, 
Die Mehrzahl der Parteien aber iſt rechtsunkundig; der Rechtskundige 
weiß vor Prozeſſen ſich möglichſt zu hüten. Ueber Fähigkeit, Kenntniſſe 
und praktiſche Ausbildung haben wir noch keinen erträglichen Prüfſtein; 
unſere Staatsprüfungen werden dazu täglich ungeeigneter, und nähern 
ſich dem Weſen einer Lotterie. Daß Preußen nicht einmal ſo viele vor⸗ 
zügliche Köpfe unter ſeinen Richtern zählt, nur alle Obergerichte damit 
vollſtändig zu beſetzen, lehrt Ein Blick in ſo manche Seſſion. Nament⸗ 
lich iſt öfters gewiß ſchon Verlegenheit entſtanden, wenn die durch Tod 
oder Verſetzung erledigte Stelle eines Dirigenten und Vorſitzenden der 
Deputationen für den ſummariſchen Prozeß zu beſetzen war. Die Sorge 
für gewiſſenhafte Richter iſt die ſchwerſte, und um fo ſchwerer, je mehr 
das Geſetz die Kontrolle erſchwert. Jeder weiß, was es bisher koſtete, 
gegen einen pflichtvergeſſenen Richter die Unterſuchung zu begründen, 
und wie viel mehr noch, durch ein verurtheilendes Erkenntniß ſeiner Wirk⸗ 
ſamkeit ein Ziel zu ſetzen. Freilich nach dem veröffentlichten lebten Jah⸗ 
resberichte des Herrn Juſtizminiſters haben die Unterſuchungen gegen 
Juſtizbeamte abgenommen; daraus wird der freilich von keinem der Ju⸗ 
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ſtizbeamten bezweifelte Schluß auf durchgängig größere Amtstreue gee 
sogen, In 10 Jahren wechſelt die Moralität einer fo zahlreichen Klaſſe 
nicht ſo merklich. Aber die genaue Aufſicht hat die Amtsvergehen ver⸗ 
hindert? Wenigſtens im Allgemeinen weiſen die Kriminaltabellen defto 
mehr Verbrechen nach, je ſorgfältiger Polizei und Kriminaljuſtiz gehand⸗ 
habt wurden. Aus welchem Grunde dies ſtatiſtiſche Geſetz in engern 
Kreiſen nicht gelte, muß noch erſt dargethan werden. Bekanntlich ge⸗ 
währt der Prozeß, beſonders die Inſtruktion, unter allen richterlichen 
Geſchäften die meiſte und beſte Gelegenheit zu vorſätzlichen Amtsvergehen, 
zu Parteilichkeit und Beſtechlichkeit. Nach der Verordnung vom 1. Juni 
1833 werden bei der eigentlichen Inſtruktion nur das Reſultat der Ver⸗ 
handlung im Allgemeinen und die Zugeſtändniſſe, deren Aufzeichnung 
der Gegner verlangt, und diejenigen Erklärungen, welche das Gericht für 
erheblich hält, niedergeſchrieben. Wie viel kann da ſpurlos an den Wän⸗ 
den verklingen, wenn der Richter nachläßig oder böswillig tft Die Kon⸗ 
trolle über den Richter iſt im Vergleich gegen das alte Verfahren der 
Allgemeinen Gerichts-Ordnung zugleich mit dem Beweiſe etwaiger Dace 
teilichkeit ſehr erſchwert. Durch die vorgeſchriebene Zuziehung einer zweiten 
Gerichtsperſon wird dieſem Uebel nicht im geringſten abgeholfen. Theils 
hat man die Zahl der Protokollführer nicht gleichzeitig vermehrt, was 
nothwendig, theils ſind, um einen Richter im Civilprozeß kontrolliren zu 
können, allermindeſtens die Kenntniſſe und die praktiſche Ausbildung eines 
Referendarius erforderlich, welche weder die gewöhnlichen Protokollführer 
noch die Auskultatoren beſitzen. Durchgängig in der Praxis genügt es 
nun gar, wenn unter dem vom Richter ſelbſt geſchriebenen Protokolle 
eine zweite Gerichtsperſon bezeugt, daß ſie der Verhandlung beigewohnt, 
Aber dieſe zweite Gerichtsperſon ſitzt entweder müßig dabei, hört zu, und 
wohnt dann in der That der Verhandlung bei. In dieſem Falle be⸗ 
ſchäftigt Eine Prozeßſache in der That zwei Gerichtsperſonen. Wollte 
man die Zahl der Juſtizbeamten vermehren, dann würde auch bei der 
Verhandlungsart der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung den Prozeſſen ein 
ſchnellerer Gang gegeben werden können. Die Kontrolle des Deputirten 
blieb möglich, die Berückung der Parteien unmöglich. Iſt die zweite 
Gerichtsperſon aber auch ihrerſeits mit einer zweiten Prozeßſache beſchäf⸗ 
tigt, was in der Praxis als Regel anzunehmen, dann iſt in der That 
keine gegenfeitige Kontrolle vorhanden, das obige Atteſt eine bloße Form 
und eine Verhöhnung des Amtseides. Wer irgend einmal nach der 
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Verordnung vom 1. Juni 1833 als Einzelrichter fungirt hat, kennt die 
Unmöglichkeit, neben der eigenen Verhandlung gleichzeitig den Gang der⸗ 
jenigen vor einem andern, felbft an demſelben Tiſche arbeitenden Richter, 
zu beobachten. 

Die Verordnung vom 1. Juni 1833 kann zum Deckmantel für 
die Parteilichkeit des Richters dienen, und wenn ſeit der Verwaltung des 
Herrn Juſtizminiſters Mühler die Unterſuchungen gegen Juſtizbeamte 
ſich vermindert haben, ſo weiß man noch nicht, welchen Einfluß darauf 
die Verordnung hat, und ob jene Erſcheinung mehr zu beglückwünſchen 
oder mehr zu bedauern ſei. 

(Königsberger Zeitung 1842. No. 49.) 


3. Eximirter Gerichtsſtand. 

Die großen Reformen, welche neuerdings in der preußiſchen Ju⸗ 
ſtizverwaltung zur Erleichterung und Abkürzung des gerichtlichen Ver⸗ 
fahrens vorgenommen worden — wir meinen unter andern die Gefege 
über den Bagatell⸗, ſummariſchen und Mandatsprozeß — haben bis 
jetzt einen Punkt außer Acht gelaſſen, der neben vielen andern Uebelſtän⸗ 
den unendliche Verſchleppung und Verzögerung der Prozeſſe herbeiführt. 
Es iſt dies der erimirte Gerichtsſtand. Derſelbe beruht nach Tit. 2. 
der Allgem. Gerichtsordnung auf der Nationalität, der Geburt und 
dem Stande der damit beliehenen Perſonen. Wenn auch bei Ent⸗ 
ſtehung des Geſetzes das Feſthalten gewiſſer Privilegien für beſtimmte 
Stände in dem Zeitgeiſte begründet war, fo iſt doch unter den jetzigen 
Verhältniſſen eine ſolche Ungleichheit vor dem Geſetze keineswegs zu bil⸗ 
ligen. Es exiſtiren nur zwei Möglichkeiten; entweder gewährt das In⸗ 
ſtitut den Eximirten einen Vortheil, oder nicht. Gewährt es einen Vor⸗ 
theil, fo iſt dieſer ein den allgemeinen Rechtsprinzipien durchaus zuwider⸗ 
laufender, weil vor dem Geſetze alle Unterthanen des Staates gleichſtehen 
ſollen. Gewährt es aber keinen Vortheil, ſo fällt jeder Grund, das In⸗ 
ſtitut beizubehalten, fort. Die eximirten Perſonen haben bekanntlich nur 
von den Obergerichten ihrer Provinzen Recht zu nehmen. Bei der 
oft großen Entfernung von dem Sitze derſelben werden die Parteien ge⸗ 
nöthigt, Reiſen zu unternehmen oder weitläufige und die mündliche Mit, 
theilung niemals erſetzende Korreſpondenzen zu unterhalten, durch welche 
die Koſten des Prozeſſes ins Ungeheure vermehrt werden. Wenn dieſer 
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Uebelſtand durch das Inſtitut der Kreisjuſtizräthe, der beſtändigen 
Kommiffarien der Obergerichte in den verſchiedenen landräthlichen Kreiſen, 
auch für die Prozeſſe über unbedeutendere Gegenſtände einigermaßen ver⸗ 
eingert iff, fo bleibt ſolches doch nur immer eine palliative Hilfe, welche 
zwar dankenswerth iff, aber da, wo eine Radikalkur fo leicht ausführ⸗ 
bar, nicht befriedigen kann. 

Außer der längeren Prozeßdauer ſpricht für Aufhebung jenes pri- 
vilegium odiosum das natürliche Mißtrauen der Nicht⸗Eximirten, 
daß, wer einen andern Richter hat, auch nach andern Grundſätzen be⸗ 
urtheilt werde. Denn das unabweisbare Verlangen nach allgemeiner 
Rechtsgleichheit kann erſt dann in dem Bewußtſeine des Volkes feine 
Befriedigung finden, wenn Alle ohne Ausnahme nicht nur demſelben 
Geſetze, ſondern auch demſelben Richter unterworfen ſein werden. 

Bei dieſen bedeutenden Uebelſtänden, denen auch nicht ein einziger 
Vortheil das Gegengewicht hält, iſt es ſchwer zu erklären, warum das 
Inſtitut des eximirten Gerichtsſtandes nicht längſt [thon durch Proteſta⸗ 
tionen von Seiten der damit Beliehenen aus der Reihe der Geſetze gee 
ſchwunden iſt. Wahr ſagt Mephiſto: 

Es erben ſich Geſetz und Recht 
Wie eine ew'ge Krankheit fort. — 
5 Weh dir, daß du ein Enkel biſt! — 
Mephiſto findet feine Rechnung bei dieſem Zuſtande der Dinge, wir 
aber offenbar nicht. 

Mit andern Ueberreſten einer vergangenen Zeit wäre vielleicht auch. 
das hier gerügte Mißverhältniß längſt befeitigt, wenn nicht manche Enkel 
ſo feſt an den Zuſtänden ihrer Vorfahren hingen, daß ſie ſelbſt werth⸗ 
loſe oder ſchädliche Privilegien aufzugeben ſich nicht entſchließen können. 
Läßt ſich doch an das eine Erhaltene vielleicht manches Verlorene wieder 
anknüpfen, und ſind die Ruinen der Vorzeit doch ſo ſchön, daß — wo 
keine find — man ſelbſt künſtliche zu ſchaffen verſucht. Hoffen wir 
jedoch, daß in unſerm jedem vernünftigen Fortſchritte huldigenden Zeit» 
alter auch dieſer krankhafte Rokoko⸗Geſchmack bald dem wahren Volks⸗ 
bedürfniſſe der Gleichheit vor dem Geſetze das Feld räumen werde. — 

(Königsberger Zeitung 1842. No. 56.) 
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4 Provinzialgeſetze. 

Im ganzen Königreiche Preußen gelten das Allgemeine Landrecht, 
die Allgemeine Gerichtsordnung und die Geſetzſammlung. Dieſe Geſetz⸗ 
bücher machen ſchon zuſammen ungefähr 40 Bände aus, die Geſetz⸗ 
ſammlung in Quartformat. Nach $. 12. der Einleitung zum Allge⸗ 
meinen Land⸗Rechte iſt verordnet: „Es iſt ein jeder Einwohner des 
Staats ſich um die Geſetze, welche ihn oder ſein Gewerbe und ſeine 
Handlungen betreffen, genau zu erkundigen gehalten; und es kann ſich 
Niemand mit der Unwiſſenheit eines gehörig publizirten Geſetzes ent⸗ 
ſchuldigen.“ Hiernach ift jeder preußiſche Staatsbürger verpflichtet, alle 
Geſetze zu kennen, denn es kann nicht gut Jeder im Voraus ermeſſen, 
welche Geſetze den Horizont ſeiner Verhältniſſe dereinſt berühren werden, 
welche nicht. 

Wenn man aber zu den oben aufgezählten 40 Bänden die 55 
Bände der Jahrbücher des Herrn v. Kamptz und die mehreren Quart⸗ 
bände der Miniſterialblätter zählt, die mehr oder minder Verordnungen 
enthalten, welche nicht bloß die eigentliche Juſtiz, ſondern auch oft den 
bürgerlichen Geſchäftsverkehr betreffen, fo dürfte jedem ehrlichen Manne, 
der gerne geſetzlich leben möchte, der Angſtſchweiß über den Gedanken 
ausbrechen, daß es rein unmöglich fei, alle dieſe Geſetze kennen zu lernen. 

Hat er vollends noch Gelegenheit zu bemerken, wie die Rechts⸗ 
gelehrten ſtundenlang über die Auslegung eines Gefeges ſtreiten, das 
ihm ganz deutlich zu fein ſchien, nimmt er wahr, daß öfter in einer ans 
ſcheinend einfachen Rechtsangelegenheit durch drei Inſtanzen drei ganz 
abweichende Erkenntniſſe ergehen, nimmt er ferner wahr, daß die könig⸗ 
liche Regierung ſelbſt zu einem einfachen Gefege oft eine ſolche Maſſe 
von Deklarationen und Commentarien liefert, daß fie zu dicken 
Bänden anſchwellen, bemerkt er endlich, daß die Faſſung der Geſetze 
oft von der Art iſt, — man vergleiche die Geſetze vom 4. März 1834 
und 6. April 1839 — daß ſelbſt der klarſte und geiſtvollſte Kopf Mühe 
hat, ſich eine deutliche Vorſtellung von dem Reſultat der eigent⸗ 
lichen Verordnung zu machen; ſo muß er völlig verzweifeln, von un⸗ 
ſerer Geſetzgebung ſich ein klares umfaſſendes Bild zu ſchaffen. 

An dieſem Meer von Geſetzen oder beſſer an dieſen Bergen von 
Geſetzen haben wir geſetzſüchtigen Preußen noch nicht genug, wir müffen 
in dieſes Meer noch einige Ströme leiten, wir müſſen zu dieſen Bergen 
von Geſetzbüchern noch einige Hügel von Provinzialgeſetzen fügen. 
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Nach unſerm unmaßgeblichen Dafürhalten wäre diefer Provinzial- 
Geſetz⸗Jammer gänzlich überflüßig. — Leute, welche die äußerſten Ent⸗ 
fernungen genommen nicht mehr als 6 Breiten- und 17 Längengrade 
von einander entfernt wohnen, können ſich mit einem und demſelben 
Gefege begnügen, und nichts berechtigt die Provinzen des preußiſchen 
Staates auf beſondere Provinzialgeſetze Anſprüche zu machen. 

Ein Gott, ein König, ein Geſetz, eine Sprache iſt unſer 
Wahlſpruch. Es hat allerdings Gott und der durch ihn wirkenden Na⸗ 
tur nicht gefallen, den Menſchen in Uniform zur Welt zu bringen, dar⸗ 
um hat ſie einem Theil der Menſchen eine weiße, dem zweiten eine 
ſchwarze, dem dritten eine kupferfarbige, dem vierten eine gelbe Haut 
gegeben. So thöricht es nun wäre, durch phyſikaliſche und chemiſche 
Operationen einen Verſuch zu machen, allen Menſchen eine gleichfarbige 
Haut zu bereiten, ſo thöricht es wäre, eine Univerſalſprache erfinden zu 
wollen, in der alle Menſchen ſich mit einander verſtändigen könnten, ſo 
thöricht es wäre, alle Menſchen zwingen zu wollen, ihren Gott in der⸗ 
ſelben Weiſe anzubeten; ſo thöricht würde es auch fein, zu verlangen, 
daß alle Menſchen des Erdbodens einem bürgerlichen Geſetz unterwor⸗ 
fen ſein ſollen. 

Klima, der Zuſtand der Nationalbildung und des Nationalwohl⸗ 
ſtandes werden hier mancherlei Abweichungen nicht allein wünſchenswerth, 
ſondern ſogar nothwendig machen, obgleich auch ſelbſt auf dieſem Felde 
die Geſetze, nach welchen die Verträge des Kaufes, der Miethe, des 
Tauſches, des Darlehns, des Pfandes und ähnlicher regulirt werden, 
ſo ziemlich bei allen civiliſirten Nationen des Erdbodens dieſelben ſein 
werden. 

Aber eben fo unzweckmäßig und unausführbar es fein würde, 
alle Nationen der Erde unter ein Geſetz ſtellen zu wollen, ſo deſtruktiv 
und gefahrbringend für das Wohl zumal kleiner Staaten dürfte es ſein, 
jeder Provinz, jeder Stadt oder endlich gar jeder Gemeine ihr beſon⸗ 
deres Geſetz zu verwilligen. Abgeſehen von den Mühſeligkeiten, die 
dadurch dem Geſetzſtudium aufgebürdet werden, und welche, wie wir 
eben gezeigt haben, ſchon groß genug bei dem Studium der Landesge⸗ 
ſetze ſind, ſo wird dadurch auch offenbar dem Gemeinſinn Eintrag ge⸗ 
than. Daß die Verſchiedenheit der Sprache, der Geſetze und Übrigen 
Staatseinrichtungen es hauptſächlich ſind, welche Volk von Volk tren⸗ 
nen, wird Niemand beſtreiten; denn es dürfte ſchwerlich ein Krieg zwi⸗ 
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ausführbar ſein, wenn von den Pyrenäen bis an die Memel nur deutſch 
oder nur franzöſiſch geſprochen würde, oder nur der Code Napoleon 
oder nur das Geſetzbuch Friedrichs des Großen Geltung hätte. 

Es wird ſich daraus ungezwungen ergeben, daß es zur Einig⸗ 
keit und zur Kraft eines Volkes weſentlich beitragen muß, nur eine 
Sprache und ein Geſetz zu haben. Es wird Niemand bezweifeln, daß 
die öſterreichiſche Monarchie mit ihren 30 Millionen Einwohnern mor⸗ 
gen die Kraft von 60 Millionen haben würde, wenn es möglich wäre, 
die 30 Millionen alle in Oeſterreicher oder alle in Ungarn, oder alle in 
Lombarden umzuwandeln. 

Preußen iſt ein kleiner Staat, er zählt kaum 15 Millionen 
Einwohner und Centraliſation thut uns vor allen Dingen noth, 

Das Weſentlichſte bei der Centraliſation iſt aber Einheit in 
der Geſetzgebungz denn durch Zerriſſenheit in ihr wird der Oſtpreuße 
dem Pommern, dem Märker, dem Schiefier und dem Rheinländer ent⸗ 
fremdet, wie es der Mähre dem Oeſterreicher, dem Ungarn, dem Gale 
ligier, dem Lombarden iff, Aber noch ein ſchrecklicheres Beiſpiel haben 
wir vor unſern Augen in Spanien. Warum floß ſo viel edles Bür⸗ 
gerblut in dem hochherzigen Spanien? Wahrlich viel weniger des eng⸗ 
herzigen Karlos wegen, als wegen der Fueros der Basken und Navar⸗ 
reſen. Was find dieſe anderes als — Provinzialgeſetze! — 

Mögen Herrſchſüchtige und Schwache immerhin ihr Heil in dem 
Machiavelliſtiſchen Divide et impera finden, mögen fie deshalb die 
Provinzial⸗Intereſſen und Einrichtungen der einzelnen Provinzen ſo viel 
als möglich trennen, wir leben Gott fei Dank unter einem Herrſcher, 
der die Nothwendigkeit einſieht, das phyſiſch kleine Preußen moraliſch 
groß zu machen. Dieſes kann aber nur durch Einheit geſchehen. — 
Hat die Weisheit unſerer Herrſcher ſchon vermocht, uns durch den 
Zollverband tauſende von Herzen unſerer deutſchen Mitbrüder zuzu⸗ 
wenden, hat das Genie unſeres Miniſters Mühler es vermocht, durch 
Erſchaffung des ſummariſchen Prozeſſes den erſten Schritt der Annähe⸗ 
rung des prozeſſualiſchen Verfahrens in den alten Provinzen zu dem 
in den Rheinlanden zu thun, wird es vielleicht möglich werden, in 
dem zu erwartenden neu revidirten preußiſchen Landrechte 
ein Geſetzbuch hinzuſtellen, welchem die Rheinländer vor dem auslän⸗ 
diſchen Code Napoleon den Vorzug geben. 
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Im Allgemeinen Landrechte finden wir für alle Geſchäfte des 
bürgerlichen Lebens hinreichende Beſtimmungen, und die Beſtimmun⸗ 
gen für einzelne Provinzen, größtentheils einer finſtern, längſt antiquir⸗ 
ten Vorzeit angehörig, ſind nicht allein überflüßig, ſondern für das In⸗ 
tereſſe aller Provinzen ſchä d lich. 

So ſehr es zu wünſchen wäre, daß es für alle Städte der preu⸗ 
ßiſchen Monarchie nur eine Städteordnung und nicht zwei gäbe, fo 
ſehr iſt von allen Provinzen und deren Vertretern darauf hinzuarbeiten, 
daß alle Provinzialgeſetze allmählig verſchwinden und es künftig vom Rhein 
bis an den Niemen nur ein Landrecht und eine Prozeßordnung gebe. 

Ganz Deutſchland redet eine Sprache und es würde der mics 
tigſte Staat Europa's ſein, wenn vom adriatiſchen Meer bis zum bal⸗ 
tiſchen Meer auch ein Geſetz herrſchte. 

Iſt die Erfüllung dieſes frommen Wunfches aber auch fernen 
Jahrhunderten vorbehalten, ſo wird es vielleicht früher möglich ſein, den 
15 Millionen Preußen, welche trotz ihrer geringen Anzahl ſchon ſeit 
Friedrich dem Großen den Ruhm einer großen Macht für ſich gewon⸗ 
nen haben, die Wohlthaten der Einheit des Geſetzes zu vindiciren. 

Wir 15 Millionen Preußen ſind Alle Brüder, wir reden eine 
Sprache, wir haben einen König. Wir wollen keine Vorrechte 
Einer vor dem Andern, wir wollen Alle vor einem Geſetze 
gleich ſein. — Und ſind denn dieſe Provinzialgeſetze Vorrechte? — 
Mit nichten! Sie ſind veraltete Beſtimmungen, die der allgemeinen 
Verbrüderung des Volks, der Nationalwohlfahrt, der Einheit, der Größe, 
der Macht der Nation Eintrag thun. Iſt es uns endlich gelungen, 
die guten Groſchen, die Düttchen, die Böhms und die Kreuzer in Sil⸗ 
bergroſchen und Pfennige umzuprägen, ſo wird es uns auch wahrſchein⸗ 
lich gelingen, die danziger Willkür, die weſtpreußiſchen und oſtpreußiſchen 
Provinzialrechte in ein Landrecht umzuformen. Iſt es der Zeit ge⸗ 
lungen, es dahin zu bringen, daß wir nicht mehr den Koffer zur Revi⸗ 
ſion dem Zollbeamten öffnen dürfen, wenn wir von Königsberg nach 
Elbing reiſen, ſo werden angeſtrengte Geſammtbemühungen es auch 
endlich dahin bringen, daß wir nicht mehr in jeder Provinz ein beſon⸗ 
deres Provinzial⸗Geſetzbuch werden aufſchlagen dürfen, wenn wir kaufen 
tauſchen oder miethen wollen. 

Concordia res parvae erescunt! 
(Königsberger Zeitung 1842. No. 65.) 
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5. Kriminalſtrafen. 

Die gerechteſte Vergeltung einer That beſteht in ihren natürlichen 

Folgen. Eine allgemeine natürliche Folge der Uebelthat iſt das urtheil 
des Mißfallens, welches über ſie in dem Kreiſe ergeht, in dem ſie be⸗ 
kannt geworden. Einen ſymboliſchen Ausdruck dieſes Volksurtheils will 
und ſoll die poſitive Strafe abgeben, welche der Geſetzgeber verordnet 
und der Richter verhängt. Auch von dieſer Seite empfehlen ſich die 
Geſchwornen-Gerichte. Als ſymboliſcher Ausdruck des Volks⸗ 
urtheils muß ihm die poſitive Strafe in Gattung und Höhe entſprechen, 
damit die öffentliche Meinung weder das Staatsverbrechen der eigenmäch⸗ 
tigen Selbſthilfe zu entſchuldigen, noch ſich gegen das Straf- 
geſetz, anſtatt gegen deſſen Uebertretung zu kehren Veranlaſſung finde, 
Das Letztere geſchieht jetzt bei der Strafe des Rades allgemein, bei der 
Todesſtrafe hin und wieder, und hoffentlich bald bei der körperlichen 
Züchtigung Erwachſener. (Der Verf. iſt nicht eben nervenſchwach, aber 
als er aus dem Hörſaale auf das Forum trat, und zum erſten Male 
einer Exekution dieſer Art beiwohnte, ſchämte er ſich des Geſetzes ebenſo 
ſehr, als der Delinquent ſeiner That.) 
* Wo dagegen eigenmächtige Selbſthilfe von der öffentlichen Mei⸗ 
nung entſchuldigt wird, oder gar zur Sitte geworden iſt, laſtet die 
Schuld meiſtens auf mangelhafter Geſetzgebung oder mangelhafter Rechts⸗ 
pflege in Anſehung des eigenmächtig verfolgten Rechtes. Denn es wider⸗ 
ſpricht den Geſetzen der Natur, daß der Menſch im Allgemeinen oder 
die Mehrzahl eines Volkes dauernd die Gefahr eigenmächtiger Selbſthülfe 
vorziehen ſollte der Sicherheit obrigkeitlichen Rechtsſchutzes. Natürlich 
aber iſt es, daß Bedürfniſſen, welche von der Geſetzgebung oder von der 
Rechtspflege überſehen worden, von der Sitte abgeholfen wird, 

Die härteſten Strafen gegen das Duell vermochten dieſem Uebel 
ſo wenig zu ſteuern, daß ſie im Gegentheile genöthigt wurden, ihm zu 
weichen. Gleiches Loos ſoll, wie deutſche Blätter verkünden, auch die 
preußiſche Geſetzgebung in dieſem Punkte haben. Aber das angekündigte 
neue Duellgeſetz erklärt das Duell für den guten Sitten nicht entſpre⸗ 
chend, und belegt es mit dem Verluſte der politiſchen und Standesrechte, 
gewiſſermaßen mit dem bürgerlichen Tode, mit einer Art von Infamie. 
Herr v. Savigny möchte nicht Unrecht haben, wenn er der Gegenwart 
den Beruf für Geſetzgebung abſpricht. Das Duell, eine Handlung, 
welche, wo ſie auf milde Beurtheilung Anſpruch hat, alſo in der Regel 
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aus dem regſten Ehrgefühle entſpringt, und eben dahin von der öffent: 
lichen Meinung aller Völker und aller Zeiten, die ſie kennen, gedeutet 
worden iſt und ſtets gedeutet wird, mit Ehrenſtrafen zu belegen — 
welche Idee! Wann wird man endlich hinreichend erkennen, daß das 
Recht nicht ein Werk von Menſchenhänden iſt, ſondern daß es auf dem 
Boden des Volksthumes wächſt, wie die Sprache, und daß der Ge⸗ 
ſetzgeber nur zum Gärtner berufen iff. So lange Herr v. Sa⸗ 
vigny Juſtizminiſter tft, follten wir ein ſolches Duellgeſetz, wie das an⸗ 
gekündigte, nicht befürchten dürfen. 

Wenn wir nicht irren, überſieht man wiederum, wie ſchon häufig 
den Grund des Uebels, und operirt gegen deſſen Symptome. Das Duell 
iſt eine Art der eigenmächtigen Selbsthilfe. Das Gefeg gebe dem öffent⸗ 
lichen Unwillen, der ſich gegen den Beleidiger erhebt, einen angemeſſenen 
ſymboliſchen Ausdruck, und dem Beleidigten eine wirkliche Genugthuung 
durch paſſendere Injurienſtrafen, und das Duell wird, wenn 
nicht verſchwinden, doch ſich auf ſolche Fälle beſchränken, wo die Be⸗ 
leidigung in einem Vorwurfe der Feigheit beſteht, den der Beleidigte an⸗ 
derweitig zu widerlegen nicht Gelegenheit gehabt hat, oder wo die mit 
dem Rechtswege nothwendig verbundene Veröffentlichung der Beleidigung 
den Beleidigten kompromittiren würde. Geldbußen genügen nur, wo die 
Ehre verkäuflich iſt. Bürgerlicher Arreſt drückt die öffentliche Meinung 
ebenſo unvollſtändig aus, wie wenn der Beleidiger in Folge ſeiner 
That durch Krankheit genöthigt würde, ſein Zimmer zu hüten. Bei⸗ 
derlei Strafen erleidet der Beleidiger häufig mit Vergnügen, wenn er 
um ſolchen Preis ſein Müthchen kühlen darf. Wenigſtens bei Injurien, 
welche von Perſonen mittleren Bürgerſtandes oder höheren Standes mit 
Vorſatz und Ueberlegung verübt werden und welche den Beleidiger in 
der öffentlichen Meinung gewiſſermaßen anrüchig machen, ſollte man die 
Geldbußen ganz aufheben, und mit der Freiheitsſtrafe gewiſſe 
Ehrenſtrafen verbinden. Nach dem Allgemeinen Landrechte greift 
die Injurienſtrafe nur bei beſondern, unter den Parteien obwaltenden 
Verhältniſſen die Ehre des Beleidigers an, wie bei thätlichen Beleidigun⸗ 
gen der Kinder gegen ihre Aeltern, oder wenn ein Edelmann dem an⸗ 
dern auflauert, um ihn thätlich zu beſchimpfen. Die Circularverordnung 
vom 30. Dezbr. 1798 hat den richtigen Geſichtspunkt ſo ſehr verkannt, 
daß ſie die Injurienſtrafen des Allgemeinen Landrechtes im Allgemeinen 
für zu ſtreng erklärt und die Subſtitution von Geldbußen an Stelle der 
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Gefängnißſtrafe erleichtert; auch ſie hat aber anerkannt, daß die land⸗ 
rechtlichen Injurienſtrafen unpaſſend ſind. Auch die Beweisführung in 
Injurienſachen iſt ſeit 1811 dadurch unnützerweiſe erſchwert, daß der 
Eid für ein unzuläßiges Beweismittel erklärt wurde. Die empfindlichſten 
Injurien werden gerade unter vier Augen zugefügt. Wie wohlthätig, 
belebend und fördernd entehrende, oder wenigſtens ehrenrührige Strafen 
gegen vorſätzliche Injurianten auf die moraliſch⸗ äſthetiſche Bildung des 
Volkscharakters wirken müſſen, liegt zu Tage. Umgekehrt muß es zur 
Demoraliſation führen, wenn die öffentliche Meinung gezwungen wird, 
mit einem andern oder ſchwächeren Ausdrucke der Mißbilligung ſich zu 
begnügen, als dem natürlichen. Den Griechen und Römern war das 
Duell zwiſchen Mitbürgern unbekannt. Ob wir Veranlaſſung haben, 
dieſen Umſtand zum Theil wenigſtens paſſenderen Inzuriengeſetzen zuzu⸗ 
ſchreiben, wäre der Unterſuchung werth. * 
(Königsberger Zeitung 1842. No. 76.) 


6. Oeffentlichkeit und Mündlichkeit des gerichtlichen 
Verfahrens. 

Eine der wichtigſten Fragen, mit denen deutſche Geſetzgeber ſich 
in neueſter Zeit beſchäftigt haben, iſt die Umänderung des Kriminalver⸗ 
fahrens. Oeffentlicher mündlicher Anklageprozeß oder ge⸗ 
heimes ſchriftliches Inquiſitionsverfahren! ſo lautet das 
Feldgeſchrei der beiden großen Parteien unter den deutſchen Juriſten. 
Eine ausführliche Vergleichung der beiden Prozeßarten kann hier nicht 
beabſichtigt werden; eine kurze Darſtellung der Hauptverſchiedenheiten 
dürfte aber für unſere Leſer um ſo mehr von Intereſſe ſein, da die im 
Auguſt zuſammentretenden Ausſchüſſe der Provinzialſtände 
über dieſen Gegenſtand zu berathen haben werden. — 

Der Anklageprozeß war bis zum 16ten Jahrhundert in Deutſch⸗ 
land herrſchend, er beruhte auf alter, ächt deutſcher Eigenthümlichkeit 
und wurde nur durch unzweckmäßige Anwendung kanoniſcher Beſtim⸗ 
mungen verdrängt. Selbſt das kanoniſche Recht huldigte nicht allgemein 
dem geheimen Inquifitionsverfahten; man fand hauptſächlich nur in den 
Verordnungen über Ketzergerichte das Fundament, auf welchem man 
unſern heutigen Kriminalprozeß erbaut hat. Dieſer Urſprung hätte wol 
ſchon den Snquifitionsproges verdächtigen ſollen; allein es fanden ſich 
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im Gegentheil zahlreiche Stimmen, welche behäupteten, das Verlangen 
nach Oeffentlichkeit und Mündlichkeit fei nur ein leeres Geſchwätz ultra: 
liberaler Journaliſten, Oeffentlichkeit und Mündlichkeit ſei nur durch die 
franzöſiſche Revolution verbreitet und müſſe, wie alles Franzöſiſche, von 
jedem deutſchen Patrioten verabſcheut werden! Derartige Redensarten 
werden freilich Niemand überzeugen; der übertriebene Franzoſenhaß wird 
heutiges Tages allgemein belächelt. Eben fo ſuchte man Viele dadurch 
gegen Mündlichkeit und Oeffentlichkeit einzunehmen, daß man ſie als 
untrennbar von dem Inſtitute der Geſchwornengerichte darſtellte; 
aber auch bei unſeren mit gelehrten Juriſten beſetzten Gerichten läßt 
ſich ein müindliches öffentliches Verfahren ſehr wohl einführen. 
Betrachten wir beide Prozeßarten geſondert! Im Inquiſitions⸗ 
prozeſſe, der bei uns bis jetzt noch herrſcht, tritt ein Inquirent auf, 
zieht den Verdächtigen zur Verantwortung, und ſoll gleichmäßig die Be⸗ 
weiſe für Schuld und für Unſchuld deſſelben ſammeln. Er vertritt An⸗ 
fangs den Ankläger wie den Vertheidiger des Inkulpaten, und gewiß liegt 
ſchon in der unparteiiſchen Ausgleichung dieſer beiden Richtungen der 
Amtsthätigkeit keine kleine Schwierigkeit für den Inquirenten. Auch 
auf den ſtärkſten Charakter muß die fortwährende Beſchäftigung mit 
Verbrechern, deren Ausflüchte der Inquirent zu entkräften hat, allmäh⸗ 
lig einige Wirkung ausüben; und ſo wird derſelbe allmählig immer ge⸗ 
neigter werden, wo nicht die ſchlagendſten Beweiſe ihm entgegentreten, 
eher an Schuld als an Unſchuld zu glauben. Es iſt zu natürlich, daß 
der Inquirent gewiſſermaßen einen Ehrenpunkt darin ſetzt, den In⸗ 
kulpaten zu überführen, da es leicht einen Schatten auf ſeine Geſchick⸗ 
lichkeit werfen kann, wenn ihm dieſe Ueberführung häufig mißlingt. 
Durch Zeugen oder eigenes Geſtändniß ſoll nun der Beweis der Schuld 
oder Unſchuld hauptſächlich geführt werden. Die Ausſagen des Ange⸗ 
ſchuldigten und der Zeugen diktirt der Inquirent zu Protokoll. Natür⸗ 
lich kann hiebei die oft verwirrte und ungrammatiſche Ausdrucksweiſe 
der Vernommenen nicht beibehalten werden, auch wird Dasjenige, was 
der Inquirent für unerheblich hält, nur auf ausdrückliches Verlangen 
nachgetragen; ſo kann man dieſe Protokolle in der That oft nur für 
eine Art von Ueberſetzung der eigentlichen Ausſagen erklären. Die 
Macht aber, die bei dieſen Ueberſetzungen dem Inquirenten gegeben iſt, 
erſcheint um ſo größer, wenn man bedenkt, daß bei den Verhören mei⸗ 
ſtens nur noch ein Protokollführer zugegen, und dieſer weder durch theo⸗ 
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retiſche Kenntniſſe noch durch Erfahrung befähigt iſt, nöthigenfalls das 
Intereſſe des Angeſchuldigten gegen den geübteren Inquirenten zu ver⸗ 
treten. — Außerdem hat bei dieſem geheimen Verfahren der Ins 
quirent ſelbſt durchaus nicht die Mittel in Händen, auf das Gefühl der 
Zeugen zur Ausſage der Wahrheit in dem Maße zu wirken wie bei 
einer öffentlichen Prozedur. Der Eid wird oft Mehren zugleich 
ſtückweiſe vom Inquirenten vorgeſagt, und dann von ihnen nachgeſpro⸗ 
chen; dieſe Ceremonie hat fo wenig Ergreifendes, daß gewiß ſehr ſelten 
Jemand, der nicht auch ohne fie die Wahrheit geſagt hätte, fi dadurch 
zur Ausſage derſelben wird bewegen laſſen. So führt der Inquirent 
die Unterſuchung fort, bis alle erheblichen Umſtände derſelben möglichſt 
klar beleuchtet ſind, und nun gehen die Akten zum Spruche an das be⸗ 
treffende Gericht. 

Dieſes kennt den Angeſchuldigten nur aus den vom Inquirenten 
aufgenommenen Akten? aus eigener Anſchauung weiß es eben ſo wenig 
vom Inkulpaten als von den Zeugen. Abgeſehen davon, daß der In⸗ 
quirent bei Abfaſſung und Niederſchreibung der Ausſagen von der Spruch⸗ 
behörde gar nicht kontrollirt werden kann, bleibt dieſer beſonders jede 
genauere Erwägung der Individualität des Angeſchuldigten total un⸗ 
möglich. Daß aber bei genauerer Kenntniß dieſer Individualität das 
Urtheil über die moraliſche Schuld ſich oft vielleicht anders geſtalten 
würde, als ohne dieſelbe, iſt kaum zu bezweifeln. Von der ganzen 
Perſönlichkeit des Inkulpaten und der Zeugen, von ihrem Benehmen, 
ihrer Sprache, ihrer Bildung, kann der Gnquivent ſelbſt beim beſten 
Willen in den Akten kein klares Bild entwerfen, das Gericht alfo keine 
deutliche Vorſtellung haben: muß nicht ohne dieſe Kenntniß das Urtheil 
des Richters oft ein mangelhaftes bleiben? Das Landrecht hat bei Be⸗ 
ſtimmung des Strafmaßes dem Richter oft einen Spielraum von 
6 Monaten bis zu 2 Jahren, von 4 bis zu 8 Jahren, von einem bis 
zu 6 Jahren Gefängniß gelaſſen; ſcheint es nicht unumgänglich noth⸗ 
wendig, daß der Richter die kleinſten Abſtufungen der Bildung, der 
Verſtandeskräfte, der Gemüthsart und danach der moraliſchen Schuld 
des Verbrechers aus eigener Wahrnehmung kenne, um das paſſende 
Maß der Strafe finden zu können? Von dieſem Allen weiß er aber 
aus eigener Ueberzeugung gar nichts; er hat den Verbrecher nicht geſe⸗ 
hen, nicht fprechen gehört, er hat keine andere Richtſchnur als die Ak⸗ 
ten, welche der Inquirent dem Protokollführer in die Feder diktirte! — 
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So wird der Verbrecher im Inqulſitionsprozeſſe verurtheilt; erleidet et 
eine öffentliche Strafe, ſo fühlt die Menge eher Mitleid als Abſcheu, 
denn eine kurze Anzeige des begangenen Verbrechens reicht nicht hin, 
den nothwendigen Zuſammenhang des verübten Unrechts und der ere 
kannten Strafe dem Volke zur klaren Erkenntniß zu bringen. 

Der Anklageprozeß iſt ſchon bei ſeiner Einleitung von dem 
Inquiſttionsverfahren völlig verfchieden. Hier tritt nicht der Untere 
ſuchungsrichter, ſondern eine eigens hiezu eingefegte öffentliche Behörde 
als Ankläger auf. Dieſer öffentliche Ankläger ſucht zu erweiſen, daß 
und von wem ein Verbrechen begangen fei, Der Unterſuchungsrichter 
befindet ſich hier alſo nicht in der ſchwierigen Lage, zugleich Ankläger 
und Vertheidiger des Inkulpaten fein zu ſollen. Aus dieſen Verhand⸗ 
lungen erkennt nun ein Civilgericht, ob überhaupt hinreichende Gründe 
vorhanden ſeien, die Unterſuchung fortzuführen; und erſt wenn dies ent⸗ 
ſchieden iſt, wird ein weiteres Kriminalverfahren betrieben. So iſt jede 
mögliche Garantie gegeben, daß kein offenbar Unſchuldiger einer Krimi⸗ 
nalunterſuchung ausgeſetzt werde. — Nun werden Zeugen und Beweiſe 
für Schuld und Unſchuld dem Richter vorgeführt und in Gegenwart 
des Inkulpaten und ſeines Vertheidigers vernommen. Hier kann der 
Richter aus eigener Ueberzeugung urtheilen, hier kann er auf die 
kleinſten Verſchiedenheiten im Benehmen, Charakter und Fähigkeiten 
Rückſicht nehmen! hier darf er die Zeugen nicht zählen, ſondern kann 
die verſchiedenen Ausſagen auf Grund ihrer Glaubwürdigkeit gegen ein⸗ 
ander abwägen. Hiezu denke man ſich nun noch den mächtigen He⸗ 
bel der Oeffentlichkeit! In ihr liegt die ſtärkſte Bürgſchaft für 
Pflichttreue, Unparteilichkeit und Humanität des Richters. 
Hunderte von Zuschauern beobachten ihn mit geſpannter Aufmerkſamkeit, 
und Hunderte würden bei der geringſten Willkür oder Härte von ſeiner 
Seite Unwillen und Geringſchätzung in allen Kreiſen gegen ihn verbrei⸗ 
ten. So ſieht der Richter nicht mehr bloße Papiere und Zahlen vor 
ſich, aus denen er wie durch eine Art von Rechnen-Exempel fein Ure 
theil bildet, ſondern er ſieht Mitmenſchen, deren Wohl und Wehe in 
feiner Hand liegt, und theilnehmende Zuschauer, welche nach allgemeinen 
moraliſchen Prinzipien fein Verfahren zu beurtheilen wiſſen. — 

Welch ein mächtiger Sporn für die Thatigkett des Vertheidi⸗ 
gers liegt nicht auch in der Oeffentlichkeit! Er weiß, daß er als eifriger 
Kämpfer für die Sache der Unſchuld die Achtung ſeiner Mitbürger ſich 
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erwerben muß, während das geheime Verfahren noch oft genug die 
Menge zu den härteſten und unverdſenteſten Urtheilen über die Advo⸗ 
katen veranlaßt. Die Oeffentlichkeit wirkt aber auch unwiderſtehlich auf 
die Zeugen. Eine eiferne Stirn gehört dazu, einen Meineid zu ſchwö⸗ 
ren, während hundert Augen auf den Schwörenden gerichtet ſind. Der 
Zeugeneid wird hier eine Feierlichkeit, die auch auf das verſtockteſte Ge⸗ 
müth noch wirken kann. So ſieht das Publikum den Gang der Ver⸗ 
handlungen, es weiß alſo auch die darauf erkannten Strafen ſich hin⸗ 
länglich zu erklaren. Dieſer Umſtand muß gewiß auf das Rechtsgefühl 
der Menge die heilſamſten Wirkungen ausüben. Man hat zuweilen 
behauptet, es ſei zu hart, den Inkulpaten den Blicken des ganzen 
Publikums auszufegen; allein gerade die öffentliche Anerkennung der 
Unſchuld, die Gegenwart theilnehmender Mitbürger können allein einem 
unſchuldig Angeklagten volle Genugthuung für die kränkenden Zweifel 
an ſeiner Unſchuld gewähren. Wie überhaupt Oeffentlichkeit — ſei es 
durch unmittelbare Anſchauung, ſei es durch freie Berichte der Preſſe — 
allein im Stande iſt, dem Volke die lebendige Ueberzeugung zu geben, 
daß die Behörden nur zu ſeinem Beſten thätig ſind, ſo vermag auch 
fie allein, demſelben volles Vertrauen zu der Juſtiz einzuflößen. 
Dieſe Kraft der Oeffentlichkeit iſt ein Vorzug, der ſchon allein manchen 
möglichen oder wirklichen Fehler aufwiegen würde; denn Mißtrauen in 
die Rechtsſprechung macht wahre Liebe zu den Geſetzen unmöglich. 
Dies haben auch die Völker überall richtig erkannt, denn wo nur ein⸗ 
mal Mündlichkeit und Oeffentlichkeit eingeführt iſt, da hat man fpäter 
niemals gefragt, woher dieſes wohlthätige Inſtitut ſtamme, fondern man 
hat liebevoll an ihm gehalten, wie an einer Grundfeſte bürgerlicher Ord⸗ 
nung und Freiheit. England, Nordamerika, Frankreich, die Schweiz, 
die Nheinlande, ja ſelbſt die italſeniſchen Staaten haben ſich für Münd⸗ 
lichkeit und Oeffentlichkeit erklärt, nie iſt von dorther eine feindſelige 
Stimme aus dem Volke gegen ſie laut geworden; der geheime Inqui⸗ 
ſitionsprozeß wird dagegen faſt überall angefochten, wo er noch beſteht, 
und ſeine Vertheidiger verlieren täglich mehr an Terrain. 

Großes läßt ſich in nächſter Zukunft für die Geſetzgebung unſeres 
Vaterlandes hoffen. Unſer erhabener Monarch ſelbſt fol ſich wiederho⸗ 
entlich ſehr günſtig für Mündlichkeit und Oeffentlichkeit geäußert ha⸗ 
ben; zwei Sterne erſter Größe ſtrahlen jetzt am juriſtiſchen Himmel 
Preußens, Theorie und Praxis find bei uns auf's Würdigſte vertreten. 
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Wo ſolche Kräfte in Thätigkeit find, darf man mit Recht ſich der Hoffe 
nung hingeben, recht bald Veränderungen in der Rechtspflege zu erleben, 
die vom ganzen Volke mit dem dankbarſten Enthuſiasmus werden auf⸗ 
genommen werden! — — 

(Königsberger Zeitung 1842. No. 99. u. 100.) 


7. Der Advokatenſtand. 

Die häufig beſprochene Frage über Mündlichkeit und Oef⸗ 
fentlichkeit des Prozeßverfahrens hat es meiſtentheils mit den For⸗ 
men zu thun gehabt, und wenngleich nicht in Abrede zu ſtellen iſt, daß 
eben in den feſtgeſtellten Normen des Nechtsganges ein Theil der Bürg⸗ 
ſchaft für die Sicherheit der Perſonen und des Eigenthums liegt, ſo 
darf auf der anderen Seite nicht überſehen werden, daß der Mechanis⸗ 
mus des Verfahrens nur ein äußerlicher if Deßhalb kann er leicht 
ein geiſttödtender werden, und iſt es hin und wieder ſchon gewor⸗ 
den. Die Lebensfähiskelt jeder Inſtitution aber hängt von denen ab, 
die vorzüglich zu ihrer Ausbildung mitzuwirken berufen ſind. In allen 
Nocheshändeln bewegen ſich die Intereſſen der Parteien unter den Aue 
gen und der Mitwirkung der richterlichen Beamten. Es iſt nicht 
zu loben, und hat ſich häufig als unzweckmäßig bewieſen, wenn der 
Richter von ſeinem objektiven Standpunkte herabgezogen wird in das 
Gedränge der kollidirenden Intereſſen der ſtreitenden Theile. Leider trifft 
dieſer Vorwurf das von dem beſten Willen beſeelte Prinzip unſeres al⸗ 
ten Prozeßverfahrens in mehr als einer Art. Statt über den Par⸗ 
teien zu ſtehen,⸗verſetzt der Wille des Geſetzgebers den Richter mitten 
unter dieſelben. Er ſoll überall das Rechte und Wahre finden, und 
größtentheils ſelbſt Mittel und Wege angeben, wie jenes zu finden. 
Von dem Geſetze mit ziemlich unbeſchränkter Vollmacht zu dieſem je⸗ 
denfalls löblichen Zwecke ausgeſtattet, liegt es in der menſchlichen Natur 
daß er jede Einmiſchung eines Dritten zurückzuweiſen beſtrebt fein muß 
die ſeiner — — nach ihm Hemmniſſe in den einmal eingeſchlagenen 
Weg legen kaun. Völlig konſequent ging daher die frühere Geſetzge⸗ 
bung davon aus, daß der Richter unmittelbar mit den Parteien und 
nur mit dieſen zu verhandeln habe. Vom Staate angeſtellte Vertreter 
— Aſſiſtenzräthe — ſollten ihn in feinem edeln Streben unter⸗ 
ſtützen. Indeß das Experiment verunglückte — wir ſagen nicht zu viel — 
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faſt gänzlich. Nur felten konnte der Richter bei aller Pflichttreue und 
Gewiſſenhaftigkeit ſich das Vertrauen der Parteien in dem Mange eve 
werben, als es ihm zur vollen Erreichung ſeines Zweckes nöthig war. 
Noch weniger Zutrauen ſchenkten die Recht ſuchenden Parteien den vom 
Staate beſtellten Aſſiſtenzräthen, da dieſe fic) ihrer Angelegenheiten nur 
mit allgemeinem amtlichen, nicht mit dem ſpeziell perſönlichen Intereſſe 
annahmen. Man war deßhalb gezwungen, zu einer Inſtitution zurück 
zukehren, die man gänzlich zu beſeitigen bemüht geweſen war. Das 
Intereſſe der Parteien erforderte eine gründlichere Vertretung derſelben, 
als durch ſie ſelbſt. Man bildete daher, obwol mit ſichtbarem Wider⸗ 
ſtreben, von neuem den Advokatenſtand, und beſchränkte ihn durch 
alle nur mögliche Kontrollen und Vorſichtsmaßregeln genügend, um die 
Befürchtung, welche die Entfernung dieſes Standes veranlaßt hatte, zu 
beſeitigen. 

Je mehr man nun in neuerer Zeit erkannt hat, daß ohne feſt 
vorgeſchriebene Normen des Verfahrens der willkürlichen Behandlung des 
Rechtsganges nicht vorgebeugt werden kann, um fo bedeutender wird der 
Einfluß der Advokaten. Sie find, ſofern ihre Stellung richtig feſtge⸗ 
halten wird, berufen, zur Fortbildung des Rechtes in eben dem 
Maaße mitzuwirken, wie die Beamten, und befähigt, den todten For⸗ 
men ein reges zur Fortbildung nöthiges Leben zu verleihen, 

Deßhalb hat ſich auch in neuerer Zeit die Geſetzgebung unter 
anderen mit der Frage beſchäftigt: 

wie ein tüchtiger das Wohl der Parteien befördernder 
und das Intereſſe des Staates ſichernder Advokaten⸗ 
ſtand zu bilden fei? — 
Es ſind hierüber höheren Ortes die Gutachten der Gaichtshöſe, und 
von dieſen die Anſichten der Intereſſenten ſelbſt erfordert. 

Zu allen Zeiten hat man, beſonders in unſerem Vaterlande, die 
Advokaten als den Stand der geborenen Oppoſition gegen die 
Behörden betrachtet. Mißtrauen erzeugt mindeſtens kein Vertrauen. 
Soll erſteres aufhören, und die künftige Stellung der Advokaten auch 
nach außen eine befriedigende ſein, ſo muß Alles entfernt werden, was 
nur dazu geeignet iſt, eine ſolche Oppoſition, auch wo ſie nicht iſt, ins 
Leben zu rufen. Es muß daher Alles vermieden werden, was der Er⸗ 
haltung und Fortbildung der inneren Moralität hemmend entgegentritt, 
und dieſes iſt nur zu erlangen, wenn dem Advokaten feine oft ſchwie⸗ 
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rige Berufsthätigkeit als eine ehrenvolle ecfeheme Er darf mithin 
nicht zu dem Glauben veranlaßt werden, daß der Staat ihn im 
Betreff feiner Ehre anderen Unterthanen nachſetze. Hier: 
unter verſtehen wir aber nicht die kußerlich hervortretenden Ehrenbe⸗ 
zeugungen, mit denen der Landesherr Verdienſte anerkennt und begna⸗ 
digt. Wir ſprechen vielmehr von der Ehre, die aus dem Anerkennt⸗ 
niſſe der gewiſſenhaften Erfüllung der Berufspflichten entſpringt. Dieſe 
aber iſt unverträglich mit den geſetzlichen Vorſchriften, welche die Advo⸗ 
katen des Vertrauens ihrer Mitbürger und der Regierung gleich un⸗ 
würdig erſcheinen laſſen. Dahin gehört die ausgeſprochene Un fähig⸗ 
keit, zu Landtagsdeputirten und zu Vorſtehern und Pro- 
tokollführern der Stadtverordneten-Verſammlung ere 
wählt zu werden, ſelbſt wenn ſie die ſonſtigen Bedingungen der 
Wählbarkeit erfüllen. Zu dergleichen Ehrenämtern erwählt das- Vertrauen 
den Mitbürger, Es iſt eine ſchmerzhafte und nicht zu rechtfertigende Er⸗ 
niedrigung, wenn der Staat im Voraus, ohne Unterſchied der Per⸗ 
fon und ohne Prüfung der Qualifikation, bekundet, daß den Advokaten 
in Preußen ein ſolches Vertrauen nicht gewährt werden dürfe, obfvot 
mit dem Augenblick der Niederlegung ihres Amtes jedes Hinderniß ge⸗ 
hoben iff, Eine ſolche Achtserklärung ermangelt aber erſichtlich jedes 
haltbaren Grundes. Die Geſchichte ſpricht nicht für eine ſolche Aus, 
schließung, vielmehr zeigt uns das Beiſpiel derjenigen Länder, auf welche 
wir nur zu oft hingewieſen werden, daß mindeſtens die Advokaten dort, 
wo man ihnen die Bahn, in welche das Vertrauen der Mitbürger be⸗ 
ruft, nicht verſchließt, ihren Beruf gewiſſenhaft erfüllen, ohne der Re⸗ 
gierung nachtheiliger zu ſein, als andere Stände. 

Wir zweifeln nicht, daß auch in unſerm Vaterlande das ehren⸗ 
volle Vertrauen der Mitbürger manchen Advokaten zum Vertreter der 
öffentlichen Intereſſen erwählen würde. Der Wunſch, jenes geſetzliche 
Hinderniß der Unfähigkeit aufgehoben zu ſehen, erſcheint deßhalb offen⸗ 
bar den Forderungen der Gerechtigkeit entſprechend; und man darf deß⸗ 
halb * Vertrauen ſeiner Gewährung entgegenſehen. 

(Königsberger Zeitung 1842. No. 102.) 


8. Oeffentlichkeit und Mündlichkeit im Strafverfahren. 


So häuſig in dieſen Blättern die Frage über die Oeffentlichkeit 
und Mündlichkeit des Verfahrens in Straſſachen ſchon angeregt worden, 
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fo fehr es überflüßig ſcheinen könnte, darauf wiederholt zurückzukommen, 


ſo kann dies Thema doch nicht oft genug berührt werden, vorzüglich 
weil die Frage über die Einführung eines in ſeinem Grundprinzipe von 
dem früheren abweichenden Rechtsganges zu den Lebensfragen unſerer 
bürgerlichen Exiſtenz gehört; ſodann aber weil eine völlig erſchöpfende 
Beſprechung dieſes Gegenſtandes in Tagesſchriften niemals möglich iff. 
Vielmehr muß hiebei eine nothwendige Beſchränkung eintreten. Nur 
einzelne Seiten dieſer oder jener Einrichtung bleiben zu beſprechen, nur 
einzelne Vortheile oder Nachtheile, Gebrechen oder Vorzüge anzudeuten. 
Zu leugnen ſteht nicht, daß in Beziehung auf die Zweckmäßigkeit erhöhter 
Oeffentlichkeit im Allgemeinen ein weſentlicher Fortſchritt ſtattgefunden 
hat; nicht nur in der öffentlichen Meinung, d. h. in dem mehr oder 
minder motivirten Bewußtſein aller Gebildeten, ſondern auch in der 
wiſſenſchaftlich begründeten Ueberzeugung derjenigen, deren Beruf fie 
vorzugsweiſe zur Prüfung jener Frage führt. Blicken wir einen Zeit⸗ 
raum von 20 Jahren zurück. Damals hatte eine beſtimmte Veranlaſ⸗ 
ſung, der Fonkſche Prozeß, die Meinungen ſcharf einander gegenüber 
geſtellt. Sie hatten ſich zu Parteien geſtaltet, und der Oeffentlichkeit 
und Mündlichkeit auch nur entfernt das Wort reden galt für einen Akt 
unpatriotiſcher Geſinnung. Dadurch gewann jener, überdies an ſich be⸗ 
deutende Rechtsfall ein erhöhtes Intereſſe. Man erwartete damals bez 
ſtimmte Erklärungen der bei der Geſetzgebung mitwirkenden Behörden 
über die Aufhebung oder weſentliche Modifikation des rheiniſchen Straf⸗ 
verfahrens. Sie erfolgte nicht, und wenn man hin und wieder einzelne 
Verſuche machte, durch allmählige Entziehung einzelner Gegenſtände die 
Wirkſamkeit der öffentlichen Gerichtspflege zu ſchwächen, ſo ſind dieſe 
Anfechtungen durch neuere allerhöchſte Befehle auf das entſchiedenſte 
vernichtet worden. Durchaus verſchieden ſtellt ſich die Sache gegen⸗ 
wärtig. Die berührte Frage hat aufgehört ein Kampf der Geſin⸗ 
nungen zu ſein; ſie iſt fortan ein Streit der Anſichten. Jede 
Stimme dafür oder dagegen kann ſich nunmehr mit voller Offenheit 
geltend machen; ſie hat keine Verdächtigung mehr zu befürchten und 
eben hierin liegt dasjenige, was wir als einen weſentlichen Fortſchritt 
zu bezeichnen keinen Anſtand nehmen. 
Häufig iſt den Anhängern der Oeffentlichkeit der Vorwurf ge⸗ 
macht worden, daß ihr Hauptargument ſich auf die vorgefaßte Meinung 
gründe: die zur Ausübung des richterlichen Amtes berufenen Beamten 
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verwalteten daſſelbe nicht mit der erforderlichen Unparteilichkeit und Ges 
wiſſenhaftigkeit. Wenn wir uns für die Oeffentlichkeit erklären, fo 
haben wir dieſen Vorwurf ſofort zurlckzuweſſen. Daß das „geheime 
ſchriftſche Verfahren“ nicht ſchlimmere Früchte getragen hat, verdanken 
wir der vorwaltenden Bildung und der hohen Rechtlichkeit der Beam⸗ 
ten, ein Geſtändniß, welches wir im Gefühle reinſter Vaterlandsliebe 
gern und offen ablegen. Damit iſt jedoch die Frage ſelbſt, die nur 
vom objektiven Standpunkte gehörig zu beantworten ſteht, nicht ent⸗ 
ſchieden. Man muß, wenn man die guten oder ſchlechten Eigenſchaften 
einer Einrichtung prüft, von Perſönlichkeiten durchaus abſtrahiren, und 
die nicht wahrgenommene Gefahr liefert noch keine Bürgſchaft dafür, 
daß fie nicht in der That vorhanden fein könne. 

Zunächſt haben wir zwei Gegenſtände, welche man leicht vermengt, 
von einander zu ſondern, nämlich: die Oeffentlichkeit und Mündlichkeit 
von der Inſtitution der Geſchwornengerichte. Erſtere find freilich die 
Bedingungen des letzteren, aber letzteres noch nicht die nothwendige Folge 
der erſteren. Ohne Oeffentlichkeit und Mündlichkeit ſind Geſchwornen⸗ 
gerichte undenkbar; wol aber bleibt die Möglichkeit offen, daß richterliche 
Beamte — königliche Diener — das Recht nach vorgängige öffent⸗ 
lichen und mündlichen Verfahren zu finden, angewieſen werden. — Wir 
haben deßhalb für den ferneren Verfolg und zum Verſtändniſſe dieſes 
Artikels zwei entſchiebene Erklärungen vorauszuſchicken; einmal, daß wir 
für die entgegengeſetzten Verfahrungsweiſen Richter von gleicher Fähig⸗ 
keit und Treue vorausſetzen, und zweitens, daß wir die Frage über 
die Geſchwornengerichte für jetzt nicht berühren, 

Als einen der weſentlichſten Unterſchiede der im Streit befangenen 
Anſichten heben wir zunächſt den wichtigſten Akt, den der Anklage, 
heraus. Die Inquiſitionsmaxime legt auf dieſelbe wenig Gewicht. Von 
Amtswegen einſchreitend hat der Richter die geſetzliche Macht, von bloßen 
Vorunterſuchungen ſofort zur Unterſuchung gegen eine beſtimmte Perſon 
vorzuſchreiten. Er kann den Angeklagten in den Anklagezuſtand verſetzen, 
ohne daß dieſer auch nur die entfernteſte Ahnung davon hat. Es ſind 
Fälle vorgekommen und können aktenmäßig nachgewieſen werden, daß 
Perſonen als Zeugen verhört und vereidigt ſich bald nachher als die 
eigentlich Schuldigen in die Unterſuchung ſelbſt verwickelt fanden, ohne 
daß dieſer Uebergang von der Stellung eines Zeugen zu der eines Ans 
geklagten zu ihrem Bewußtſein gelangte. Dabei iſt ausdrücklich zu ber 
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vorworten, daß der unterſuchende Richter mit völliger Gewiſſenhaftigkeit 
und Amtstreue zu Werke gegangen und jene Umwandlung faſt ohne 
feine eigene klare Erkenntniß eingetreten war. Eine ſolche Möglichkeit 
aber kann fic) nur aus dem Spfteme des geheimen Verfahrens entwik⸗ 
keln und wurzelt tief in demſelben. Anders der Anklageprozeß. Er 
unterſcheidet zwei weſentliche Theile des Verfahrens und trennt die gene⸗ 
relle Nachforſchung von der ſpeziellen Unterſuchung. Die auf den Be⸗ 
ſchluß eines Gerichtshofes gegründete Anklage, die Anklageakte, iſt 
das ſpezifiſche Kennzeichen des Eintritts des gegen den Angeſchuldigten 
eröffneten Verfahrens. Sie enthält die einzelnen, dem Angeklagten zur 
Laſt gelegten Thatſachen; fie bezeichnet das Verbrechen. Sie erklärt ihm 
im eigentlichen Sinne den Krieg und fordert ihn auf, ſich in den Ver⸗ 
theidigungszuſtand zu ſetzen. Die preußiſche Kriminalordnung — von 
den humanſten Geſinnungen ausgehend, den Fortſchritt gegen frühere 
Sünden der Rechtspflege darlegend — hat ſich von der Nothwendigkeit 
dieſer beſtimmten Stadien nicht überzeugen können. Sie weiß von kei⸗ 
ner ſpeziellen Anklage und es iſt keine Vorſchrift in ihr enthalten, welche 
den Richter nöthigte, dem Angeſchuldigten den Grund ſeiner Verneh⸗ 
mung oder gar ſeiner Verhaftung mitzutheilen. Wir glauben nicht, 
daß dies mit dem Prinzipe der Gerechtigkeit im Einklang ſteht. Wo 
der Staat als Partei auftritt, als Ankläger, ſollte er ſein Intereſſe nur 
innerhalb beſtimmter Grenzen wahrnehmen, nicht aber dieſe Grenzen 
theils unbeſtimmt laſſen, theils fie der bloßen Anſicht der Richter ans 
heimgeben. Man wende nicht ein, daß die Erhebung einer beſonderen 
Anklage mit der Frage über die Oeffentlichkeit in keiner Verbindung 
ſtehe, und ſie — ſofern ſie nothwendig oder wünſchenswerth ſei — ſich 
auch mit dem bisherigen Verfahren vereinigen laſſe. Dies würde ein 
gänzlicher Fehlgriff fein Die Anklageakte konſtituirt einen Ankläger, 
eine beſtimmte Partei, welche dem Angeklagten gegenübertritt. Sie ver⸗ 
langt ein Organ, welches die Anklage ausſpricht, und ſich als den Be⸗ 
theiligten darſtellt. Sie vernichtet einen Hauptgrundſatz der Inquiſi⸗ 
tionsmarime, mit deſſen Aufgebung der größte Theil der Vorſchriften 
der Kriminalordnung dahinſinkt. — Iſt hienach die beſtimmte Feſthal⸗ 
tung der Anklage eine Forderung der Gerechtigkeit für den Angeklagten, 
ſo iſt ſie es auch ebenſo für den Staat. Wir meinen, daß bei der 
Willkür, mit welcher möglicherweiſe ein Richter einzelne Handlungen der 
Unterſuchung unterwerfen kann, es auch in ſeiner Macht ſteht, bei be⸗ 
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ſonderen Motiven, verbrecheriſche Handlungen zu ignoriren, ſofern die⸗ 
ſelben nur nicht zu großes Auffehen gemacht haben. Diefe Möglichkeit 
iſt ihm genommen, ſobald eine andere, lediglich zum Zwecke der Anklage 
konſtitulrte Behörde ihn zur Verfolgung einer beftimmten Angelegenheit 
auffordert, Wer eine genaue Kenntniß vom Stande der Patrimonial⸗ 
gerichtsbarkeit hat und nicht gerade mit Bülow⸗Cummerow für deren 
Vortrefflichkeit ſchwärmt, wer es weiß, wie hin und wieder Gutsherren, 
aus Furcht vor bedeutendem Koſtenaufwande, Verbrechen zu verdecken 
und zu verheimlichen ſtreben, wird geſtehen müſſen, daß jene Mögliche 
keiten, Geſetzesübertretungen ungeahndet zu laſſen, ſich bisweilen auf 
das Gebiet der Wirklichkeit verirrt haben. 

Im Intereſſe des Angeklagten wie des Staates iſt offenbar die⸗ 
jenige Form des Verfahrens die wünſchenswertheſte, welche die meiſten 
Rechte gewährt, indem fie die meiſten ſchirmt, daher verdient die 
Mündlichkeit und Oeffentlichkeit den Vorzug ſchon aus dem 
einzigen Grunde, weil ſie das Vertrauen der Bürger zur Staatsgewalt 
weſentlich vermehrt, und eben dadurch zur öffentlichen Wohlfahrt das 
meiſte beiträgt. Je gleichmäßiger, je öffentlicher der Kampf zwiſchen der 
Staatsgewalt und dem Angeklagten ausgefochten wird, um ſo ſicherer 
iſt das allgemeine Urtheil über die Gerechtigkeit des Urtelsſpruches, um 
ſo größer die Beruhigung, die jeder Bürger in dem Verkehre mit den 
Gerichtshöfen des Landes findet. Oder ſollte es eine unmotivirte eigen⸗ 
willige Hartnäckigkeit ſein, welche Provinzen des öffentlichen Verfahrens 
an bafjelbe feſſelt? Sollte nicht vielmehr von Seiten der Geſetzgebung 
Alles aufgeboten werden, um die Bürger mit den Inſtitutionen des 
Staates bekannt zu machen und dadurch die Liebe zum Vaterlande zu 
fördern und zu befeſtigen? Die offenſte Gewährung der Gerechtigkeit 
aber gehört eben zu den Inſtitutionen, welche dieſe Wirkung mit ſich 
führen. Je mehr fic) die Ueberzeugung feſtſetzt, daß jede Parteilichkeit 
und Unregelmäßigkeit von dem Verfahren der richterlichen Behörden 
ausgeſchloſſen bleiben muß, um fo geringer die Furcht, um fo größer 
die Liebe, Wir wiſſen, daß es nicht an Fehlern in dem von uns bes 
vorzugten Verfahren fehlt, wir ſind auch davon überzeugt, daß die be⸗ 
ſten Einrichtungen dem Mißbrauche unterliegen können; wir glauben an 
die Unparteilichkeit und Gerechtigkeit unſerer Gerichtshöfe — aber wir 
glauben auch an die größere objektive Garantie, welche die Def 
fentlichkeit und Mündlichkeit darbietet, und finden dieſe Garantie in 


dem Umſtande, daß bei dieſer allen Theilen, dem Ankläger wie dem 
Angeklagten, völlig gleiches Gehör gegönnt wird. — Dieſe Betrach⸗ 
tung führt uns auf einen zweiten, nicht minder weſentlichen Punkt, 
welcher mit der Anklage auf das Genaueſte zuſammenhängt, auf den 
der Vertheidigung. 

Wer ſich vertheidigen ſoll, muß den Angriff kennen. Wem dieſer 
verborgen iſt, der kann durch Ueberraſchung beſiegt werden, aber nicht 
ſich vertheidigen. Die verdeckten heimlichen Angriffe gehören dem Ge⸗ 
biete der Sicherheitspolizei an. Dieſe iſt in ihrer Funktion, wenn fie 
überraſcht, aufhebt und keine Vertheidigung geſtattet. Der Würde des 
Richters muß jedes nicht gleichmäßige Verfahren fremd fein. Beide 
Theile anzuhören iſt die Grundlage ſeiner Pflicht. Sehen wir von 
dem erkennenden Richter ab und nur auf den Unterſuchungsrichter und 
fragen uns: ob er beide Theile anhört, ſo ſind wir um die Antwort 
verlegen. Er hört den Ankläger nicht, denn er iſt es ſelbſt, oder er 
hört ihn nur, ſofern er ſich ſelbſt hört. Ebenſo hört er den Anger 
klagten bald als Richter, bald als Ankläger. In letzter Beziehung ſteht 
er ihm als Partei gegenüber, und es iſt natürlich, daß er ſich ſträubt, 
eine einmal gefaßte Ueberzeugung fahren zu laſſen. So weit er alfo 
den Angeklagten als Ankläger hört, ſo weit iſt er ihm ungünſtig; ſo 
weit als Richter — iſt er unbetheiligt. Wir glauben nicht, daß irgend 
ein Menſch mit dem reblichften Willen und den ausgezeichnetſten Fähig⸗ 
keiten im Stande ſei, beide Funktionen dergeſtalt von einander zu tren⸗ 
nen, daß nicht eine der anderen unbewußt Eintrag thäte, wir können 
uns nicht überzeugen, daß die Vorſchrift unſerer Kriminalordnung, welche 
dem Richter gleiche Sorgfalt für die Schuld und für die Unſchuld des 
Angeklagten auferlegt, menſchlich ausführbar ſei. Der Angeklagte 
ſieht in dem Unterſuchungsrichter ſeinen Feind, und kein Geſetz wird 
ihn je eines beſſern belehren. Er ſetzt mithin voraus, daß ſeine Anga⸗ 
ben nur durch die Vermittelung ſeines Feindes zur Kenntniß des er⸗ 
kennenden Richters — wenn diefer ein anderer iſt — gelangen; er iſt 
in vielen Fällen unfähig, die von dem Unterſuchungsrichter aufgeſetzten 
Protokolle zu kontrolliren, oft zu verſtehen. Er iſt ohne Beiſtand, ohne 
Berathung; denn die Gegenwart des Vertheidigers bei den Zeugenver⸗ 
hören und den Vernehmungen des Angeſchuldigten, wie die Kriminal⸗ 
ordnung ſie geſtattet, kann nach den Umſtänden nicht mehr als eine 
tödtende Form fein. Zuletzt konzentrirt ſich alfo das ganze Moment 
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der Vertheidigung auf die Einreichung einer Schrift. — Gefegt nun, 
dieſe Schrift entſpräche in der That allen denkbaren Erforderniſſen, fo 
entſteht wiederum die Frage, ob und wie weit der erkennende Richter 
davon Kehntniß erhält. Von den Mitgliedern eines Richterkollegiums 
lieſt Eines, leſen mitunter Zwei die oft voluminöſen Akten. Durch fie 
erfährt das Kollegium den Inhalt derſelben. Nur ſie kennen den der 
Vertheidigungsſchrift. Wieviel ſie davon dem Kollegium mittheilen wol⸗ 
len, liegt — denn Vorſchriften kann es darüber nicht geben — in ihrem 
Ermeſſen, und nur zu häufig erſcheint der ſubjektiven Meinung des es 
ferenten ein Defenſſonsmoment fo verwerflich, daß er mit deſſen Vor⸗ 
trage die übrigen Richter nicht einmal beläſtigen mag. Die Sicherheit, 


daß die Vertheidigung Überhaupt geleſen werde, liegt nur in der amt⸗ 


lichen Treue des Referenten; und letztere gewährt mindeſtens dem An⸗ 
geklagten, weil er fic) mit dem Staaͤte im Kriegszuſtande befindet, keine 
faktiſche Gewißheit. — Wir könnten dieſes Bild weiter ausmalen; jes 
doch beſchräͤnken wir uns auf dieſe wenigen Züge, um darzuſtellen, daß 
die Sicherheit der Rechtspflege in Strafſachen durch Def: 
fentlichkeit und Mündlichkeit nur gewinnen kann, und ge⸗ 
ben uns mit Freuden der feſten Ueberzeugung hin, daß die ſtets bewie⸗ 
ſene Fürſorge Sr. Maſeſtät für die Handhabung der Gerechtigkeit den 
Behörden die ſorgfältigſte Prüfung der Frage: wie weit wir uns jener 
Inſtitution zu erfreuen haben werden, zur unabweislichſten Pflicht 


machen wird. 
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V. Vermiſchtes. 


1. Staatsverwaltung. 

In den letzten zwei Jahren hat Preußens pol itiſche Volksbil⸗ 
dung größere Fortſchritte gemacht, als in den zwei vorhergehenden Jahr⸗ 
zehnten. Bedarf es hiefür noch eines Beleges, ſo erwäge man die 
Aufnahme, welche der Bülow⸗Cummerowwſchen Schrift: Preußen, feine 
Verfaſſung rc, zu Theil geworden. Ein die Staatsverwaltung fo frei⸗ 
müthig beleuchtendes Buch wie das vorliegende, wäre noch vor wenigen 
Jahren von der Genfur unterdrückt oder — wenn ein ausländiſcher Ver⸗ 
leger ſich des verbannten Manuſkripts angenommen hätte — von den 


preußiſchen Behörden verboten, von dem Publikum wenig geleſen, noch 


weniger beachtet, und der Verfaſſer ſelbſt ohnfehlbar wegen frechen uns 
ehrerbietigen Tadels der beſtehenden Regierung vor Gericht geſtellt wor⸗ 
den. Wie anders jetzt! Unter Berliner Cenſur erſchienen iſt die erſte 
Auflage dieſer Schrift in kurzer Zeit vergriffenz alle preußiſchen Zeitun⸗ 
gen — ſogar die ſonſt fo vorſichtige Staatszeitung — haben fic) des 
eilt, fie ausführlich zu beſprechen, und der Autor darf in inländiſchen 
Blättern ungeſtraft ſeiner Gegner ſpotten. Mag immerhin das Buch 
bittern Tadel gegen die Staatsverwaltung enthalten, ſein Erſcheinen 
ſelbſt iſt das beſte Lob der Regierung. Ehre der Obrigkeit, die — 
weit entfernt ſich ſelber für unfehlbar zu halten — auch der außer» 
beamtlichen Intelligenz ihr volles Recht widerfahren läßt. Als ein fak⸗ 
tiſcher Beweis dafür, daß das Cenſur⸗Reſkript vom 24. Dezbr. v. J. 
nicht nur ſchein bar eine freiere Bewegung der Preſſe bezweckt, wie 
Viele noch immer glauben, dürfte die Eriftenz der Schrift für uns 
wichtiger ſein als ihr Inhalt. 

Indem wir auf die Anſichten, welche Bülow⸗Cummerow über 
Volksvertretung und ſtändiſche Verfaſſung äußert, ſpäter zus 
rückzukommen gedenken, begnügen wir uns hier zwei Stellen der er⸗ 
wähnten Schrift, die Verwaltung u; zur Beſtätigung uns 
ſeres Urtheils anzuführen. 

„So heilſam — heißt es S. 108 der 9 Schrift — eine 
gute Verwaltung jedem Reiche wird, ſo bedarf doch Preußen derſelben 
ganz beſonders; nicht, weil die Nation unruhig und ſchwer zu regieren 
iſt (fie zeigt ſich ſehr geduldig), ſondern weil Preußen eine Stellung in 


Europa eingenommen hat und erhalten muß, die es nur durch die Kon⸗ 


zentrirung aller feiner Kräfte zu behaupten im Stande iſt. Wenn man 
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nun ehrlich frägt, haben wir eine ſolche, fo würde die Antwort leider 
ſein — nein! und ja! Ja, weil wir alles Material haben, eine ſolche 
zu konſtruiren, und noch einmal Ja! weil nicht nur die unteren, ſon⸗ 
dern auch manche hohe Verwaltungszweige ſehr gut organiſirt ſind und 
eben ſo gut gehandhabt werden. Nein, weil wir uns dieſes Materials 
nicht ſo bedienen, wie es ſein könnte, und weil eine große Lücke ent⸗ 
ſtanden iſt, die den Zuſammenhang ſtört, und eine Verwirrung veran⸗ 
laßt, die ſehr nachtheilig auf den Gang der Geſchäfte einwirkt. Unter 
Har denberg's Verwaltung waren diejenigen organiſchen Gefege gege⸗ 
ben, welche ohne alle Frage einen ſo bedeutenden und wohlthätigen Ein⸗ 
fluß auf den Zuſtand Preußens gehabt haben. Mit feinem Abtreten 
iſt nicht nur ein Stillſtand eingetreten, ſondern ein Rückſchritt. Die⸗ 
jenigen, die Hardenberg, und was während ſeiner Verwaltung ge⸗ 
ſchehen iſt, am heftigſten getadelt haben, find es, welche, als fie ans 
Ruder kamen, durch den Kleinigkeitsgeiſt, den ſie entwickelten, und durch 
die Verwirrung, welche ſie in die Geſchäfte gebracht haben, das Anden⸗ 
ken an Hardenberg in der Nation friſch erhalten, ſie ſind es, die 
dasjenige, was man früher an Hardenberg getadelt hatte, der Nation 
ganz vergeſſen gemacht haben, und es giebt nur einen Ruf, der lautet 
Reorganiſation!“ — — 

„Die Miniſterien ſollen nach der Idee der Central-Verwaltung 
und der Beſtimmung der früheren Geſchäftsordnung und der Natur 
der Sache den Vereinigungspunkt bilden, von welchem die ganze Leitung 
ausgeht. Sie follen auf die Ausführung der Geſetze und Anordnungen 
wachen, ſie ſollen ſich in der Ueberſicht des Ganzen erhalten und über 
die Reklamationen der Regierten, wenn dieſe ſich durch die Verwal⸗ 
tungs⸗ Behörden für verletzt halten, entſcheiden; fie ſollen aber nie ſelbſt 
verwalten. Jetzt iſt es zum Theil anders. Die Minifterien dehnen immer 
mehr ihren Verwaltungskreis aus und bewirken dadurch eine Störung 
in dem regelmäßigen Gang der Geſchäfte, verlieren ſich in der Maſſe 
der Arbeiten, woraus oft Verzögerungen entſtehen müſſenz den admi⸗ 
niſtrirenden Behörden wird hiedurch die zu ihrer Wirkſamkeit ſo nöthige 
Selbſtändigkeit mehr oder weniger entzogen. Die Regierungen ſind die 
eigentlichen Verwaltungs⸗Behörden, und müſſen es immer allein bleiben, 
fie find dazu beſtimmt, fie find dazu am geeignetſten, da fie fic) mitten 
unter den Adminiſtrirten befinden, und ſich am leichteſten eine Ueberſicht 
von der Lage der Dinge verſchaffen können. Die Störung, welche die 
eben angeführten Verhältniſſe veranlaſſen, machen, daß eine gewiſſe Un⸗ 
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ſicherheit in den Maßregeln der Regierung eintritt, und vermehren ihrem 
Geſchäftskreis oft ſo ſehr, daß ſie die wichtigen Sachen darüber zurück⸗ 
ſetzen müſſen, über welche dieſe direkt entſcheiden wollen, ohne daß fie 
zur eigentlichen höheren Leitung gehbren. Wenn die Regierungen in 
dem Kreiſe ihres Wirkens freie Hand hätten, wie es in der Abſicht 
des Königs lag, ſo würden ſie ſich viel vollſtändiger ausbilden, weil ſie 
dann ſich nur an die geſetzlichen Normen zu halten hätten, und für 
ihre Handlungen ſelbſt verantwortlich wären; jetzt wiſſen ſie oft weder 
was ſie thun ſollen noch wollen. — Nicht minder nachtheilig wirkt es 
auf die würdige Stellung der Regierungen, daß die Beſetzung der un⸗ 
teren Stellen in ihren Regierungs⸗ Bezirken nicht mehr, wie es ſonſt 
war, von ihnen, ſondern in der Regel von Berlin erfolgt. Dies ſcha⸗ 
det offenbar dem Anſehen der Regierungen. Jetzt läuft Alles nach 
Berlin, weil man glaubt, dort fei die einzige Quelle, wo Hilfe zu fine 
den ſei, und veranlaßt in den Provinzen die Meinung, daß es nur dar⸗ 
auf ankomme, ſich dort eine Bevorwortung zu ſichern. Vorhin iſt auf⸗ 
merkſam darauf gemacht worden, wie wichtig es fei, daß die Verwal⸗ 
tung ſtark ſei; dieß kann ſie nur ſein, wenn ſie die Macht hat und 
geachtet iſt. Wenn nun aber das Volk wahrnimmt, wie gering der 
Einfluß der Regierungen iſt, wie oft die Behörden ſelbſt in Konflikte 
gerathen, ſo fällt der Nimbus fort, mit welchem die Verwaltung um⸗ 
geben fein ſollte, und dieß muß vermieden werden.“ — 

„Unleugbar erfreut ſich Preußen eines durch Fleiß und Intelli⸗ 


genz ausgezeichneten Beamten⸗Perſonals; allein da ihre Hauptbeſchäf⸗ 


tigung im Leſen dicker Aktenſtücke beſteht, da ſich unter hundert Gegen⸗ 
ſtänden der nichtsſagendſten Art kaum einer findet, der mit Geiſt be⸗ 
handelt zu werden braucht, ſo gehen die tüchtigſten Beamten in den 
Geſchäften unter, verlieren ihre Geſundheit, verzehren ihre Geiſtesgaben 
und beides ohne Nutzen für den Dienſt. Noch ein anderer Nachtheil 
beruht darin, daß die höchſten Verwaltungsſpitzen fo von den kurrenten 
Geſchäften erdrückt werden, daß keine Zeit zur Beobachtung, zum Fort⸗ 
ſchreiten in der Zeit übrig bleibt; daher kömmt es, daß an keine Ver⸗ 
beſſerung gedacht wird und werden kann, wenn ſie auch noch ſo drin⸗ 
gend im Bedürfniſſe liegen. Nur hierin liegt der Grund, daß fo Mans 
ches nicht geſchieht, was geſchehen müßte, und was längſt beabſichtigt 
iſt; es fehlt zu Allem an Zeit. Wir glauben nun, hieraus den Schluß 
ziehen zu müſſen, daß nichts wichtiger ſei, als ſolche Einrichtungen zu 
treffen, durch welche die Verwaltung wieder Herr über ihre Zeit werde, 


Ze 
und in die Lage komme, fie fruchtbringender zu verwenden, als es ihr 
jetzt oft möglich if. Vielleicht tritt in naher Zukunft in dieſer Bezle⸗ 
hung eine Kriſis ein. Sind wir gut unterrichtet, ſo ſteht auf mehren 
bedeutenden Punkten ein Geſchäftsſtillſtand nahe bevor, und 
mit Freuden wird man eine Unmöglichkeits⸗Erklärung verneh⸗ 
men, well in ſelbiger eine Bürgſchaft der Reform liegt.“ 

(Königsberger Zeitung 1842. No. 72.) 


2. Finanzen. 

Die vielbeſprochene Schrift von Bülow⸗Cummerow hat bee 
reits mehre ihr widerſprechende Mittheilungen in der Staats zeitung 
hervorgerufen. Der Artikel in AF 73, derſelben „zur Beurtheilung 
von Preußens Verfaſſung und Verwaltung“ enthält zwar, wie ſchon 
feine Ueberſchrift andeutet, keine vollſtändige Kritik, allein er beſtrebt ſich 
wenigstens Hrn, v. Bülows Angriffe gegen die preuß. Finanz⸗Verwal⸗ 
tung in den Augen des Publikums ausführlich zu widerlegen. — 
Herr v. Bülow hat in den Abfchnitte „Miniſterium der Finanzen“ 
nachgewieſen, daß bie Vermögensverhältniſſe des preuß. Staates ſich 
nicht, wie man aus der Schuldentilgung von 35,678,953 Thlr. 
ſchließen könnte, ſeit 1821 um ſo viel verbeſſert, ſondern daß im Ge⸗ 


gentheil ihr jebiger Zuſtand ſich um 50,621,050 Thlr. ungünſtiger ge- 


ſtaltet habe, als es bei einer zweckmäßigeren Verwendung der Staats⸗ 
kräfte hätte geſchehen müſſen. Dieſe Behauptung nun ſucht der Arti⸗ 
kel der Staatszeitung zu entkräften. Herr v. Bülow ſoll „das that⸗ 
ſächlich Feſtſtehende, amtlich Anerkannte mit der eigenen Zuthat ſo 
geſchickt untermiſcht haben, daß mancher Lefer das Eine vom Anderen 
kaum noch unterſcheiden kann.“ Und nun werden die einzelnen Angaben 
deſſelben näher beleuchtet; bald als völlig falſch, bald als übertrieben dar 
geſtelt. Ein entſcheidendes Endreſultat, in welchem angegeben wäre, 
um wie viel des Herrn v. Bülow Angaben von der Wahrheit ab⸗ 
wichen, wird nirgend geliefert; obwol ein ſolches von dem Verfaſſer des 
beſprochenen Artikels, der dem Publikum, wie wir fpäter ſehen werden, 
eben keine große Neigung zutraut, aus einer Menge einzelner Poſitionen 
ſich eine Hauptſumme ſelbſt herauszurechnen, wol mit Recht erwartet 
werden konnte — Wer iff nun der Wahrheit näher gekommen, Herr 
v. Bülow oder der Verfaſſer des beſprochenen Artikels? Wem iſt es 
gelungen, das Publikum von der Richtigkeit ſeiner Angaben zu über⸗ 
zeugen? Wahrſcheinlich keinem von Beidenz eine gegründete Ueber⸗ 
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zeugung, eine mathematische Gewißheit hierüber kann ſich ſelbſt der gebil⸗ 
detſte Theil des Publikums bei der jetzigen beſchränkten Veröf⸗ 
fentlichung unſerer finanziellen Verhältniſſe unmöglich verſchaffen. Dies 
iſt der Punkt, den wir unſeren Leſern deutlicher vor Augen führen wollen. 

Vor nicht langer Zeit ft in öffentlichen Blättern behauptet, daß 
nur völlig authentiſche, wirklich amtliche Artikel der Staatszeitung als 
offiziell angeſehen werden können; der betreffende Artikel iſt ganz kurz 
L. K. unterzeichnet, ſteht alſo in dieſer Hinſicht gegen die Bülowſche 
Schrift, die wenigſtens den vollen Namen ihres Verfaſſers auf der 
Stirn trägt, ſogar in einem gewiſſen Nachtheile. Iſt es nicht 
aber ein wahrhaft ernſter Uebelſtand, daß ſelbſt bei Fragen, wo es ſich 
um Millionen handelt, das Publikum ſich nicht völlige Ueberzeugung 
verſchaffen kann? Zum Theil findet dieſer Uebelſtand ſelbſt in dem 
Artikel des Herrn L. K. Anerkennung. „Für die Regierung“, fügt er, 
„wird ſich vielleicht die Lehre entwickeln, daß ſich eine halbe Oeffent⸗ 
lichkeit — halb, nicht ſowol auf das Mitgetheilte ſelbſt, als in Bezug 
auf den Kreis, in welchem und für welchen es mitgetheilt wird — nicht 
ferner aufrecht erhalten laſſe: und lernen ſollen und hoffentlich können 
wir ja Alle.“ Die wenn auch nur theilweiſe Anerkennung dieſer Wahr⸗ 
heit gerade in der Staatszeitung hat uns mit lebhaftem Vergnügen 
erfüllt. Aber leider iſt es nur eine theilweiſe. Herr L. K. will al⸗ 
lerdings den Kreis derjenigen, welche authentiſche Mittheilungen vom 
Staate empfangen, aber nicht dieſe Mittheilungen felbft erweitert 
wiſſen. Daß unſer Staatshaushalts⸗Etat auf zwei Quartſeiten, und 
nicht ausführlicher veröffentlicht wird, „wie Herr v. Bülow und der 
Verfaſſer der bekannten vier Fragen es verlangen“, hält er für zweck⸗ 
mäßig. Und hierin weicht unſere Meinung von der ſeinigen völlig ab. 
Der Zweck ſolcher Mittheilungen iſt die Belehrung aller Staats⸗Ein⸗ 
wohner über Das, was zu Erhaltung des Ganzen jährlich aufzubrin⸗ 
gen und zu verwenden iſt. Das Edikt vom 17. Januar 1820 ordnet 
die Veröffentlichung des Haupt⸗Finanz-Etats an, „damit Jeder⸗ 
mann von dem wahren Zuſtande der Finanzen vollftändig unter 
richtet werde und ſich überzeuge, daß nicht mehr an Abgaben gefor⸗ 
dert werde, als das dringende Bedürfniß für die innere und äußere 
Sicherheit, ſo wie zur Erfüllung der zum wahren Vortheile und zur 
Erhaltung des Staats eingegangenen Verpflichtungen unumgänglich 
nöthig macht.“ Reicht das bisher Gebotene zu dieſem Zwecke hin? 
Wird daraus erſichtlich, ob und in wie weit die Haupt⸗Finanz⸗Etats, 
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die bloße Voranſchläge für die Zukunft find, in der Wirklichkeit 


haben befolgt werden können? Ueberall vermißt man das nähere Detail. 
In unſerem zwei Seiten langen Budget können in der Regel nur die 
Netto- Ueberſchüſſe nach Abzug der eigentlichen Regie- und Erhebungs⸗ 
koſten aufgeführt werden. Hierüber ſind wir einig. Nur möchten wir 
gern wiſſen, wie es möglich iſt, aus einer ſolchen Netto-Angabe zu 


erſehen, wie viel das Land und demgemäß durchſchnittlich der Einzelne 


an Abgaben aufzubringen hat; Müſſen denn die Koſten der Regie und 
Erhebung nicht auch vom Lande aufgebracht werden? Und wird ſich 
nicht, wenn auch dieſe im Budget aufgeführt werden, die Summe, 
welche als Steuer auf dem Lande laſtet, ganz anders ergeben als 
jetzte Dieſe einfache Betrachtung wird uns lehren, was wir von den 
häufigen Vergleichen zu halten haben, wie viel der Bewohner Preußens, 
wie viel der Franzoſe, der Engländer u. ſ. w. an Steuern durchſchnitt⸗ 
lich aufzubringen habe. — 

Herr L. K. meint; „wenn von den dazu Berufenen ein 
ſolcher Wunſch ausgeſprochen würde, ſo könne einer näheren Spezial 
ſirung der Einnahmen und der Ausgaben, ſo wie der Nachwweiſung der 
bis jetzt aus dem Budget nicht erſichtlichen Verwaltungskoſten kein 
weſentliches Hinderniß im Wege ſtehen.“ Wir glauben, daß Jeder, der 
an den Staatslaſten mittragen muß, auch ohne große Unbeſcheidenhelt 
ſich dazu „berufen“ fühlen kann, eine einigermaßen erſprießliche Auskunft 
über Größe und Verwendung dieſer Staatslaſten ſich zu erbitten. 
Sollten Andere hierüber anderer Anſicht ſein, ſo hegen wir das feſte 
Vertrauen zu unſern Ständen, die man doch wol fiir „berufen“ halten 
wird, daß ſie bei nächſter Gelegenheit dieſem Wunſche aller Derjenigen, 
die ſich überhaupt für vaterländiſche N intereſſiren, Stimme 
geben werden. — 

Herr L. K. fürchtet ferner, ein ſpezielleres, etwa einen Folio⸗ 
Band ſtarkes Budget könne für Minderunterrichtete (der Bös willigen 
zu geſchweigen) zu Mißdeutungen über die Höhe der Saatslaſt Anlaß 
geben. Haben wir denn noch immer nicht die Zelten der Demagogen⸗ 
Riecherei überſtanden? Wir wiſſen nicht, daß in Preußen in neueſter 
Zeit irgend Anzeichen von Böswilligkeit vorgekommen ſind; im Gegen⸗ 
theif glauben wir unſer Volk berechtigt, die entſchiedenſte Anerkennung 
ſeines treuen, loyalen Sinnes zu fordern. Allein ſelbſt wenn ſolche 
Bös willige ſich finden, und abſichtlich aus einem voluminöſen offiziellen 
Budget eine falſche Darftellung exzerpiten wollten, fo würde es für die 
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gut geſinnten Blätter der Monarchie ein Leichtes fein, ſolche böswillige 
Vorſtellungen aufs ſchlagendſte zu widerlegen. Während jetzt gewiß Man⸗ 
cher durch die Bülowſche Schrift in ein unerfreuliches Staunen, in trüben 
Zweifel verſetzt iſt, und ſich ſelbſt durch die Widerlegung des Herrn L. K. 
nicht völlig beruhigt gefühlt hat, würde bei ſpeziellerer Veröffentlichung des 
Staatshaushaltes durch ein unwiderlegliches Nechenexempel die beruhigende 
Wahrheit zur allgemeinſten Ueberzeugung gebracht werden können. — 
Zuletzt meint Herr L. K., Niemand würde ein voluminöſes 
Budget leſen. Allerdings würde gewiß Mancher eine derartige trockene 
Lektüre ſcheuen; allein die Zeitungen würden dem großen Publikum ge⸗ 
wiß gern einen paſſenden Auszug liefern, der zwiſchen allzugroßem 
Volumen und der jetzigen übertriebenen Einſchränkung die richtige Mitte 
hielte. Die Staatszeitung gab bei Erſcheinung des Cenſur⸗Ediktes zu 
bedenken, daß es wol bald an Stoff zu intereſſanten Aufſätzen 
über inländiſche Zuſtände fehlen dürfte; man gönne doch alſo 
uns bedürftigen Zeitungs ⸗Skribenten dieſen erwünſchten Stoff eines 
ausführlichen Budgets. Jedenfall würde ein ſolches flir die po⸗ 
litiſche Bildung der Landtags⸗Deputirten, der Zeitungs⸗Redakteure und 
Journaliſten und wol auch noch manches andern lernbegierigen Patrioten 
in hohem Grade förderlich ſein! Wir Deutſchen beſitzen eine außetor⸗ 
dentliche Beſcheidenheit. — eine Beſcheidenheit, die von fremden Natio⸗ 
nen ſelten lobend anerkannt, zuweilen ziemlich ſpöttiſch belächelt wird. 
Man hat uns oft für politiſch unreif erklärt, und unſere Beſcheldenheit 
verbietet uns, dieſe unſere politiſche Unreife zu bezweifeln: kann man es 
uns aber wol verargen, wenn wir den beſcheidenen Wunſch hegen, uns 
die Mittel nicht vorenthalten zu ſehen, allmälig reif zu werden? — 
(Königsberger Zeitung 1842. No. 740 


3. Ueber das Verhältniß des ſlaviſchen Elementes in 
Preußen zum deutſchen. 

Deutsche Journale haben in den neueſten Maßnahmen Rußlands 
die Idee ausgedrückt finden wollen, alle ſlaviſchen Stämme zu 
einem großen Slavenreiche allmälig zu vereinigen. Sei 
dieſe Anſicht gegründet oder ungegründet, fo viel iſt klar, daß das ruſ⸗ 
ſiſche Kabinet mit erſtaunenswerther Konſequenz und Energie darauf bin: 
arbeitet, wenigſtens die zahlreichen verſchiedenen Stämme, welche bereits 
dem ruſſiſchen Scepter unterworfen ſind, in möglichſt kurzer Zeit zu 
einem einigen Ganzen umzuformen, jede Spur einer nationalen Stamm⸗ 


ort 


Sa = — 


verſchiedenheit möglichſt ſchnell zu vernichten, wie denn Rußland über⸗ 
haupt das Land nicht iſt, in welchem man ſich übertrieben Zeit läßt. 
Und dieſe konſequente Richtung enthält eine dringende Aufforderung an 
alle germaniſchen Staaten, deren Bevölkerung mit ſlaviſchen Elementen 
gemiſcht iſt, das Verhältniß dieſes Elementes zum gertiunffen näher 
in's Auge zu faſſen. 

Preußen hat von den drei Großmächten, welche zur Theilung 
Polens mitwirkten, für die Dauer den geringſten Gewinn aus dieſem 
traurigen Exeigniſſe gezogen. Zwar muß es den deutſchen Bewohnern 
unſeres Vaterlandes bei ihrem lebhaften Gefühle für Gerechtigkeit, der 
edelſten Eigenthümlichkeit der deutſchen Nation, einerſeits erfreulich fein, 
daß wir nur einen verhältnißmäßig geringen Theil der Länder, die jetzt 
unter dem milden Scepter der Hohenzollern vereinigt ſind, unſerer Theil 
nahme an Ereigniffen zu verdanken haben, die ſich nach Begriffen des 
natürlichen Völkerrechtes ſchwerlich rechtfertigen laſſen; andererſeits müſſen 
wir es aber gerade jetzt lebhaft bedauern, daß nicht ein größerer Theil 
des ehemaligen Polens unſerem weiſen und gütigen Monarchen unter⸗ 
worfen iff, der dem ſlaviſchen Elemente ſo viel Spieltaum zu gewähren 
scheint, als die nothwendige Einheit der Monarchie irgend erlaubt. 
Schon hören: wir, daß der reiche polniſche Adel des Großherzogthums 
Poſen aus ſeiner ſinſtern Abſperrung gegen die preußiſche Beamtenwelt 
allmälig heraustritt; in ſozialer wie in literariſcher Hinſicht ſcheint Poſen 
der Mittelpunkt eines freudigen ſlaviſchen Nationallebens werden zu wollen, 
und dieſe Möglichkeit nationaler Entwickelung iſt auch allein im Stande, 
den polniſchen Bewohnern des Großherzogthums das Gefühl des Wohl⸗ 
ſeins unter dem Schutze des mächtigen ſchwarzen Adlers, das Gefühl 
treuer Anhänglichkeit an ihren Monarchen und herzlicher Verbrüderung 
mit ihren deutſchen Mitbürgern einzuflößen. Die Hoffnung, unter der 
Aegide Preußens einer Entwickelung polniſchen Lebens Raum gegeben zu 
ſehen, fängt ſchon an ſich unter den intelligenteren Polen zu verbreiten 
und ihre Blicke auf Poſen und unſeren erhabenen Monarchen hinzuleiten; 
aus dieſem Geſichtspunkte betrachtet, war die Bitte der Polen in Eng⸗ 
land an unſern König ein wichtiges Zeichen der Zeit. Doch das Ver⸗ 
halten der preußiſchen Regierung bei dieſen Beſtrebungen kann immer 
nur ein negatives fen; fie kann wol frühere Beſchränkungen und 
Hemmniſſe wegräumen, allein politiſche Rückſichten für die andern Staa⸗ 
ten, welche auch Theile des unglücklichen Polens ſich angeeignet haben, 
werden es ihr ſchwerlich geſtatten, geradezu ai und anregend 
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bei ſolchen Beſtrebungen mitzuwirken. Hier hängt alſo Vieles ab von 
dem Benehmen der deutſchen Bevölkerung der pense Monarchie den 
ihr verbundenen Polen gegenüber. 

Es laſſen ſich hauptſächlich zwei verfchiedene Wag; in der Ge⸗ 
ſchichte nachweiſen, auf denen erobernde Völker die ihnen einverleibten 
Nationen mit ſich zu einem Ganzen zu amalgamiren ſuchten. Man 
ſtrebte entweder die Unterworfenen durch mehr oder minder gewaltſame 
Maßregeln ihrer eigenen Nationalität zu berauben und die fremde der 
Eroberer ihnen aufzuzwingen; oder man ließ dem einverleibten Volke 
Sprache, Geſetze, Sitten möglichſt unverändert, ſuchte durch Anknüpfung 
von Familienbanden, durch milde Schonung der Unterworfenen eine dau⸗ 
ernde Vereinigung zu einem neuen, organiſchen Ganzen hervorzurufen, 
und hoffte von der Zeit, was ſich nicht augenblicklich erreichen ließ. Es 
kann uns nicht wundern, wenn wir Stimmen laut werden hören, die 
alles Heil für Preußen in einer zwar allmäligen, aber doch abſichtlichen, 
ſpſtematiſchen Unterdrückung der polniſchen Nationalität in feinen Proz 
vinzen erwarten. Es kann uns nicht wundern, in gewiſſen deutſchen 
Zeitungen ſolche Stimmen zu vernehmen, welche alle nationalen Beſtre⸗ 
bungen der preußiſchen Slaven mit gehäſſigem Hohne beſpötteln; dies 
kann uns nicht wundern — wenn wir es nemlich über uns vermocht 
haben, die ganze Richtung ſolcher Blätter einigermaßen zu beobachten. 
Betrachten wir aber die beiden angedeuteten Wege der Verſchmelzung 
verſchiedenartiger Nationalitäten etwas genauer in einigen Beiſpielen, 
welche die Geſchichte uns darbietet; ſehen wir, zu welchen verſchiedenen 
Zielen dieſe verſchiedenen Wege gewöhnlich geführt haben, und überlegen 
wir, welcher von dieſen Wegen der Eigenthümlichkeit der deutſchen Naz 
tion am angemeſſenſten ſei. 

Die Römer, dieſe konſequenten Welteroberer, ließen den unter⸗ 
worfenen Völkern wenigſtens in geringfügigeren Wirkungskreiſen meiſtens 
eine freig Bewegung nach ihren nationalen Einrichtungen. Freilich mache 
ten ſie von dieſer weiſen Politik zuweilen Ausnahmen. So ſuchten ſie 
z. B. Deutſchland durch Einführung römiſcher Sprache und römiſcher 
Geſetze, durch Erziehung vornehmer junger Deutſchen in Rom gewalt⸗ 
fam zu romaniſiren; der Erfolg dieſer Beſtrebungen war des Varus 
Niederlage im Teutoburger Walde und mit ihr die Vernichtung römi⸗ 
ſcher Herrſchaft in Deutſchland. Die Araber ließen den Weſt⸗Gothen 
auch eine gewiſſe Freiheit, allein ſie unterwarfen ſie einer Kopfſteuer, 


und behandelten ſie als Ungläubige mit Verachtung. Die natürliche 
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Wirkung dieſer Politik war, daß der kräftigere Theil des Gothen⸗Vol⸗ 
kes ſich in unzugängliche Berggegenden zurückzog, und von hier aus 
allmälig die fremden Eindringlinge wieder aus dem ſchönen Spanien 
verdrängte. Noch barbariſcher verfuhren die Türken mit den unterwor⸗ 
fenen Griechen; allein Trotz jahrhundertelanger Bedrückung haben fie die 
griechiſche Nationalität weder auszurotten noch mit der ihrigen zu ver⸗ 
ſchmelzen vermocht, und ſo iſt faſt vierhundert Jahre nach Eroberung 
Konſtantinopels ein neues griechiſches Reich wieder erſtanden. 

Wir könnten noch mannigfaltige Beiſpiele aus der Geſchichte auf 
führen, welche Wirkungen ſyſtematiſche Vernichtungsverſuche 
gegen die Nationalität eines unterworfenen Volkes ge⸗ 
wöhnlich gehabt haben, allein die angeführten mögen genügen. Ein 
ſolches Streben kann nur dann zu einer wirklichen Vereinigung beider 
Nationen führen, wenn das unterworfene Volk fo völlig entartet iſt, 
daß es nur noch für materielle Intereſſen lebt. In dieſem Falle wird 
aber die völlige Vereinigung des erobernden mit dem ganz entwürdigten 
unterworfenen Volke die entſchiedenſte Verderbniß des neuen dadurch ent 
ſtehenden Miſch- Volkes zur nothwendigen Folge haben. In jedem an⸗ 
dern Falle wird bei einer ſolchen Richtung der Herrſchenden keine Ver⸗ 
ſöhnung der verſchiedenen Nationalitäten eher möglich ſein, als bis ent⸗ 
weder die Unterworfenen durch blutige Kriege völlig ausgerottet, oder 
die Eroberer wieder vertrieben ſind. Kann man aber wol behaupten, 
die polniſche Nation wäre bereits fo entwürdigt und in kraſſem Ma⸗ 
terialismus untergegangen, daß man erwarten dürfte, fie würde auf 
ihre Nationalität ohne den verzweifelteſten Widerſtand verzichten? Die 
Geſchichte der Polen ſeit den unglücklichen Theilungen ihres Vaterlandes 
giebt die klarſte Antwort auf dieſe Frage. — Wir haben ſchon geſehen, 
wie gefährlich eine abſichtliche Vernichtung der Nationalität einverleibter 
Nationen iſt; die heutigen Zuſtände im benachbarten Königreiche 
Polen belehren uns noch deutlicher, wie wenig eine Regierung, die eine 
ſolche Richtung einſchlägt, auf den Erfolg dieſer Beſtrebungen vertrauen 
kann. Die dort neu angelegten Feſtungen, die zahlreichen ruſſiſchen 
Armeekorps ſind ein ſchlagender Beweis, wie wenig man des Erfolges 
gewiß iſt bei jenen konſequenten Anſtrengungen, Polen durch Einführung 
ruſſiſcher Sprache, Münze, Verwaltung, ja ſelbſt durch Verbreitung 
der ruſſiſch-griechiſchen Kirche zu ruſſifiziren. 

Betrachten wir jetzt den andern möglichen Weg, den ein Volk 
einſchlagen kann, um ein fremdes, einverleibtes zu einem einigen Gan⸗ 
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zen mit ſich zu verbinden. Es iſt der Weg, welchen unſere germaniſchen 

n verfolgt haben, als ſie auf den Trümmern der römiſchen 
Weltherrſchaft eine Menge neuer Reiche gründeten, aus deren allmäliger 
Entwickelung die heutige Geſtaltung der europälſchen Staaten fiz gebildet 
hat. So roh und barbariſch jene alten Germanen auch ſein mochten, 
die aus ihren wilden Urwäldern über Frankreich, Italien, Spanien, Bri⸗ 
tannien hereinbrachen, fie hatten ein lebendiges, geſundes Gefühl des 
Billigen und Verntinftigen in ſich, welches den Mangel höherer politi⸗ 
ſcher Weisheit glücklich bei ihnen erſetzte. Franken, Gothen, Sachſen, 
Langobarden ließen den unterworfenen Römern den größten Theil ihres 
Grundeigenthums, ihre Sprache, Religion und Geſetze; ſie wußten durch 
zahlreiche Verheirathungen mit ihnen und dadurch, daß fie ihnen oft die 
höchſten Staatsämter übertrugen, im Laufe der Zeit jede Abneigung 
der Beſiegten glücklich zu überwinden; und auf dieſe Art find die mei 
ſten neueren, europäiſchen Nationen entſtanden, Spanier, Italiener, 
Franzoſen, Britten, denen jege der Alterthumsforſcher und Hiſtoriker 
kaum ihren Urſprung aus einer allmäligen, friedlichen Verſchmelzung 
urſprünglich feindſeliger Elemente anzuſehen vermag. Dies iſt alſo das 
Verfahren, welches die Lehren der Geſchichte gegen unſere polniſchen 
Brüder uns anweiſen; dies Verfahren iſt von unſern germaniſchen Vor⸗ 
eltern faſt immer befolgt worden, und es iſt deutſcher Eigenthümlichkeit 
völlig angemeſſen. Denn kein Volk iſt ſo tolerant gegen fremde Nas 
tionalitäten als das deutſche; Seem wird es ſo leicht, ſich mit den⸗ 
ſelben zu befreunden. 

Man fürchte nicht, daß dieſer Weg zu einer Abſonderung ſta⸗ 
viſcher Nationalität von der deutſchen im preußiſchen Staate 
führen werde; eine ſolche liegt durchaus nicht in unſern Wünſchen, und 
eine ſolche hat leider bis jetzt mehr oder minder Statt gehabt. Wir 
wünſchen ſogar aufrichtig, daß Preußen mehr und mehr zu einem rein 
deutſchen Staate ſich entwickele; allein je mehr freler Spielraum den 
Polen im gemeinſamen preufifchen Vaterlande gelaſſen bleibt, deſto in⸗ 
niger wird ihre Annäherung an die Deutſchen, deſto lebhafter ihre An⸗ 
hänglichkeit an unſer erhabenes Herrſcherhaus fein. Das Slaven⸗ 
thum erwächſt von Tage zu Tage für Deutſchland zu einer 
größern Wichtigkeit; die Zeit ſteht vielleicht nicht ſo fern, in wel⸗ 
cher es auf Deutſchlands Geſchick einen eben ſo gewichtigen Einfluß aus⸗ 
üben wird, als Frankreich ihn vom dreißigjährigen Kriege bis zum Pa⸗ 
riſer Frieden ausgelibt, und ſeitdem wol für die Ewigkeit in dieſer 
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Stärke verloren hat. Angeſehene deutſche Gelehrte haben Anſichten ge⸗ 
äußert, in welchen Für eine vielleicht noch ferne Zukunſt von den Sla⸗ 
ven eine ähnliche, mächtige Regeneration Europas erwartet wird, als 
einſt die Germanen fie hervorriefen; und wenn wir dieſe Anſicht auch 
nicht theilen, ſo find doch bie flaviſchen Stämme beſonders für uns, 
die öſtlichſten Grenzwächter deutſcher Nationalität, von ſo entſchiedener 
Wichtigkeit, daß wir nicht oft genug auf ſie aufmerkſam machen kön⸗ 
nen. Ein inniges Verhältniß der Deutſchen zu den polniſchen Preußen 
im Großherzogthume gehört gewiß zu den lebhafteſten Wünſchen jedes 
einſichtsvollen Patrioten. Ein ſolches Verhältniß muß aber hauptſächlich 
von unſerer Seite angeregt werden, denn wenn wir mit unbefangenem 
Auge auf die Geſchichte zurückblicken, ſo können wir uns eben nicht 
wundern, bei den Polen vielleicht noch hin und wieder einige Abneigung 
gegen die Deutſchen vorzufinden. Unſere periodiſche Preſſe könnte ſich 
hiebei gewiß ein weſentliches Verdienſt um das Vaterland erwerben. 
Sollten ſich nicht Männer auffinden laſſen, die uns von Zeit zu Zeit 
in dieſen Blättern intereſſante Nachrichten über polniſche Zuſtände, naz 
mentlich aus dem Großherzogthume mittheilen könnten? Eben ſo würde 
es gewiß Anerkennung finden, wenn unſer Literatur⸗Blatt uns aus⸗ 
führlich mit der Entwickelung der jetzt fo mächtig emporſtrebenden pol⸗ 
niſchen Literatur bekannt machen, wenn es uns zuweilen Proben aus 
den gelungenſten Werken polniſcher Schriftſteller mittheilen wollte. Denn 
von welcher Stadt könnte das preußiſche Vaterland wol eher und mit 
mehr Recht intereſſante Aufſchlüſſe über das Slaventhum erwarten, als 
von wafer AGnigsbergt f Königsberger Zeitung 1842. No. 68.) 
7 Srp nen 
4. Deut ſche Mättonatfahen, 1 
Vielleicht zu keiner Zeit iſt in Deutſchland ſo viel von Matias 
nalintereſſen, Nationalbedürfniſſen, Nationalſachen ge⸗ 
ſprochen worden, als in der unſrigenz ein unleugbares Zeichen, daß 
Deutſchland ſeine ſchwache und haltloſe Stellung dem Auslande gegen⸗ 
über ſehr wohl fühlt, und ſeiner innern Zerriſſenheit vor ſich ſelber fic 
zu ſchämen anfängt. Die Deutſchen ſind jetzt offenbar zu einer Art 
von Nationalbewußtſein erwacht, aber fie wiſſen noch nicht, wie 
ſie es äußern und in die Erſcheinungswelt einführen ſollen. Der abſtrakte 
Idealismus der deutſchen Philoſophie, der mehr oder minder die fein⸗ 
ſten Faſern deutſcher Geſammtheit durchdrungen hat, läßt es auch bei 
dieſer Gelegenheit nicht zu wahrhaft praktiſchen Thatſachen kommen, da 
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er unſer Volk zu ſehr von alem Realen entwöhnt, es zu ſehr darin 
belehrt hat, über das Reale erhaben zu ſein. Die Bemühungen der 
Deutſchen um allgemeine und nationale Intereſſen möchte man daher 
nicht unpaſſend mit den erſten Verſuchen eines Kindes zum Leſenlernen 
und ſeinem ſpaßhaften Benehmen dabei vergleichen, da es bald ſeine 
Fibel von hinten aufſchlägt, bald ſie verkehrt in der Hand hält. Denn 
wer kann ſich wol eines Lächelns erwehren, wenn er die Erbauung eines 
Dampfſchiffes zu Hamburg, um den wohlfeilen Frachten einer Huller 
Dampfſchifffahrtsgeſellſchaft nicht noch wohlfeilere, nein! theurere Fracht 
entgegen zu ſtellen, als eine wichtige deutſche Nationalſache anpreiſen 
hört? wenn die Gründung einer deutſchen Kolonie auf einem Inſelchen 
von wenigen Quadratmeilen in der Südſee, tauſende von Meilen von 
Deutſchland entfernt, als eine deutſche Nationalſache dargeſtellt wird, 
von der alles Heil und aller Segen für unſer Vaterland zu erwarten 

ſei? wenn eine Bildſäule im Teutoburger Walde irgend einem halbfabel⸗ 
haften Helden der Vorzeit errichtet wie eine Nationalſache von der, größ⸗ 
ten Bedeutung betrieben wird? wenn ein Lied vom freien deutſchen 
Rhein verbreitet und als heilige Nationalſache behandelt wird, während 
jeder Deutſche weiß, daß wir eher ſolcher Weichſel- und Pregellieder als 
Rheinlieder bedürfen, daß nicht von Weſten, ſondern von Often her 
uns Gefahr droht, von wo aus ſchon einmal Hunnen und Mongolen 
die Freiheit und Civiliſation Europa's gefährdeten? Daß dieß Alles, 
zu dem ſich leicht noch manches andere Beiſpiel fügen ließe, nicht Na⸗ 
tionalſachen d. h. Dinge ſind, die das tiefſte Intereſſe des Volkes be⸗ 
rühren, beweiſt am beſten die gleichgiltige Kälte, mit der fie im Aue 
gemeinen aufgenommen, die Schnelligkeit, mit der ſie in Vergeſſenheit 4 
gerathen ſind. Was wirklich Nationalſachen ſind, darauf braucht ein 
Volk nie erſt aufmerkſam gemacht zu werden; faſt inſtinktartig fühlt = 
es die von felber heraus, und hält fie mit ängſtlicher Beſorgniß wie 
ein heiliges Palladium feſt. Der Zollverein iſt in Deutſchland eine 

ſolche Nationalſache; in England und Frankreich find es die Repräſen⸗ 
tativ⸗Verfaſſungen mit ihren Wahlen, ihren Kammern und Parlamen⸗ 
ten, ihren verantwortlichen Miniſtern, ihrem öffentlichen Gerichtsverfahren 
und ihrer freien Preſſe. Im ruhigen Befige dieſer wahrhaften National⸗ 
güter hört man dort nie von Nationalſachen und deren Nothwendigkeit 
ſprechen. (Königsberger Zeitung 1842. No. 63.) 
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5, umgeſtaltung der bürgerlichen Verhältniſſe der Juden. 

Schon vor einigen Wochen verbreitete ſich in den Zeitungen das 
Gerücht, daß man die Juden in unſerm Staate von der allgemeinen 
Militairpflicht losſprechen, ihnen jedoch den freiwilligen Eintritt in das 
Heer anheimſtellen wolle. Während die Meiften nicht wußten, wie fie 
dieſe Sache aufnehmen follten, glaubten ſchärfer Blickende darin das Bee 
ſtreben zu erkennen, die Juden läſtiger Pflichten zu entbinden, um ihe 
nen auch einzelne Rechte zu entziehen. Dieſe Befürchtungen ſcheinen 
jetzt in Erfüllung gehen zu ſollen. Eine eben in Breslau unter dem 
Titel: „Die gegenwärtig beabſichtigte Umgeſtaltung der bürgerlichen 
Verhältniſſe der Juden in Preußen,“ erſchienene Schrift giebt den Haupt⸗ 
inhalt des neuen Geſetzentwurfes in folgender Art an: Damit die jlt- 
diſche Religion und Nationalität ferner ungeſchmälert bewahrt wür⸗ 
den, ſoll von Seiten der Geſetzgebung das Werk der Einverleibung der 
Juden in das Staatsganze nicht weiter fortgeſetzt werden. Es 
follen vielmehr von nun an die Juden im preufifchen Staate politiſch 
geſonderte und mit beſondern Rechten und Pflichten verſehene Korpo⸗ 
rationen bilden, die ganz getrennt vom Staate ihre besondere hi⸗ 
ſtoriſche Entwickelung fortſetzen. Es ſollen dieſe Korporationen in 
Betreff ihrer Angelegenheiten durch Deputirte aus ihrer Mitte bei den 
Ortsbehörden vertreten werden. Es ſollen jüdiſche Schiedsrichter zur 
Schlichtung von Streitigkeiten, welche Juden unter einander haben, ge⸗ 
wählt werden. Es ſoll das Recht des Beſitzes von Grundſtücken nach 
lokalen Verhältniſſen beſchränkt werden. Es ſollen, um religiöſe Grund⸗ 
ſätze zu ſchonen, die Juden ſtatt des Militairdienſtes ein Ablöſungs⸗ 
oder ſogenanntes Rekrutengeld zahlen; wer jedoch freiwillig in den Kriegs⸗ 
dienſt tritt, foll von dieſem Rekrutengelde frei fein und auf Avancement 
dienen können. — — 

Wenn wir nicht irren, ſehen wir hier denſelben Geiſt, der uns die 
Phantome einer Adels⸗Reunion, der Erneuerung von Zünften und In⸗ 
nungen und mancher andern Dinge aus einer längſt begrabenen Zeit 
vorführte. Auch das Judenthum ſoll in feiner feühern häßlichen 
Geſtalt wiederhergeſtellt, es fol auf die Satzungen des Talmud und in 
die düſtern, engen, ſchmutzigen Judengäßchen verwieſen werden. Das 
Band, das den Chriften und den Juden jetzt ſchon zuſammenhält, fos 
zerriſſen, die aufkeimende Bruderliebe in den Haß der Feindſchaft ver⸗ 
wandelt werden. Iſt das chriſtlich gehandelt? Iſt das Liebe, wenn 
wir den von uns ſtoßen, der in Gemeinſchaft mit uns treten möchte? 
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Iſt das die ernſte, vorurtheilfreie Geſinnung, die dem Geſetzgeber ſeine 
Ausſprüche vorſchreiben ſollte? Liegt Bildung beſonderer Korporationen 
der Juden, hiſtoriſche Entwickelung derſelben abgeſondert vom Staate, 
Beſchränkung ihrer Beſitzfähigkeit und ihrer Militairpflicht im Inter ⸗ 
eſſe der unter und mit uns lebenden Juden? Das Feſthalten veral⸗ 
teter unzureichender Formen in ihrer feindlichen Abſonderung — heißt 
dies die hiſtoriſche Entwickelung fortfegen? Iſt denn das Entziehen ſchon 
gewährter Rechte der Weg, auf dem man das Judenthum dem Chris 
ſtenthume und der Geſammtbildung unſerer Zeit zuzuführen gedenkt? 
— Gewiß auch würde die praktiſche Unausführbarkeit dieſer Grund⸗ 
ſätze ſehr bald von ihrer Unrichtigkeit überzeugen; es würde in tau⸗ 
fend Fällen zu der unangenehmſten Kollifion mit den beſtehenden Ge⸗ 
ſetzen des Staates und mit der öffentlichen Meinung kommen, die ge⸗ 
rechter als manche Theorieen des Vorurtheils ſchon lange die Juden 
als brave und tüchtige Bürger unſeres Staates achten und lieben ge⸗ 
lernt hat. Endlich wo btiebe der Geiſt der Gerechtigkeit, dieſe einzig 
ſichere Grundlage bürgerlicher Verhältniſſe, wenn ein Theil der Staats⸗ 
bürger zu den Ausgaben und Abgaben des Staates gezwungen würde, 
ohne ihm das volle Aequivalent dafür zu bieten? 

Wenn daher die Ausführung der oben erwähnten Grundfäge an 
dieſen Schwierigkeiten ſcheitern würde, fo beruhen auf der andern Seite 
die Prinzipien, aus denen fie hervorgegangen find, auf fal ſchen 
Vorausſetzungen. Man will die jüdiſche Nationalität in ihrer Abge⸗ 
fondertheit bewahren; aber die Juden ſelbſt wiſſen weder etwas von dies 
ſer Nationalität, noch wollen ſie etwas davon wiſſen. Der deutſche 
Jude will nichts anders als ein Deutſcher ſein, und iſt es ſeiner 
Sprache, Geſinnung und Bildung nach; er kennt kein anderes Vater⸗ 
land als das deutſche; was geht es uns daher an, ob ſeine Vorfahren 
einſt in Jeruſalem wohnten? Leben doch genug Abkömmlinge von 
Franzoſen, Engländern und Polen unter uns, die wir ohne ſolche ängſt⸗ 

liche Controle ihrer Stammbäume mit Recht für unſere Landsleute hal⸗ 
ten. Wir Preußen dürften uns dann aber vor Allen nicht als Einge⸗ 
borene anſehn, da wir wiſſen, daß unſere Voreltern ebenfalls Einge⸗ 
wanderte ſind. Spricht man ferner von Bewahrung der jüdiſchen Ree 
ligion, fo werden die Juden dies zwar als Zeichen edler Duldſamkeit 
dem Staate hoch anrechnen, aber doch ſich nicht des Lächelns erwehren 
können, daß der Staat gerade die Sache ihnen ungeſchmälert bewahren 
will, um derentwillen er ſie abſondern, ja vielleicht ausſondern zu müſſen 
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glaubt. Sind die Juden in Folge ihrer religiösen Anſichten wirklich 
ſchlechte Staatsbürger, ſo hebe man jede bürgerliche Gemeinſchaft mit 
ihnen auf; dieſes Recht hat der Staat. Allein die Erfahrung lehrt 
uns das Gegentheil; Niemand kann den Juden ſittlichen Ernſt und 
was man bürgerliche Tugenden nennt, abſprechen, und wir hörten noch 
nicht, daß Frankreich, Belgien, Holland und Heſſen es jemals bereut 
haben, ihnen alle Rechte des Staatsbürgerthums eingeräumt 
zu haben. Wenn überdies der Staat nichts anderes als die höchſtmög⸗ 
liche Entwicklung der ſittlichen und intellektuellen Kräfte der Menſchen 
bezweckt, ſo iſt nicht einzuſehen, warum der Jude nicht ebenſo wie 
der Chriſt ſeinen Anforderungen genügen, ſeinen Zwecken entſprechen 
ſoll. Der Staat in ſeiner Abſtraktion kennt keinen Unterſchied der 
Religion, und der Ausdruck: chriſtlicher Staat, wenn er etwas 
anderes als vollkommner Staat ſagen ſoll, iſt eine leere Formel. 
Daß daher auch die preukiſchen Juden keine beſondern Rechte und 
damit verſehene Korporationen verlangen, verſteht ſich von ſelbſt. 
Sie erkennen das in unſerm Staate geltende Geſetzbuch in allen 
ſeinen Theilen an, und unterwerfen ſich ihm willig; ja ſie halten die 
Beobachtung unſerer Geſetze für ein ihnen gewährtes, ihre ganze bür⸗ 
gerliche Stellung bedingendes Recht. Wenn christliche Gegner der Ju⸗ 
den noch von einem beſondern talmudiſchen Gewohnheitsrechte ſprechen, 
das, einem befangenen Partikularismus huldigend, ſie unfähig mache, 
den Geſetzen des Staates vollſtändig zu genügen; ſo zeigen ſie, daß ſie 
keine Kenntniß von den innern Verhältniſſen des Judenthums haben, 
und nicht wiſſen, daß ſolche Ueberbleibſel des jüdiſchen Mittelalters längſt 
den innerhalb des Judenthums vorgegangenen Revolutionen als Opfer 
gefallen ſind. Will man endlich, um das Gewiſſen der Juden zu ſcho⸗ 
nen, ihnen den Militairdienſt erlaffen, fo warte man doch, bis fie ſel⸗ 
ber im Namen ihres Gewiſſens darum bitten. Unſeres Wiſſens hat 
weder ihre religiöfe Ueberzeugung noch ihr Ritual ſie verhindert, tapfern 
Antheil an den Schlachten des letzten Krieges zu nehmen. 

In jeder Hinſicht müſſen wir dem Votum beiſtimmen, welches 
ſchon im Jahre 1812 bei Berathung des Edikts vom 11. März deſ⸗ 
ſelben Jahres Hardenberg abgab: Ich kann, ſagt er, kein Geſetz über 
Juden billigen, das mehr als vier Worte enthält: „Gleiche Rechte, 
gleiche Pflichten!“ Sollte, was wir kaum glauben können, der 
Staat trotz aller dieſer gewichtigen Gründe augenblicklichen engherzigen 
Anſichten folgen, und die Juden in beſondere Korporationen ablöſend 
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von uns trennen wollen, ſo wird uns das doch nie abhalten, was wir 
ihnen in Wiſſenſchaft, Kunſt und induſtrieller Thätigkeit verdanken, freu⸗ 
dig anzuerkennen, und ihnen zum Bunde für die größten und heiligſten 
Intereſſen der Menſchheit die Bruderhand zu reichen. 

(Königsberger Zeitung 1842. No. 69.) 


6. Das Bisthum zu Jeruſalem. 

Als St. Jean d' Acre, das ehemalige Ptolemais, in einigen 
Stunden der brittiſchen Flotte erlag, ſchien ſelbſt manchem Proteſtanten 
die durch zweihundertjährige Kreuzzüge vergeblich erſtrebte Eroberung des 
heiligen Grabes leicht und — gerecht. Hatten doch Proteſtanten 
für die Legitimität des Sultans, — um ihm den Beſitz Mekka's zu 
ſichern, — Schätze und Blut geopfert! Allein dieſelbe Idee, welche frü⸗ 
her alle Chriſten in der Begeiſterung für einen heiligen Irrthum ver⸗ 
einte, würde gegenwärtig Europa blutig entzweien. Dieß ſah die 
Politik wol ein, und fo erfolgte die Errichtung eines preußiſch⸗ engliſchen 
Bisthumes Jeruſalem als unverfänglich ftommes Auskunftsmittel. 
Man hielt daſſelbe für das Reſultat einer zwiſchen den beiderſeitigen 
Regierungen gepflogenen Unterhandlung, bis die Indiskretion des Erz⸗ 
biſchofs von Canterbury alle Welt belehrte, daß nicht mit England, ſon⸗ 
dern mit ihm verhandelt worden. Preußen trägt den größeren Theil 
der Koſten für dieſes Bisthum, wogegen der Primas von England den 
Biſchof zu konſekriren und Geiſtliche, die vorerſt die 39 Artikel beſchwo⸗ 
ren, hinzuſchicken hat. Zwar kann Preußen Kandidaten vorſchlagen, 
dem anglikaniſchen Prälaten ſteht jedoch das unbedingte Veto zu. Allei⸗ 
niger Zweck des Bisthums tft: Bekehrung der zu Jeruſalem wohnenden 
Juden. Iſt aber — muß man fragen — dieſe Aufgabe in Europa 
ſchon zur Genüge gelöſt? oder ſteht etwa die Bilanz der engliſchen Miſ⸗ 
ſionäre ſo günſtig, daß man Urſache hat, das Geſchäft ſo großartig aus⸗ 
zudehnen? Nach der Stadt, wo Chriſtus gelehrt, gelitten und auferſtan⸗ 
den, von wo zwölf arme Handwerker baarfuß (Matth. 10, V. 9. 10.) 
zur Eroberung eines geiftigen Reiches auszogen, wird jetzt ein reich be⸗ 
ſoldeter Biſchof geſchickt, um zu vollbringen, was ſelbſt damals nicht ge⸗ 
lang, Die Juden Jeruſalems ſollen bekehrt werden, welche zum großen 
Theile, nicht die Gefahren des Meeres, nicht die Unſicherheit der Wege 
ſcheuend, aus fernen Landen hingekommen find, um dereinſt in heiliger 
Erde zu ruhen. Jeder Stein predigt den dortigen Juden ihre Geſchichte, 
jeder Fleck des Landes iſt mit dem Blute ihrer Vorfahren getränkt im 
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Kampfe für Gefes und Freiheit! Und fie ſollten nun Angeſichts ber 
Ruinen des Tempels ihrem uralten Geſetze abtrünnig werden? abtrünnig 
für einen Glauben, der ſie den ſchrecklichſten Verfolgungen eines vier⸗ 
fachen Fanatismus preisgeben würde? Es bewähre der neue evangeliſche 
Biſchof feinen Muth und Feuereifer vorerſt dem Islam gegenüber; 
denn die Muhamedaner bedürfen ebenſo der Bekehrung wie die Juden. 
Wit können ihm aber leider auch hierin keinen guten Erfolg prophezeien. 
Statt ſeinen Zweck zu erreichen, dürfte vielmehr das neue Bisthum den 
kaum erzwungenen Religionsfrieden in Jeruſalem ſtören. Schon berich⸗ 
teten die Zeitungen über Proteſtation der Pforte und über Mißhand⸗ 
lungen, die der Biſchof in Jeruſalem erlitten. Und nicht nur die Tür⸗ 
ken wird er gegen ſich haben; aus Fanatismus und Intereſſe werden 
auch die beiden chriſt⸗ katholſchen Kirchen fich gegen die gleichfalls mit 
Anſprüchen auf Allgemeinheit hinzugekommene vereinigen. Griechen und 
Lateiner werden über das Vertheilen der Bibel in Aufruhr gerathen; 
denn ſeit drei Jahrhunderten haben gedruckte Evangelien nicht ſowol 
die Grenzen des Neiches = erweitert, als vielmehr Reformatio⸗ 
nen befördert. — 

Allein noch ein ae Zweck als die Bekehrung aſiatiſcher 
Juden wird von fremden Zeitungen und ſelbſt von einheimiſchen Poli⸗ 
tikern dem neuerrichteten Bisthume untergelegt. Man ſieht darin einen 
Verſuch oder entfernten Anknüpfungspunkt zur Ein führung der 
anglikaniſchen Episkopalkirche in Preußen, und bringt 
damit die Nachricht in Verbindung, welche die Berliner Allgemeine 
Kirchenzeitung aus engliſchen und franzöſiſchen Blättern mittheilt, 
„dem Könige von Preußen fei bet feinem Aufenthalte in London 
von der Geiſtlichkeit der Vorſchlag gemacht, in Köln ein anglikani⸗ 
ſches Bisthum zu errichten, welches über die vielen am Rhein, in 
Baden u. ſ. w. wohnenden Engländer die Jurisdiktion habe; und dieſer 
Plan ſei gnädig aufgenommen worden. Die Zeitungen knüpfen daran 
die Vermuthung, daß die Ausführung auf denſelben Grundlagen, wie 
bei dem Bisthume in Jeruſalem, bevorſtehe.“ — Es bedarf jedoch nur 
weniger Worte, um die Unwahrſcheinlichkeit dieſer Gerlichte und die 
hiſtoriſche Unmöglichkeit eines ſolchen Unternehmens darzuthun. — 

Die deutſche Reformation iſt ihrem Geiſte und Urſprunge nach 
demokratiſchz das Volk hat fie gemacht. Ein Mann des Volkes 
griff aus religiöſer Ueberzeugung die Mißbräuche der römiſchen Kirche 
muthig an, und wie dieſe fielen, ſank auch der Papismus. Erſt ſpäter 
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traten die Fürſten heran, zum großen Theile gelockt durch Saͤkulariſa⸗ 
tion der geiſtlichen Güter; die leichte Beute ward ihnen überlaſſen für 
das ſchönere Kleinod der Gewiſſensfreiheit. Volksthümlich iſt die 
Reformation geblieben, weil der Adel, mit dem Aufhören der hohen 
geiſtlichen Würden und reichen Pfründen, mit der Wiedereinſetzung des 
demüthigen Pfarramtes in ſein bloß evangeliſches Anſehen, ſich von der 
Kirche zurückzog und die Theologie den Bürgerlichen überließ. 

Die engliſche Reformation iſt dagegen vom Throne ausge⸗ 
gangen, ſie begann mit dem, was bei uns Folge war. Heinreich VIII. 
hob — die Urſache iſt bekannt — in feinem Reiche die päpſtliche Autorität 
auf, eignete ſich die Suprematie über die Geiſtlichkeit an und zog zu 
Gunſten feiner Großen viele Kloſtergüter ein, ohne darum an der katho⸗ 
liſchen Religion das Geringſte zu ändern. Erſt unter Eduard VI. wur⸗ 
den durch den Reichsverweſer Sommerſet und den Erzbiſchof Cranmer 
die Kirchenverfaſſung und Liturgie eingeführt, an denen die 39 Glau⸗ 
bensartikel der Königin Eliſabeth weniger geändert, als ſie unwiderruflich 
feſtgeſtellt haben. Die Miß bräuche in der katholiſchen Religion wur⸗ 
den ſtufenweiſe durch Parlamentsbeſchlüſſe, ſie ſelbſt aber niemals 
abgeſchafft. Da in England von vornherein die Suprematie des Kö⸗ 
nigs einen Hauptgrundſatz der Reformation wie des Staates ausmachte, 
ward Alles beibehalten, um fie ſtationär zu machen, fo die ununter⸗ 
brochene Nachfolge der Biſchöfe, die Unantaſtbarkeit ihrer Güter, die 
Zehnten und dann eine zum Theil der alten Lehre entnommene Liturgie, 
durch deren Gepränge die Zeit des Kanzelvortrags beſchränkt und die 
Phantaſie des Volkes genugſam beſchäftigt wird. 

um die anglikaniſche Episkopalkirche in Preu ßen einzuffßten, 
müßte — was in ſich einen Widerſpruch enthält — die ununter⸗ 
brochene Nachfolge der Biſchöfe ſelbſt dem alten Namen nach wieder 
hergeſtellt, das Kirchengut ihnen zurückerſtattet und die königliche Su⸗ 
prematie proklamirt werden. Dieſes wäre ein Reſtitutions-Edikt, geeig⸗ 
net, unfte Finanzen zu verwirren, die Domänen, worauf das Staats⸗ 
Fideikommiß fundirt iff, zu ſchwächen und die — durch den weſtphäli⸗ 
ſchen Frieden außer Frage geſtellten Anſprüche des Papſtes aufs Neue 
hervorzurufen. Die Reſtitution würde der Papſt gern anerkennen, nicht 
leicht aber eine Suprematie, welche ſeiner Macht über die katholiſchen 
Biſchöfe die größte Gefahr brächte. Auch möchten dieſe Letzteren, durch 
das Schickſal ihrer irländiſchen Amtsbrüder gewarnt, hierin ihrem geiſt⸗ 
lichen Oberhaupte beiſtimmen. — Nächſtdem müßte die Union, ſelbſt die 
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Reformation Luthers aufgehoben werden, da die ununterbrochene Nach⸗ 
folge unſerer Biſchöſfe ohne Hilfe des engliſchen Primas nicht 
zu erlangen wäre und dieſer ſich weigern würde, fie zu konſekriren, bevor 
fie nicht die 39 Artikel (die ſich bekanntlich auf die Genfer Lehre ſtützen) 
beſchworen hätten. Alles indeſſen zugegeben, auch daß man den Ges 
meinden das koſtbare Recht der Wahl ihrer Pfarrer nähme, würden 
doch dieſe Biſchöfe völlig iſolirt ohne untere anglikaniſche Geiſtlichkeit 
daſtehen, indem unſere jetzigen Prediger ſich einer zweiten Ordination 
nicht füglich unterziehen dürften. Wäre endlich ſelbſt dieſe Schwierig⸗ 
keit überwunden, ſo könnten doch die ausgedehnteſten Rechte nicht hin⸗ 
reichen, einer Episkopalkirche ohne Biſchofsbank in einem Ober⸗ 
hauſe das Anſehn der anglikaniſchen zu geben, weil zur politiſchen Stae 
bilität einer Staatskirche nothwendig die Garantie gehört, daß ohne die ge⸗ 
ſetzgebende Gewalt nichts an ihren Gebräuchen und ohne Zuſtimmung der 
Kirche (nemlich ihrer Repräfentanten) nichts im Staate abgeändert wer⸗ 
den könne. Sollte einſtens aus freier königlicher Entſchließung ein edles 
wohlverdientes Vermächtniß vollzogen werden, fo wird dieſes nicht geſche⸗ 
hen für die Ehre, Preußen zu einer engliſchen Fillalkirche zu machen. 

Nicht geringerem Bedenken iſt die Annahme der anglikaniſchen 
Liturgie unterworfen. Der erſte Schritt hiezu müßte die Aufhebung 
der neuen, nicht ohne Widerſpruch eingeführten, Agende ſein. Es bleibt 
aber ein für das religiöſe Volksgefühl höchſt gefährliches Experiment, 
den Gottesdienſt, welchen es doch für eine innere Nothwendigkeit ſeiner 
Kirche anſehen ſoll, häufig umzubilden. Die anglikaniſche Liturgie iſt 
aus einer Transaktion mit dem Katholizismus entſtanden, ſie hat mit 
ihrer Kirche, der ſie weſentlich inhärirt, gleichen Urſprung, und wird von 
deren Grenzen und Disciplin umſchloſſen. Sollte dieſe Liturgie ohne 
weiteres Schutzmittel bloß um ihres Gepränges willen bei uns eingeführt 
werden, fo wäre nicht abzuſehen, warum das Volk nicht noch konſequen⸗ 
ter ſein und ſich dem ſo nahe liegenden, viel feierlicheren katholiſchen 
Gottesdienſte zuwenden dürfte; wenigſtens wäre es alsdann gegen zu⸗ 
fällige Erweiterungen ſicher geſtellt. 

Ohne Luthers Namen aus der Geſchichte und aus dem Volks⸗ 
bewußtſein zu tilgen, ließe ſich ſelbſt die engliſche Liturgie bei uns nicht 
einführen. Wir vertrauen der Weisheit unſerer Regierung und halten 
daher jede Furcht vor etwaigen Uebergriffen der anglikaniſchen Kirche für 
eine völlig leere, grundloſe Beſorgniß. 

Gönigsberger Zeitung 1842, No. 75.) 
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7. Deutſchland und der Bundestag. 

Deutſchland ſtrebt jetzt eifriger, denn je zuvor, nach Einheit 

und natio nalpolitiſcher Bedeutung. Keine der vielen Binnen⸗ 
ſouveränitäten hat mehr die Macht, — gleich den ehemaligen Kurfür⸗ 
ſten — die Stämme gegen einander zu führen oder gar der Fremd 
herrſchaft zu fröhnen. Als vor Kurzem der Rhein bedroht ward, rüſtete 
ſich die oſtpreußiſche Jugend, und gleiche Hilfe würde uns vom Rheine 
zuſtrömen, hätten wir irgend einen Andrang feindlicher Nachbaren ab⸗ 
zuwehren. Möge die Gegenwart ſich immerhin ſolcher Thatſachen freuen, 
nur laſſe fie ſich dadurch nicht zu einer ſorgloſen Unthätigkeit verleiten; 
man täuſche fic) nicht über die mannigfachen Hinderniſſe, die dem Stre⸗ 
ben nach nationaler Kraft und Einheit noch im Wege ſtehen. — 
Vor Allem haben wir hierbei die Stellung, welche die deutſchen Staa⸗ 
ten einerſeits dem Auslande und andererſeits dem hohen Bun des⸗ 
tage gegenüber einnehmen, in's Auge zu faſſen. Nur mit Unbehagen 
können die Deutſchen es anſchauen, daß ſie in ihren auswärtigen Be⸗ 
ziehungen nicht als Geſammtheit repräſentirt werden, daß zwar für 
und über ſie, doch immer ohne ſie verhandelt wird. Größer und 
mächtiger als irgend ein europäiſcher Staat, verſchwindet Deutſchland 
an politiſcher Bedeutſamkeit ſelbſt gegen Holland, und doch wird eine 
Nation erſt nach Maaßgabe des Anſehens, welches ſie dem Auslande 
gegenüber ſich zu verſchaffen weiß, geehrt und gefürchtet. Das heilige 
römiſche Reich, obgleich im Innern gefpalten und oftmals von feinen 
großen Vaſallen vervathen, übte doch nach außen einen mächtigen Zau⸗ 
ber aus. Ein ſichtbares Oberhaupt war vorhanden, und die — unter 
einem kräftigen Kaiſer wenigſtens mögliche Einheit verbreitete eine 
Scheu, gleich der vor einem ſchlafenden Rieſen. Dadurch allein iſt es 
erklärlich, wie das ſchon ſeit Jahrhunderten morſche Gebäude ſich ſo lange 
erhalten konnte und erſt vordem Manne zerfiel, der — wo es feiner Herr⸗ 
ſchaft galt — von keinem hohen Scheine ſich blenden ließ. An die Stelle 
jenes ſichtbaren Oberhauptes, welches vordem die Einheit Deutſchlands 
repräſentirte, iſt gegenwärtig der hohe Bundestag getreten. Allein 
dieſes — dem konſtitutionellen Volksleben entnommene und auf einen 
Monarchenbund angewandte Inſtitut vermag ſchon deßhalb nicht Glei⸗ 
ches zu leiſten, weil es, — lediglich nach innen gekehrt, — zum Aus⸗ 
lande in keiner direkten Beziehung ſteht, ſondern bei den fremden Hö⸗ 
fen nur durch die Geſandtſchaften der beiden zum Bunde gehörigen 
Großmächte mit vertreten wird. Es gleicht hierin unſer Vaterland dem 
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osmaniſchen Reiche, welches lange Zeit fremde Geſandten ohne Rezipro⸗ 
zität duldete und eben darum gelegentlich gefürchtet, niemals geachtet 
wurde. — Je geringer die Wirkſamkeit des Bundes nach außen er⸗ 
ſcheint, deſto entſchiedener thut fie ſich den einzelnen Bundesſtaaten gee 
genüber kund. Nächſt der Aufhebung der in Würtemberg verfaſſungs⸗ 
mäßigen Preßfreiheit ſind es beſonders die Beſchlüſſe vom 
28. Juni 1832, deren hier Erwähnung geſchehen muß. Zufolge 
des erſten Artikels derſelben ſoll, da die geſammte Staatsgewalt in 
dem Oberhanpte des Staates vereinigt bleiben muß, jeder deutſche Sou⸗ 
verän zur Verwerfung einer hiermit in Widerſpruch ſtehenden Petition 
der Stände berechtigt und verpflichtet fein; — der zweite Artikel 
beſtimmt, daß die Landſtände die zur Führung der Regierung er⸗ 

forderlichen Steuern weder auf eine mittelbare noch unmittelbare Weiſe 
verweigern dürfen; — der vierte Artikel ſetzt feſt: „um die Würde 
und Gerechtſame des Bundes und der den Bund repräſentirenden Ver⸗ 
ſammlung gegen Eingriffe aller Art ſicher zu ſtellen, zugleich 
aber in den einzelnen Bundesſtaaten die Handhabung der 
zwiſchen den Regierungen und ihren Ständen beſtehenden 
verfaſſungsmäßigen Verhältniſſe zu erleichtern, ſoll am 
Bundestage eine mit dieſem Geſchäfte beſonders beauftragte Kommiſ⸗ 
ſion ernannt werden, deren Beſtimmung fein wird, insbeſondere auch 
von den ſtändiſchen Verhandlungen in den deutſchen Bundesſtaaten fort⸗ 
dauernd Kenntniß zu nehmen, die mit den Verpflichtungen gegen den 
Bund oder mit den durch die Bundesverträge garantirten 
Regierungsrechten in Widerſpruch ſtehenden Anträge und Be⸗ 
ſchtüſſe zum Gegenſtande ihrer Aufmerkſamkeit zu machen, und der 
Bundesverſammlung davon Anzeige zu thun, welche demnächſt, wenn 
ſie die Sache zu weitern Erörterungen geeignet findet, ſolche mit 
den dabei betheiligten Regierungen zu veranlaſſen hat;“ — nach dem 
Gten Artikel endlich iſt „zu einer Auslegung der Bundes- und der 
Schlußakte mit rechtlicher Wirkung nur allein und ausſchließ lich 
der deutſche Bund durch das Organ der Bundesverſammlung berech⸗ 

tigt.“ — — Erwägt man dieſe Beſchlüſſſe näher, fo if offenbar, daß 
durch dieſelben dem hohen Bundestäge eine große — die deutſchen Kam⸗ 
mern bevormundende und überwachende Macht ertheilt und dieſen Kam⸗ 
mern ſelbſt bei Ausübung der Staatsgewalt nur eine berathende 
Mitwirkung zugeſtanden wird. Den Blick ängſtlich nach Frankfurt ge⸗ 
richtet, ohne jene Erhebung, die das Gefühl einem großen mächtigen 
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Staate anzugehören einhaucht, find die deutſchen Kammern dem Ge⸗ 
ſammtvaterlande gegenüber als bloße Provinzialſtände 
zu betrachten, die nur über Sonderintereſſen befragt werden. Wagt 
irgend ein Mitglied über die engen Grenzen ſeines Staates hinauszu⸗ 
gehen und das Wohl des geſammten Deutſchlands in den Kreis halb⸗ 
öffentlicher Berathung zu ziehen, fo wird ihm ſolches als ein Eingriff 
in fremde Rechte verwieſen oder die Ständeverſammlung, wenn ſie ihm 
beiſtimmt, entlaſſen. Vorgänge, wie wir fie neuerdings in Baden, 
Heſſen und Hannover erlebt haben, dürfen nicht überſehen werden, wenn 
man über die zeitherigen Erfolge ſtändiſcher Bemühungen ein gerech⸗ 
tes Urtheil fällen will. — — 

Aber das Streben der deutſchen Stämme nach nationaler Kraft 
und Einheit wird trotz aller Hemmniſſe nicht ohne Erfolg ſein; denn 
der Stern des Heils iſt bereits von Oſten her aufgegangen. Preußens 
König fühlt, daß ſein Staat von einer Grenze bis zur andern in Ge⸗ 
ſinnung und Bildung, in Schmerz und Hoffnung durch und durch 
deutſch iſt, daß Preußen und Deutſchland einander nothwendig ergänzen 
müſſen. Wie durch Verabredung — ein reuiges Gefühl hat dabei ge⸗ 
leitet — iſt das bedenkliche Wort „Preußenthum“ aus unſerer 
Sprache geſchwunden. Täglich geſchehen Schritte, Andeutungen, die zu 
den ſchönſten Hoffnungen berechtigen. Die Preſſe darf von ihrem lang⸗ 
jährigen Zwange aufathmen, öffentliche Gerichtsbarkeit wird erwogen und 
— wie Vieles bewahrt noch die königliche Weisheit, um gelegentlich ſein 
Volk zu beglücken. Das neue Cenſurcircular hat uns nicht bloß die 
wohlgemeinte Beſprechung preußiſcher Zuſtände freigegeben, es hat 
uns zugleich das geſammte deu tſche Vaterland erſchloſſen; was durch 
den Zollverband für deſſen materielle Intereſſen gefchehen, wird durch 
das Cenſurcircular für die geiſtigen wenigſtens vorbereitet. 

Sobald Preußens Verfaſſung durch freiſinnige Inſtitutionen voll⸗ 
endet iſt, werden alle deutſche Brüderſtämme der Geſinnung nach in 
Eins verwachſen, wird das freie Deutſchland auch mächtig ſein. — 

(Königsberger Zeitung 1842. No. 96.) 
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